




In Berlin wurde eine neue Gesundheits-
ministerin vereidigt, die mit ihrem Stil
wohltuend zur Entkrampfung der poli-
tischen Diskussion beiträgt. Ob und in
welcher Form die von der Vertragsärz-
teschaft vehement geforderte Abschaf-
fung der Arzneimittelbudgets nach der
ministeriellen Ankündigung auch tat-
sächlich umgesetzt wird, werden die
nächsten Wochen zeigen.

Davon unabhängig macht sich bei
allen politischen Parteien im Bundestag
eine kritische Haltung gegenüber dem
Finanzierungsprinzip „Budget“ breit,
weil die Folgen der heimlichen Ratio-
nierung im Gesundheitswesen offen-
sichtlich Wirkung zeigen.

Es ist eine Grundsatzdiskussion
über unser GKV-System in Gang ge-
kommen. Mutig stellt unsere neue Mi-
nisterin den derzeitigen Leistungskata-
log der GKV infrage, wohlwissend,
daß hier das Thema „Grund- und
Wahlleistung“ angeschnitten wird. Um
die zu erwartende politische Verwer-
fung der Regierungspartei SPD einzu-
grenzen, dementiert sie schnell, aber
nur halbherzig.

Insgesamt muß man feststellen, daß
wohl alle Parteien eine Leistungsbe-
grenzung der GKV als einzigen Aus-
weg aus der Finanzierungsmisere anse-
hen. Sie wird nur unterschiedlich be-
nannt. Grundleistung, Kernleistung,
Durchforstung eines GKV-Katalogs
usw. Es gehört nicht viel politische
Weisheit dazu, vorherzusagen, daß die-
se Sprachverwirrung im Interesse des
nächsten Bundestagswahlkampfs auf-
rechterhalten wird, damit man sich di-
rekt nach der Wahl inhaltlich und über-
parteilich einigen kann. Lahnstein 2
läßt grüßen. Die Rentenreform wird
Vorbildfunktion haben. Bleibt nur zu
hoffen, daß der oder die zuständige
Ministerin oder Minister klüger als
Herr Riester taktieren wird. Dabei
werden auch Entwicklungen des Euro-
parechtes, aber auch unser GKV-Sy-
stem im Konzert der übrigen Länder
der EU zu berücksichtigen sein.

Mit einer solchen Reform wird es
für alle Beteiligten im Gesundheitswe-
sen zu einem Paradigmenwechsel kom-
men, angefangen bei Stellung der ge-
setzlichen und privaten Krankenkas-

sen, bis hin zur Position einer Kassen-
ärztlichen Vereinigung als Körper-
schaft des öffentlichen Rechts. Die
Gretchenfrage lautet aber, wie man
Kern- von Wahlleistungen abgrenzt.
Diese Aufgabe kann und darf man im
Interesse unserer Patienten und einer
solidarischen Krankenversicherung
weder der Politik noch den Kranken-
kassen überlassen. Hier ist medizini-
scher Sachverstand gefragt, den nur die
Ärzteschaft in ihre Körperschaften ein-
bringen können. Wir als Ärzteschaft
sollten den anstehenden Wandel als
Chance begreifen und uns auf die neu-
en Aufgaben rechtzeitig vorbereiten.
Viel Zeit bleibt uns bis zur nächsten
Legislaturperiode nicht mehr.

Dr. H.-F. Spies
1. Vorsitzender der KV Hessen
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Paradigmenwandel in der Gesundheitspolitik?

Der Verein AIDS-AUFKLÄRUNG e.V. 
stellt seine neueste Broschüre Informationen zu Liebe, Sexualität und AIDS vor

In neuem „Outfit“ und mit grundlegend
überarbeiteten Texten informiert das
Heft in leicht verständlichen Worten
über Ansteckungswege, Risiken und
Schutzmöglichkeiten. Völlig neu ist ein
Kapitel über die verheerende Situation
in Afrika, wo AIDS zu einer mensch-
lichen, politischen und ökonomischen
Katastrophe geführt hat. Professor
Wolfgang Stille, dem bekannten Infek-
tiologen, AIDS-Spezialisten und stell-
vertretenden Vorsitzenden des Vereines
AIDS-AUFKLÄRUNG, ist dieses The-

ma ein besonderes Anliegen: „Das
Elend in Afrika ist unbeschreiblich. Wir
müssen uns fragen, was mit einer Ge-
sellschaft passiert, in der voraussichtlich
40% des Nachwuchses stirbt.“ Er
warnt aber auch davor, sich hierzulande
beruhigt zurückzulehnen. Sogenannte
'Importinfektionen' durch Sextou-
rismus spielen eine besorgniserregende
Rolle bei den Neuinfektionen. „Im Ur-
laub werfen eben doch viele ihre Vor-
sicht über Bord und hinterher kommt
dann das böse Erwachen“ so Stille.

Nach wie vor sind Aufklärung und
Vorbeugung die einzigen Waffen im
Kampf gegen AIDS. Da sich in
Deutschland noch immer jährlich
2.000 bis 3.000 Menschen neu mit
dem HI-Virus anstecken, darf in den
Präventionsbemühungen keinesfalls
nachgelassen werden!

Die Broschüre kann angefordert
werden bei: Verein AIDS-AUFKLÄ-
RUNG e.V., Heddernheimer Kirchstr.
14, 60439 Frankfurt, Tel.: 069/
76 29 33, Fax: 069/76 10 55.
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Vorstandsvorsitzende

Dr. Hans-Friedrich Spies, 
Internist, 56 Jahre
Der neue 1. Vorsitzende ist der alte 
2. Vorsitzende der KV Hessen. Dr.

Spies löst Dr. Jür-
gen Bausch ab.
Er war von 1995
bis 1997 Vorsit-
zender der Be-
zirksstelle Frank-
furt bis er zum 
2. Vorsitzenden
gewählt wurde.

Der Abgeordnetenversammlung gehört
Dr. Spies schon seit 20 Jahren an,
zuerst als Stellvertreter, dann als or-
dentliches Mitglied. Für den überzeug-
ten Freiberufler ist die Körperschaft
KV wichtiger denn je, da nur eine KV
verhindern kann, daß Krankenkassen
und Politik die Hausärzte, die Fachärz-
te und die Psychotherapeuten gegen-
einander ausspielen. Integrationskraft
der neuen Vorsitzenden ist seiner Mei-
nung nach wichtig. Dr. Spies möchte
bei den Honorarverhandlungen das
Budget stufenweise durchbrechen, da-
mit das Morbiditätsrisiko wieder bei
den Krankenkassen angesiedelt wird.
Das Solidarprinzip und die Finanzie-
rung der gesetzlichen Krankenversiche-
rung hält er nur durch eine Neudefini-
tion des Leistungsinhaltes für gesi-
chert. Um den Blick für die Basis nicht
zu verlieren wird Dr. Spies weiterhin in
seiner Gemeinschaftspraxis als Kardio-
loge und Belegarzt tätig sein. 

Dr. Horst Rebscher-Seitz, 
Allgemeinarzt, 53 Jahre
Der studierte Pädagoge und Allgemein-
mediziner führte acht Jahre die Be-
zirksstelle Limburg bevor er jetzt zum
neuen 2. Vorsitzenden gewählt wurde.
Dr. Rebscher-Seitz, der langjährige
Vorstandserfahrung hat, setzt in der
neuen Legislaturperiode auf Kontinu-
ität der bisher erfolgreichen Vorstands-

arbeit. Der Vorsitzende des Struktur-
ausschusses möchte den Gedanken ei-
ner gewerkschaftlichen Basisstruktur
für die Ärzteschaft weiterentwickeln.
Ungerechtfertigte staatsanwaltschaftli-
che Ermittlungsverfahren will er durch
den Aufbau einer Taskforce-ähnlichen
Struktur innerhalb der KVH und der
KBV abwehren. Um den ärztlichen Ba-
sisbezug zu erhalten, will er soweit
möglich in seiner fachübergreifenden
Gemeinschaftspraxis auf dem Lande
weiterarbeiten. Ein weiteres wichtiges

Anliegen ist die
Integration aller
Fachgebiete, um
dadurch die Stär-
kung der inner-
ärztlichen Solida-
rität zu fördern.
Er ist der Über-
zeugung, daß da-

durch die ärztliche Position bei der
Weiterentwicklung des Gesundheits-
wesens auch und vor allen Dingen zum
Schutze der Patienten ausreichend ein-
gebracht werden kann. 

Ordentliche Vorstandsmitglieder

Dr. Margita Bert, 
Gynäkologin, 60 Jahre
Dr. Bert führt bereits seit 2000 die Be-
zirksstelle Darmstadt, davor war sie elf

Jahre lang Spre-
cherin der Abge-
o r d n e t e n v e r -
sammlung. Im
Geschä f t saus -
schuß ist sie seit
1974, zuerst als
stellvertretendes
Mitglied, dann

als ordentliches. Dr. Bert ist Ehrenrich-
terin am Bundessozialgericht und im
12. Jahr im Präsidium der Landesärzte-
kammer Hessen tätig. In den nächsten
vier Jahren möchte Dr. Bert die Be-
zirksstelle Darmstadt zur Service-KV
für die niedergelassenen Kollegen

weiterentwickeln. Neben der Vereinfa-
chung der Verwaltung, vor allem bei
den Widersprüchen, steht für sie ein
übersichtlicher HVM im Vordergrund.

Dr. med. Gerd W. Zimmermann, 
Allgemeinarzt, 52 Jahre
Dr. Zimmermann ist jetzt in der zwei-
ten Wahlperiode Vorsitzender der Be-

zirksstelle Frank-
furt. Er ist bereits
seit 1985 Mit-
glied des Ge-
schäftsausschus-
ses und der
Abgeordnetenver-
sammlung. Der
Vorsitzende der

Diabeteskommission möchte sich in
Zukunft für eine nachhaltige Verbesse-
rung der Honorarsituation aller Mit-
glieder und eine gerechte Verteilung
der Gesamtvergütung über einen trans-
parenten und nachvollziehbaren HVM
einsetzen. Dr. Zimmermann strebt den
schrittweisen Übergang zur Einzel-
leistungsvergütung an. 

Dr. Rainer Fonrobert, 
Internist, 59 Jahre
Dr. Fonrobert ist als stellvertretender
Vorsitzender der Bezirksstelle Frankfurt

wiedergewählt
worden und nun
in der zweiten
Amtszeit. Er ist in
einer gastroente-
rologisch ausge-
richteten Gemein-
schaftspraxis tä-
tig. Der Vorsit-

zende der Sonographiekommission
möchte sich in der neuen Legislatur für
arztgerechte Honorare und eine 
leistungsgerechte Vergütung für jeden
Arzt einsetzen. Transparenz in allen
Abrechnungsfragen ist ihm wichtig.
Außerdem möchte er die KV weiter zu
einer Service-KV ausbauen.

Der neue Vorstand der KV Hessen
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Dr. Peter Eckert, 
Allgemeinarzt, 59 Jahre
Der neue Vorsitzende der Bezirksstelle
Gießen ist niedergelassener Allgemein-

arzt und seit 12
Jahren Mitglied
im Geschäftsaus-
schuß. Er hat den
Strukturvertrag
des Arzt-Notru-
fes A.N.R. Lahn-
Dill verantwort-
lich mitentwickelt.

In der neuen Legislatur möchte er sich
weiterhin für die Notfallversorgung,
vor allem zur „Unzeit“, einsetzen,
Strukturverbesserungen intensivieren
und Kooperationen zwischen Kliniken
und Vertragsärzten vorantreiben. Dr.
Eckert legt Wert darauf, daß die Vertei-
lungskämpfe beendet werden und sich
die Vertragsärzte auf die Auseinander-
setzung mit der Politik und den Ver-
handlungen mit den Kassen konzen-
trieren.

Dr. Eckart Claus, 
Allgemeinarzt, 58 Jahre
Der alte und neue Vorsitzende der Be-
zirksstelle Kassel hat dieses Amt bereits

seit 1993 inne,
davor war er vier
Jahre stellvertre-
tender Vorsitzen-
der. Dr. Claus hat
mit seinem Sohn
eine Gemein-
schaftspraxis und
ist ehrenamtlich

als Richter tätig. Im Vorstand sind sei-
ne Schwerpunkte für die nächste Wahl-
periode Pharmakotherapie, Geriatrie
und Palliativmedizin. Künftig möchte
er die Verwaltungsarbeit im Sinne der
„Service-KV“ verbessern, den HVM
vereinfachen und die ärztliche Einheit
bei gleichzeitiger Integration der
Psychotherapeuten erhalten. 

Dr. Dietrich Kutschera, 
Orthopäde, 59 Jahre
Dr. Kutschera bildet als stellvertretender
Vorsitzender der Bezirksstelle Kassel mit
Dr. Claus bereits seit acht Jahren das

Führungsteam.
Der Orthopäde
wird sich in den
nächsten vier Jah-
ren im Vorstand
vor allem für die
Verbesserung der
Qualitätssiche-
rung einsetzen.

Neben dem Erhalt der Einheit innerhalb
der KV strebt er die Integration der
Psychotherapeuten mit besserer Hono-
rierung jedoch ohne Belastung des Fach-
arzttopfes an. Vor allem will er sich für
eine vernünftige und für alle verständli-
che Honorarverteilung einsetzen.

Dr. Hermann Feig, 
Allgemeinarzt, 62 Jahre
Der seit acht Jahren stellvertretende
Vorsitzende der Bezirksstelle Limburg

ist nun zum Vor-
sitzenden ge-
wählt worden.
Dr. Feig hat mit
seiner Frau eine
Gemeinschafts-
praxis und ist
dort als Allge-
meinarzt tätig. Er

ist bereits seit 1985 Mitglied im Ge-
schäftsausschuß. Schwerpunkte sieht
Dr. Feig darin den kranken Patienten
wieder in den Mittelpunkt zu stellen
und Einzelinteressen zurückzustellen.
Er möchte das Vertrauen der Patienten
in die Leistungsfähigkeit des Gesund-
heitssystems erhalten, so daß jeder das
medizinisch Notwendige erhält.

Dr. Michael Köhler, 
Allgemeinarzt, 52 Jahre
Dr. Köhler ist neuer Vorsitzender der
Bezirksstelle Marburg. Er ist in Einzel-
praxis als Allgemeinarzt niedergelas-

sen. In der neuen
Legislaturperiode
möchte er ein
Auseinanderdrif-
ten der Berufs-
gruppen vermei-
den, gemeinsame
Ziele suchen
bzw. finden und

die Kräfte wieder nach außen bündeln.
Besonderen Wert legt Dr. Köhler auf
loyale und ehrliche Vorstandsarbeit
mit konstruktiver Kritik. Außerdem
möchte er sich für eine Verbesserung
des Notdienststatutes einsetzen.

Dr. Jörg Hempel, HNO-Arzt, 60 Jahre
Als Facharzt für HNO-Krankheiten
und Belegarzt seit 24 Jahren in Wiesba-
den niedergelassen, seit sieben Jahren

Mitglied des Ge-
schäftsausschus-
ses und seit ei-
nem Jahr Vorsit-
zender der Be-
zirksstelle Wies-
baden. Seine Zie-
le für die näch-
sten vier Jahre

sind die Reform des HVM und des
Vergütungssystems unter der Prämisse
einer erforderlichen Leistungsbegren-
zung, die Förderung des ambulanten
Operierens und die Erweiterung der
Strukturverträge, die Verhandlung
neuer Versorgungsstrukturen sowie die
Verbesserung des Images der Ärzte. 

Außerordentliche Vorstandsmitglieder 

Dr. Egmont Nanke, 
Allgemeinarzt, 69 Jahre
Das neue außerordentliche Mitglied
war zuvor von 1981 bis 2000 Vorsit-

zender der Be-
zirksstelle Darm-
stadt und schon
damals Mitglied
des Vorstandes.
Diese Ämter
mußte er aus Al-
tersgründen ab-
geben. Derzeit ist

Dr. Nanke noch Mitglied des Vorstan-
des der Akademie der ärztlichen Fort-
bildung und des gemeinsamen Aus-
schusses „Qualitätssicherung“. In der
jetzigen Amtsperiode möchte er sich
für die Sicherung und gerechte Gestal-
tung der EHV einsetzen und appelliert
an die Geschlossenheit aller Vertrags-
ärzte und Psychotherapeuten. 
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Manfred Schulz,
Notarzt, 51 Jahre
Schulz, der 2. Außerordentliche im
Vorstand, ist seit 20 Jahren hauptbe-

ruflich im ärzt-
lichen Notdienst
in Frankfurt tä-
tig. Er ist bereits
seit der letzten
Legislatur im Ge-
schäftsausschuß
Mitglied. Mit sei-
nem Vorstands-

amt möchte er dem besonders sensi-
blen Bereich der kassenärztlichen Not-
fallversorgung eine Stimme verleihen.
Neben Honorarfragen, Arbeitsbedin-
gungen, Ausstattung der Notdienstzen-
tralen und vertragsärztlicher Absiche-
rung der Notärzte steht für ihn die Ver-
sorgung der Patienten im Vordergrund.
Denn gerade in der Notfallsituation, in
der die freie Arztwahl aufgehoben ist,
sieht Schulz noch Möglichkeiten die
Qualität zu verbessern.

Ehrenvorsitzender
Dr. Jürgen Bausch, Kinderarzt 
und Allgemeinarzt, 63 Jahre
Seit 25 Jahren wirkt Dr. Bausch an den
Geschicken der hessischen Ärzte mit.
Zuerst als Abgeordneter des Altkreises
Schlüchtern, dann als Sprecher der Ab-
geordnetenversammlung, mehr als

zehn Jahre als 2.
Vorsitzender und
zuletzt als Vor-
standsvorsitzen-
der der KV Hes-
sen und Vor-
standsmitgl ied
der KBV. Nach-
dem er jetzt nicht

mehr kandidierte, wollten die Abge-
ordneten nicht ganz auf ihn verzichten
und wählten Dr. Bausch mit überwälti-
gender Mehrheit zum Ehrenvorsitzen-
den. Der bundesweit bekannte Arznei-
mittelexperte wird somit weiterhin
dem Vorstand der KV Hessen mit sei-
nem Sachverstand zur Seite stehen.
Vor allem dann, wenn es darum geht,
wirtschaftlich verordnende Ärzte in
Hessen von Arznei- und Heilmittelre-

gressen zu verschonen. Denn für Dr.
Bausch hat „Beratung vor Regreß“
Vorrang. 

Integrationsbeauftragte
Christa Leiendecker, 
Dipl.-Psychologin, 50 Jahre
Zur besseren Integration der Psycho-
therapeuten wurde Christa Leiendek-
ker als Integrationsbeauftragte in den
Vorstand kooptiert. Sie ist Diplom-
Psychologin und seit 1999 als psycho-
logische Psychotherapeutin mit den

Fachkunden ana-
lytische und tie-
fenpsychologisch
fundierte Psycho-
therapie appro-
biert. Leiendek-
ker sieht ihr Amt
als wichtigen
Schritt auf dem

Weg hin zu einer stabileren Integration
der psychologischen und Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeuten in die
Strukturen der KV. Sie versteht sich
primär als Vermittlerin und Übersetze-
rin, da ein Konsens innerhalb der ärzt-
lichen Selbstverwaltung für eine effi-
ziente Interessensvertretung dringend
erforderlich ist. Die Integrationsbeauf-
tragte möchte künftig die Psychothera-
pie unter Berücksichtigung der unter-
schiedlichen Grundberufe von denen
sie ausgeübt wird sowie der unter-
schiedlichen Verfahren im GKV-
System absichern, die berufliche Exi-
stenz sichern und sich für eine ausrei-
chende Honorierung einsetzen. 

Sprecher der 
Abgeordnetenversammlung

Dr. Claus-Jürgen Stoecker, 
Allgemeinarzt, 63 Jahre
Dr. Stoecker ist seit 2000 Sprecher der
Abgeordnetenversammlung und wurde
jetzt wieder in seinem Amt bestätigt.
Davor war der Allgemeinarzt bereits
drei Jahre stellvertretender Sprecher. Er
ist seit 1972 Abgeordneter und Mit-
glied im Geschäftsausschuß Wiesba-
den. Von 1989 bis 1996 war Dr.

Stoecker Vorsit-
zender der Be-
zirksstelle Wies-
baden und Mit-
glied des Vor-
standes. In der
Funktion des
Sprechers möchte
er sich um zielge-

richtete, konfliktlösende und integrati-
ve Diskussionsleitung bemühen. Wich-
tige Ziele sind für ihn die Wiederher-
stellung der Einigkeit der Vertragsärzte
und die Integration der Psychothera-
peuten in die Selbstverwaltung. 

Dr. Werner Prinz, 
Gynäkologe, 51 Jahre
Dr. Prinz wurde 2000 zum stellvertre-
tenden Sprecher gewählt. Bei dieser
Wahl wurde das Team bestätigt. Der
Gynäkologe und Belegarzt ist seit 1989
Mitglied der Abgeordnetenversamm-
lung und des Geschäftsausschusses der
Bezirksstelle Kassel. Dr. Prinz ist auch

ehrenamtlicher
Richter am Hes-
sischen Finanzge-
richt. Für ihn ist
es wichtig, daß
die KV alle Mit-
glieder in gleicher
Weise vertritt,
der HVM über-

sichtlicher wird und die Verlagerung
der ärztlichen Leistungen vom statio-
nären in den ambulanten Bereich auch
eine Verschiebung des Honorars zur
Folge hat. 

Monja Laschet



162 Hessisches Ärzteblatt 4/2001

Aktuelles

Ein Blick in die Zukunft: Ihre Patientin
klagt über Rückenschmerzen und Ver-
spannungen im Nackenbereich. Geziel-
te Bewegung könnte der beruflich en-
gagierten, körperlich jedoch wenig ak-
tiven Frau helfen. Um der Vierzigjähri-
gen zu einer gesundheitsfördernden
sportlichen Maßnahme zu raten,
schauen Sie in den „regionalen Weg-
weiser“ auf der Homepage der Ärzte-
kammer. Hier, genauso wie auf dem
Plakat oder den Handzetteln in Ihrem
Wartezimmer, sind Turn- und Sport-
vereine der Umgebung mit qualitativ
überprüften Angeboten
verzeichnet. Sie tragen
das gemeinsam von Deut-
schem Sportbund und
Bundesärztekammer ent-
wickelte Qualitätssiegel
„Sport Pro Gesundheit“. 

Für hessische Ärztin-
nen und Ärzte ist dieser
Ausblick bald Wirklich-
keit: Am 13. März stellten
Landesärztekammer Hes-
sen, Landessportbund
Hessen, Hessischer Turn-
und Hessischer Schwimm-
verband das Qualitätssie-
gel auf einer Pressekonfe-
renz in Frankfurt vor. Der
am 18.2.2000 gefaßte Be-
schluß des Vorstandes der
Bundesärztekammer, die
Landesärztekammern
sollten das Qualitätssiegel
mittragen, wurde damit
zeitnah umgesetzt: In ei-
ner bundesweit bislang
einmaligen Vierer-Koope-
ration haben sich die

Partner zur hessischen Landesarbeits-
gemeinschaft Qualitätssiegel „Sport
Pro Gesundheit“ zusammengeschlos-
sen. 

Unter dem Motto „Der Gesundheit
Beine machen“ wollen sie über Präven-
tion und Behandlungsmöglichkeiten in
Form gezielter, sportmedizinisch sinn-
voller Bewegung informieren. Mit dem
Siegel werden qualifizierte Angebote in
Turn-, Sport- und Schwimmvereinen
ausgezeichnet, die den auf Bundesebe-
ne erarbeiteten Kriterien entsprechen.
Sie beziehen sich ebenso auf die Ziel-

setzung, die spezifizierte Maßnahmen-
planung, die ÜbungsleiterInnenqualifi-
kation und die Organisationsstruktur
wie auf den Ablauf der Qualitätssiche-
rung und die örtliche Vernetzung.

Qualität sichern und wissenschaft-
lich begleiten: Diesen Anspruch ver-
knüpft die Landesärztekammer mit der
Vergabe des Qualitätssiegels.

In regionalen Qualitätszirkeln wer-
den Ärzte und Vereine die angestrebten
Qualitätsstandards erörtern; für die
Kontrolle vor Ort sind der Landes-
sportbund und die Fachverbände zu-

ständig. Vereine, die mit
dem Qualitätssiegel aus-
gezeichnet worden sind,
erhalten neben einer Ur-
kunde und einem Schild
auch Materialien, mit
denen sie beispielsweise
in Arztpraxen auf sich
aufmerksam machen
können. Interessierten
Ärztinnen und Ärzten
schickt die Ärztekam-
mer Unterlagen auf An-
frage zu.

„Wir betrachten
Sport als integrativen
Bestandteil der ärzt-
lichen Prävention, Be-
treuung und Versor-
gung“, erklärte der Prä-
sident der Landesärzte-
kammer Hessen, Dr.
med. Alfred Möhrle,
gegenüber der Presse.
„Durch die Vernetzung
mit unseren Partnern
können wir jeder Ärztin
und jedem Arzt die Su-

Wir machen der Gesundheit Beine. 
Machen Sie mit !
Qualitätssiegel „Sport Pro Gesundheit“:
Landesärztekammer als Kooperationspartner
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che nach gesundheitsfördernden Ange-
boten für die Patienten erleichtern. Die
Turn- und Sportvereine bieten dabei
die notwendige Infrastruktur für ein
flächendeckendes Angebot.“ Der
niedergelassene Orthopäde Möhrle
wies darauf hin, daß zahlreiche Schä-
den am Bewegungssystem ursächlich
auf mangelnde Bewegung zurückge-
hen. „Dies beginnt bereits in der Kind-
heit und führt zu lebenslangen Be-
schwerden.“ Nur 34 % der Bevölke-
rung treibe regelmäßig Sport. Und dies
auch nicht immer nach sportmedizini-
schen Gesichtspunkten.

Daß der Prävention durch richtige
Bewegung und Sport in modernen In-
dustriestaaten eine wachsende Bedeu-
tung zukommt, betonte auch Professor
Dr. med. Paul E. Nowacki, stellvertre-
tender Vorsitzender des Sportärztever-
bandes Hessen. Moderne medizinische
Behandlungsmethoden, wie z. B. die
aktive Mobilisation im Zustand nach
dem Herzinfarkt, Bewegungstherapie
und schließlich auch Trainingsbehand-
lung in der Prävention und Rehabilita-
tion fußten auf Erkenntnissen der
sportmedizinischen Forschung. Das
gelte besonders auch für körperliches
Training als Prävention gegenüber
Herz-Kreislauf-Krankheiten und al-
tersbedingten Leistungsverlusten. 

Nowacki kritisierte, daß die meisten
Ärztinnen und Ärzte während ihres
Studiums zu wenig für die Erstellung
und Überwachung von Fitneß- und
Sportprogrammen vorbereitet worden
seien. Ein Umstand, der sich dringend
ändern müsse: „Die in der Verantwor-
tung für die Weiterbildung stehenden
SportmedizinerInnen werden sich des-
halb mit ganzer Kraft und besonderem
Eifer dafür einsetzen, daß eine Vielzahl
von Vereinen mit entsprechend qualifi-
zierten ÄrztInnen und ÜbungsleiterIn-
nen ausgestattet werden, so daß ihnen
zu Recht das Qualitätssiegel zuerkannt
werden kann.“

Horst Knop, Präsidiumsmitglied des
LBS, kündigte an, der Landessport-
bund werde „auf enge Tuchfühlung“
mit der Ärzteschaft gehen: „Sie sind
der Schlüssel zum Erfolg“. Da Patien-

ten nicht nur sportliche Maßnahmen,
sondern auch Vereine empfohlen wer-
den sollen, müssen Ärzte und Vereine
miteinander Kontakt aufnehmen. Lan-
dessportbund und Ärztekammer wer-
den die Kontaktaufnahme mit ihren
Homepages unterstützen.

An dieser Stelle möchten wir alle
interessierten Ärztinnen und Ärzte in

Hessen dazu aufrufen, sich aktiv an der
Aktion „Sport Pro Gesundheit“ zu be-
teiligen. Wenden Sie sich bitte an die
Landesärztekammer oder Ihre Bezirks-
ärztekammer, wenn Sie Plakate, Hand-
zettel und weiteres Informationsmate-
rial benötigen.

Katja Möhrle

Die Akademie für Weiterbildung an
den Universitäten Heidelberg und
Mannheim e.V. bietet mit dem „Cur-
riculum Algesiologie“ ein vollständi-
ges Programm zum Erwerb der Zu-
satzbezeichnung „Spezielle Schmerz-
therapie“ an. Mit 8 Basismodulen
richten sich Aufbau und Inhalt nach
den Vorgaben der Bundesärztekam-
mer. Thematisiert werden u.a. die
Grundlagen der Schmerztherapie und
-prävention, medikamentöse und
nichtmedikamentöse Schmerzthera-
pie, Umgang mit Kopfschmerz etc.
Zusatz- und Vertiefungskurse erwei-
tern das inhaltliche Spektrum: Hier
ermöglicht die Weiterbildung bei-
spielsweise das Studium hypnothera-
peutischer Techniken bei der Behand-
lung von psychosomatischen Schmer-
zen. Auf dem Programm steht auch
das Thema „Akupunktur, Traditio-
nelle chinesische Medizin – was ist
brauchbar und gesichert in der

„Curriculum Algesiologie“ – 
Intensivkurs zur „Speziellen Schmerztherapie“

Kalender-Daten:
Titel: Curriculum „Algesiologie“ – 

Intensivkurs zur „Speziellen
Schmerztherapie“ 

Leitung: Prof. Dr. Dr. Manfred Zimmer-
mann, Neuroscience and Pain
Research Institute, Heidelberg

Aufbau: 8 Basismodule und mehrere
Vertiefungskurse, z.B. 
Palliativmedizin (Termine kön-
nen angefordert werden)

Ort: Heidelberg
Studien- Basismodule: AIPs je DM 
gebühren: 25,—, Ärzte je DM 225,—

Vertiefungskurse: AIPs je DM
150,—; Ärzte je DM 250,—

Kontakt: Akademie für Weiterbildung an
den Universitäten Heidelberg
und Mannheim e.V., Friedrich-
Ebert-Anlage 22-24, 
69117 Heidelberg, 
Telefon: 0 62 21/54-78 10, 
Internet www.akademie-fuer-
weiterbildung.de und
E-Mail afw@uni-hd.de.

Schmerztherapie. Eine ganz neue Ver-
anstaltung widmet sich der Palliativ-
medizin.

Evangelischer Kirchentag in Frankfurt – Privatquartiere gesucht

Vom 13. bis 17. Juni 2001 findet in Frankfurt der 29. Deutsche Evangelische
Kirchentag statt. Fünf Tage lang wird ein reichhaltiges Programm geboten, das
an die 3.000 Einzelveranstaltungen umfaßt: Bibelarbeit, Vorträge, Liturgische
Tage und Gottesdienste, aber auch Theater und Musik. Viele Kirchentagsgäste
reisen von auswärts an und hoffen auf hessische Gastfreundschaft. Wohnen Sie
im Rhein-Main-Gebiet und können sich vorstellen, zum Kirchentag einen Be-
sucher kostenlos bei sich aufzunehmen? Eine Liege oder Couch genügt. Die
Veranstalter laden Sie dafür mit einer Tageskarte ein.

Privatquartiere können unter www.kirchentag.de oder Tel. 0 69/29 92 42 42
angemeldet werden. Es wäre schön, wenn Sie die Möglichkeit sehen, auch in
Ihren Praxisräumen auf diese Aktion hinzweisen.
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Nichts ändert sich so schnell wie die
Verhältnisse. Als der Förderverein für
ärztliche Fortbildung in Hessen e.V. am
22. November 2000 zum Gesundheits-
politischen Forum Hessen einlud, weh-
te noch ein grüner Wind durch das Ber-
liner Gesundheitsministerium. Die zu-
ständige Ministerin hieß Andrea Fi-
scher; der Name Ulla Schmidt war nur
innerhalb der SPD-Fraktion ein Be-
griff. Mit der hessischen SPD-Politike-
rin Gudrun Schaich-Walch, die als Po-
diumsgast an dem Gesundheitspoliti-
schen Forum in der Bad Nauheimer
Akademie für ärztliche Fortbildung
und Weiterbildung der Landesärzte-
kammer teilnahm, verbindet sich das
Thema Gesundheitspolitik hingegen
schon lange. 

Schaich-Walch war gesundheitspoli-
tische Sprecherin der SPD-Fraktion im
hessischen Landtag, später Nachfolge-
rin von Rudolf Dressler im Parteivor-
stand und stellvertretende Vorsitzende
der SPD-Bundestagsfraktion. Nach-
dem Ulla Schmidt Anfang des Jahres
als neue Gesundheitsministerin nach
Berlin berufen wurde, folgte ihr
Schaich-Walch als parlamentarische
Staatssekretärin in das Bundesgesund-
heitsministerium. Obwohl dieser
Schritt Ende vergangenen Jahres noch
nicht abzusehen war, muten Schaich-

Walchs Bad Nauheimer Ausführungen
zur Entwicklung der Gesundheitspoli-
tik unverändert aktuell an. 

Erstmals hatte der Förderverein,
dem Landesärztekammer Hessen, Aka-
demie für ärztliche Fortbildung und
Weiterbildung, Kassenärztliche Ver-
einigung, Kassen, Krankenhausgesell-
schaft, Apothekerkammer und gesund-
heitspolitischer Arbeitskreis Mitte un-
ter dem Vorsitz von Professor Dr. med.
Felix Anschütz angehören, kein ärztli-
ches, sondern ein rein gesundheitspoli-
tisches Thema auf die Tagesordnung
gesetzt. In seinen einleitenden Bemer-
kungen zu der Veranstaltung erklärte
Vorstandsmitglied Dr. med. Jürgen
Bausch, daß die in den letzten 20 Jah-
ren betriebene Gesundheitspolitik sich
bei näherer Betrachtung nicht als Poli-
tik für Gesunde oder Kranke erweise.
Vielmehr handele es sich um Kosten-
dämpfungsmaßnahmen, die dem Ziel
dienten, die Beiträge mit Blick auf die
Arbeitsmarktpolitik stabil zu halten. 

Versorgung mit dem 
medizinisch Notwendigen
Beitragssatzstabilität dürfe natürlich
nicht das alleinige Ziel von Gesund-
heitspolitik sein, erwiderte Schaich-
Walch. Die SPD stehe nach wie vor zu
einem solidarisch finanzierten Gesund-

heitssystem. „Ich
möchte die Men-
schen in diesem
Land mit dem
medizinisch Not-
wendigen versor-
gen und das un-
ter möglichst gu-
ten wirtschaft-
lichen Bedingun-
gen“, formulierte
Schaich-Walch
ihre Vorstellun-
gen. Allerdings
habe die Politik
in Zukunft die
„gewaltige“ Ver-

pflichtung, zu verdeutlichen, daß nicht
alles, was in der Medizin machbar,
wünschenswert oder angenehm sei, fi-
nanziell zu Lasten der gesetzlichen
Krankenversicherung gehen könne:
„Das heißt für mich ganz klar: Es gibt
das medizinisch Notwendige in der
GKV, und der Rest ist privat zu finan-
zieren oder im Bereich der privaten
Krankenversicherung anzusiedeln.“ 

Wenn das, was schon jetzt im Gesetz
stehe – evidenzbasierte Behandlungs-
leitlinien, systematische Folgeabschät-
zung und Qualitätsmanagement – kon-
sequent umgesetzt werde, könne es in
Deutschland langfristig zu einer besse-
ren Versorgung von Patientinnen und
Patienten kommen. Schaich-Walch be-
tonte, daß sie auch an die Selbstverwal-
tung große Erwartungen bei der Um-
setzung der „Qualitätsoffensive“ setze.
Dasselbe gelte auch für die Integra-
tionsversorgung. Der Umstand, daß
das liberale deutsche Gesundheits-
system in Europa einer Mehrheit staat-
licher Systeme gegenüber stehe, verur-
sache Schwierigkeiten bei der europäi-
schen Rechtsprechung. Man müsse da-
her nach einem Lösungsweg suchen,
um die bestehende Form der Selbstver-
waltung zu erhalten.

Risikoselektion 
muß unattraktiv werden
Eindeutig sprach sich die Politikerin
für den Erhalt des sozialen Gesund-
heitssystems in Deutschland aus; das
niederländische Modell könne keine
Alternative sein: „Wir stehen ganz fest
dazu, daß wir die Facharztversorgung
als weitere ambulante Versorgung ha-
ben wollen.“ Dennoch müsse Deutsch-
land über die Grenzen schauen und
Anregungen – wie z. B. die Einführung
der Leitlinien für Qualitätssicherung in
den Niederlanden – aufgreifen. 

Die Wechslerbewegung innerhalb
der gesetzlichen Krankenversicherung
bezeichnete Schaich-Walch als eines
der größten gesundheitspolitischen

Gesundheitspolitisches Forum Hessen

Anzeige 
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Personenrätsel

Probleme, da innerhalb des Systems ein
Geldverlust aufgetreten sei, der bei der
Versorgung fehle. Die SPD habe sich
vorgenommen, bis zur Sommerpause
2001 ein Gesetz zu verabschieden, um
hier entgegenzusteuern. Für den Wett-
bewerb im Gesundheitssystem würden
besondere Regeln gelten. Die Risikose-
lektion müsse unattraktiv und der Risi-
kostrukturausgleich so ausgestaltet
werden, daß er mehr Anreize für die
Versorgung vor allem chronisch kran-
ker und alter Menschen biete. 

Voraussetzung für einen Wandel im
Bereich der gesetzlichen Krankenversi-
cherung sei in erster Linie eine verbes-
serte Datenerfassung, hob Schaich-
Walch hervor. Als Beispiel einer mög-
lichen Korrektur nannte die SPD-Poli-
tikerin das Angebot von Wahltarifen
innerhalb des GKV-Systems – etwa für
indikationsbezogene Netze. Derzeit
lasse man prüfen, welche Möglichkei-
ten es gebe, um versicherungsfremde

Leistungen aus der gesetzlichen Kran-
kenversicherung auszugliedern. Außer-
dem würden eine schrittweise Anhe-
bung der Pflichtversicherungsgrenze
auf die Höhe der Rentenversicherung
und eine – ebenfalls schrittweise –
Überführung der Beamtenschaft in das
gesetzliche Versicherungssystem ge-
prüft.

Zukunftsszenario
Die tatsächliche Einführung des Preis-
systems auf dem Krankenhaussektor
bezeichnete Schaich-Walch als wichti-
ges Ziel der Gesundheitspolitik. Sie ge-
he davon aus, daß auch auf Arztseite
ein vergleichbares System geschaffen
werde. So könnten Leistungen aus dem
Krankenhausbereich ausgegliedert und
in den ambulanten Sektor umgeleitet
werden. Im Hinblick auf das Arznei-
mittelbudget sagte Schaich-Walch, die
Erweiterung der Positivliste sei auf ei-
nem „guten Weg“.

Unter der Prämisse, daß sich ihre Er-
wartungen erfüllten, malte die SPD-Po-
litikerin abschließend ein Zukunfts-
Szenario für die Jahre 2005 bis 2010
aus: Keine sektoralen Budgets und kei-
ne Fehl-, Über- und Unterversorgung
mehr. Dafür werde ein flächendeckend
mit Versorgungsnetzen überzogenes
Deutschland hervorragende Versor-
gungsqualität bieten. Die enge Vernet-
zung von Haus- und Fachärzten bezie-
he künftig auch die Krankenhäuser
und andere Gesundheitsberufe mit ein.
Der Hausarzt werde zum Gesundheits-
manager, und die klassische Einzelpra-
xis in ihrer heutigen Ausprägung wer-
de nicht mehr existieren.“ Es wird an-
dere Formen der Zusammenarbeit ge-
ben.“ Schaich-Walch sprach von „Ar-
beit in interdisziplinären Teams“. 

Katja Möhrle

Von ihr stammt die Frage: „Kann sich die Welt den Ver-
lust von Talenten der Hälfte ihrer Leute leisten, wenn wir
die vielen Probleme lösen wollen, die uns bedrängen?“
Gemeint hat die Amerikanerin die weibliche Hälfte der

Weltbevölkerung. In Deutschland
wurden höhere Schulen und Hoch-
schulen erst zu Beginn des letzten
Jahrhunderts allgemein für Frauen
geöffnet. Heute stellen sie bereits
50% der Studierenden und dringen in
alle Berufsebenen vor. Der Frauenan-
teil an Promotionen lag 1999 bei
43,5%, doch in Führungspositionen

in Wissenschaft, Forschung und Technik sind Frauen
noch immer unterrepräsentiert. Ein Grund mag sein, daß
jungen Wissenschaftlerinnen gerade im naturwissen-
schaftlichen Bereich weibliche Vorbilder fehlen. Doch es
gibt sie. 

Mehr als 100 Jahre nach Gründung des ersten College
of Medicine für Frauen in den USA (1850), arbeitete die
gesuchte Ärztin in einem New Yorker Krankenhaus für
Veteranen. Sie wunderte sich damals, daß Diabetiker
trotz des für die Zuckerkrankheit typischen Insulinman-
gels das Hormon Insulin produzierten. Gemeinsam mit ei-
nem Kollegen stellte sie eine leicht nachweisbare, radio-
aktive Form des Hormons her, um herauszufinden, was
mit dem Insulin im Blut von Diabetikern geschah. Bei ih-
ren Untersuchungen entdeckten die Forscher, daß sich das
Insulin an Antikörper band, die vom Immunsystem des
Körpers gebildet wurden. Auf der Grundlage dieser Ent-
deckung entwickelten sie eine Methode (Radioimmunas-
say), die imstande ist, winzige Mengen von Serumprotei-
nen und Antikörpern nachzuweisen. 1977 wurde die Ärz-
tin für die Entwicklung des Radioimmunassays mit einem
besonderen Preis ausgezeichnet.

möh

Wer war`s ?
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Uranisotope
Uran ist das schwerste in größeren
Mengen natürlich vorkommende Ele-
ment (ca. 19 g/ml) und hat eine mittle-
re Konzentration von 0,0004% in der
Erdkruste. Das natürliche Uran besteht
aus drei verschiedenen Isotopen, die al-
le nicht stabil sind und unter Aussen-
dung radioaktiver Strahlung zerfallen:

Andere Uranisotope (z. B. Uran-232,
Uran-233) kommen nicht natürlich vor
und haben wesentlich kürzere Halb-
wertszeiten.

Die drei oben genannten Isotope
zerfallen in sogenannten Zerfallsreihen
unter Aussendung von alpha-, beta-
und gamma-Strahlung zu verschiede-
nen anderen Zwischen- und Endpro-
dukten. Aufgrund der vergleichsweise
langen Halbwertszeiten ist die spezifi-
sche Aktivität (Anzahl der radioakti-
ven Zerfälle bezogen auf die Masse)
der natürlich vorkommenden Uraniso-
tope relativ gering (bei Uran-238 z. B.
1,2 x 104Bq/g). Zum Vergleich: Tho-
rium-231, ein Zerfallsprodukt von
Uran-235, hat bei einer Halbwertszeit
von 25 Stunden dagegen eine spezifi-
sche Aktivität von 2 x 1016Bq/g.  

Abgereichertes Uran
Da nur Uran-235 als spaltbares Mate-
rial für die weltweit am meisten ver-

breiteten Leichtwasserreaktoren ge-
nutzt werden kann, muß der Anteil des
Uran-235 für diesen Zweck künstlich
erhöht werden („Anreicherung“). Die-
se Anreicherung erfolgt mittels Gasdif-
fusions- oder Gaszentrifugen-Verfah-
ren. Der Anteil des Uran-235 wird
üblicherweise auf ca. 3–4% erhöht.
Als „Abfallprodukt“ dieses Anreiche-

rungsprozesses bleibt
Uran mit einem vermin-
derten Anteil (ca.
0,2–0,3%) von Uran-
235 übrig („abgereicher-
tes Uran“). Der Anteil
von Uran-234 ist in noch
stärkerem Maße vermin-

dert, dies spielt aber aufgrund der oh-
nehin geringen Menge keine wesentli-
che Rolle.  

Dieses Abfallprodukt ersetzt schon
seit längerem das früher (ohne Rück-
sicht auf die Radioaktivität) verwende-
te natürliche Uran, auch wegen seiner
geringeren Radioaktivität. Es dient im
zivilen Bereich unter anderem als La-
borchemikalie, als Material für Aus-
gleichsgewichte im Flugzeugbau (z.B.
Boeing 747) und zur Abschirmung (ge-
gen ionisierende Strahlung). Früher
wurde Uran auch bei der Keramikver-
arbeitung und zur Herstellung von far-
bigem Glas eingesetzt. Insgesamt rei-
chen die Erfahrungen im Umgang mit
Uran über 200 Jahre zurück. 

In der Rüstungsindustrie findet ab-
gereichertes Uran deshalb Verwen-
dung, weil es härter als Stahl ist und
somit Stahlpanzerungen durchdringen
kann und sich nach dem Aufprall und
einer Feinzerstäubung selbst entzünden

kann und daher das getroffene Ziel in
Brand setzen kann. Verschiedene Ge-
schosse wurden daher mit einem Kern
aus Uran versehen. Auch einige Pan-
zertypen sind mit einem Schutzmantel
aus abgereichertem Uran versehen.

Uran und Gesundheitsrisiken
In geringen Mengen kommt Uran im
menschlichen Organismus natürlicher-
weise vor. Die Gesamtmenge im Kör-
per liegt bei etwa 100µg. Die mittlere
Zufuhr beträgt täglich rund 1 bis
1,5µg, entsprechend etwa 12 bis
18mBq. Von der vor allem durch fri-
sches Gemüse, Getreideprodukte, Spei-
sesalz und bestimmte Mineralwässer
zugeführten Menge wird tatsächlich
aber nur ca. 2% im Magen-Darm-
Trakt resorbiert, der ganz überwiegen-
de Anteil wird enteral unverändert
wieder ausgeschieden. 

Zwei verschiedene Hauptaspekte ei-
ner möglichen Gesundheitsgefährdung
durch abgereichertes Uran sind grund-
sätzlich zu differenzieren:
1. Schädigung durch die toxische (che-

mische) Wirkung einer Inhalation
oder einer erhöhten Ingestion 

2. Schädigung durch radioaktive
Strahlung (alpha-/beta-/gamma-
Strahlung) der verschiedenen Uran-
isotope und ihrer Tochternuklide
nach Inhalation oder erhöhter In-
gestion. 

Eine direkte Schädigung des Körpers
durch die emittierte Strahlung oder der
Haut durch Kontakt mit Munitionsre-
sten ist im Vergleich zu den oben ge-
nannten Risiken vernachlässigbar. Bei
direktem Kontakt mit einem Geschoß

Uranmunition im Kosovo – 
harmloses Altmetall, radioaktiver Strahler
oder toxisches Schwermetall?

Professor Dr. med. Frank Grünwald, Frankfurt

Massen- Häufigkeit Halbwertszeit
zahl (bezogen auf die Masse) (Jahre)

234 0,006 % 246.000
235 0,72 % 704.000.000
238 99,3 % 4.470.000.000
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aus abgereichertem Uran (der hier aber
nicht näher erörtert werden soll) ergibt
sich immerhin eine Exposition von
2mSv/h, so daß die für die Allgemein-
heit definierte Grenze von 50 mSv pro
Jahr nach 25 Stunden erreicht wäre.
Eine perkutane Resorption erfolgt
nicht in relevanten Mengen.

Uran kann als lösliche oder als
nichtlösliche Verbindung vorkommen.
Bei Inhalation eines Aerosols (z.B.
Uranoxid), das beim Auftreffen von
Munitionskernen auf ein Ziel und
nachfolgender Selbstentzündung ent-
steht, oder auch uranhaltigen Staubes
können sowohl lösliches Uran aufge-
nommen werden, welches in den Blut-
strom gelangt und danach weitgehend
renal ausgeschieden wird, als auch un-
lösliche Uranverbindungen inkorpo-
riert werden. Letztere können entwe-
der durch mucociliäre Clearance bzw.
Abhusten den Körper wieder verlassen
(zum Teil auch verschluckt und enteral
ausgeschieden werden), oder aber für
längere Zeit im Lungenparenchym (in
geringem Umfang auch in pulmonalen
Lymphknoten) deponiert werden. Bei
den hier verbliebenen Uranverbindun-
gen ist die Situation anders als bei lös-
lichen, da hier keine nennenswerte che-
mische Wirkung anzunehmen ist, wohl
aber eine geringe permanente Strah-
lung. Es ergibt sich eine Dosis von etwa
0,12mSv/mg für abgereichertes Uran,
bei einem Grenzwert von 1mSv pro
Jahr (definiert für die Allgemeinheit)
entspricht das 8,3mg. Dies ergäbe bei
einer Atemrate von 0,9m3/h eine Uran-
konzentration von etwa 1µg/m3. Wie
hoch die Konzentrationen in der Luft
waren, die verschiedene Personengrup-
pen im Kriegsgebiet ausgesetzt waren,
läßt sich sehr schwer abschätzen. Die
Gesundheitsgefährdung hierdurch
wurde durch Vergleich mit im Körper
verbliebenen Splittern abzuschätzen
versucht. Bei diesen Personen, die zum
Teil schon während des Golfkrieges
verwundet worden waren, konnten
keine Schädigungen nachgewiesen
werden. Bei erhöhter Ingestion ist der
Anteil löslicher Verbindungen entschei-
dend. Im Vergleich mit industriell ver-

wendeten Uranverbindungen sind
Uranoxide weniger löslich und somit
in geringerem Maße toxisch (s.u.). 

Wie auch andere Schwermetalle
wird Uran – analog zu Calcium – ins-
besondere im Knochen zum Teil für ein
längeres Zeitintervall (mehrere Jahre)
angereichert. Über 90% der im Blut
zirkulierenden Menge werden aber
innerhalb von 24 Stunden renal ausge-
schieden. Die normale Uranausschei-
dung mit dem Urin beträgt ca. 0,04 bis
0,5µg/L. Akute Schädigungen erfolgen
bei hohen Konzentrationen (über ca.
100µg/kg Körpergewicht) aufgrund
der renalen Ausscheidung und damit
passager sehr hohen Konzentration vor
allem in den proximalen Nierentubuli.
Bei noch höheren Konzentrationen
werden auch die Glomeruli geschädigt,
wie in Tierversuchen gezeigt werden
konnte. Langzeitexposition mit niedri-
geren Mengen führt im Tierversuch
ebenfalls zur Nierenschädigung. 

Bei Uranminenarbeitern wurden in
den meisten Studien keine erhöhten
Malignomraten festgestellt, in einigen
Untersuchungen wird eine erhöhte Ra-
te an malignen Lungentumoren berich-
tet, wobei dies aber am ehesten auf das
Zigarettenrauchen bzw. eine gleichzei-
tige Exposition mit Radon und seinen
kurzlebigen Zerfallsprodukten zurück-
geführt wird, da keine Korrelation zur
Höhe der Uranexposition festgestellt
wurde. Insgesamt ist in Bezug auf diese
Beobachtung natürlich keine klare
Trennung von chemischen und Strah-
lungseffekten möglich. In einer ent-
sprechenden Untersuchung konnte ei-
ne erhöhte Rate von Knochentumoren
beim Menschen nach interner oder ex-
terner Exposition durch natürliches
Uran nicht festgestellt werden. Zwei
große, gut dokumentierte Kollektive
stellen in diesem Zusammenhang die
18.900 Personen dar, die zwischen
1943 und 1947 in Oak Ridge/Tennes-
see (USA) in der Uranindustrie gearbei-
tet haben und bis 1974 nachbeobach-
tet wurden, sowie die 19.500 Arbeiter,
die von 1946 und 1995 in Springfield
tätig waren. 

Nach Rechnungen, die einem von

der International Commission on Ra-
diologic Protection (ICRP) empfohle-
nen dosimetrischen Modell folgen, er-
gibt sich für abgereichertes Uran eine
Dosis von ca. 25nSv/µg. Dies bedeutet,
daß eine Menge von etwa 5g nötig wä-
re, um eine Strahlendosis zu erzielen,
die der natürlichen Exposition in 
50 Jahren (in Großbritannien) entspre-
chen würde.  

Im Tierversuch konnte eine erhöhte
Rate von verschiedenen Malignomen
(Knochentumoren, Leukämien, Nie-
rentumoren) nach Exposition mit ho-
hen Dosen von natürlichem und ange-
reichertem Uran nachgewiesen wer-
den, ebenso mit Uran-233, das eine
wesentlich höhere Radiotoxizität be-
sitzt (s.o.). Vergleichbare Untersuchun-
gen für Menschen liegen nicht vor.

Insgesamt ist aufgrund der geringen
spezifischen Aktivität der entsprechen-
den Uranisotope in abgereichertem
Uran die gesundheitsgefährdende Wir-
kung der löslichen Uranverbindungen
durch die radioaktive Strahlung als
weit geringer einzuschätzen als die che-
mische Toxizität. Andere, in diesem
Zusammenhang nicht vorkommende
Uranisotope (z. B. Uran-232 oder
Uran-233) besitzen aber durchaus er-
hebliche radiotoxische Risiken.

Leukämie bei Bundeswehrsoldaten
nach Kosovoeinsatz?
Vor einigen Wochen wurde in den Me-
dien die Verwendung von uranhaltiger
Munition im Kosovo und die Informa-
tionspolitik der beteiligten Streitkräfte
im Zusammenhang mit Krankheitsfäl-
len bei Soldaten, die in dem Krisenge-
biet eingesetzt worden waren, heftig
diskutiert. Zum Teil wurde auch ein
Bezug zum sogenannten „Golfkrieg-
syndrom“ hergestellt. Es sei in diesem
Zusammenhang auf einen von U. Gott-
stein im Hessischen Ärzteblatt 1995
veröffentlichten Artikel hingewiesen,
der sich mit dem Problem der Verwen-
dung von abgereichertem Uran und
Gesundheitsrisiken vor allem der iraki-
schen Bevölkerung während des Golf-
krieges befaßte. Im Einsatz gegen die
Bundesrepublik Jugoslawien ist nach
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Angaben der NATO 31.000 Schuß
uranhaltiger Munition verschossen
worden.

Als Reaktion auf verschiedene Me-
dienberichte wurde vom Bundesver-
teidigungsministerium eine ad-hoc-
Kommission gebildet, die zu einer Sit-
zung am 10. Januar diesen Jahres
nach Berlin einberufen wurde. Ziel
des Treffens war vor allem die kriti-
sche Überprüfung der von der
Bundesregierung eingeleiteten Maß-
nahmen zum technischen und medizi-
nischen Arbeitsschutz innerhalb der
Bundeswehr. Vorgelegt wurden hier
unter anderem Ergebnisse einer vom
GSF (Forschungszentrum für Umwelt
und Gesundheit) in Neuherberg
durchgeführten Untersuchung zu
Messungen (mittels massenspektro-
metrischer Verfahren) der Uranaus-
scheidung im Urin bei Soldaten, die
im Rahmen ihrer Tätigkeit unter Um-
ständen Uranverbindungen ausgesetzt
worden sein konnten. Da Uran natür-
licherweise in geringen Mengen aufge-
nommen (und auch ausgeschieden)
wird (s.o.), war die Bildung eines al-
terskorrelierten Referenzbereiches für
diese Untersuchungen sinnvoll. Es
wurde in keinem Fall ein Hinweis auf
eine erhöhte Inkorporation bei den
untersuchten Personen, die zum Teil

auch während ihres Einsatzes unter-
sucht wurden, festgestellt. 

Allgemeine Gefährdung 
durch uranhaltige Munition
Neben den Soldaten der Bundeswehr,
denen diese hier aufgeführte Untersu-
chung vorwiegend galt, sind natürlich
unter anderem auch die Zivilbevölke-
rung im Kriegsgebiet und die Soldaten
der gegnerischen Streitkräfte zu be-
rücksichtigen. Dazu liegen hier natur-
gemäß wenig verläßliche Daten vor. Es
existieren einige Berichte über eigene
verwundete Soldaten („friendly fire“-
Opfer, deren Fahrzeuge versehentlich
von Geschossen eigener Truppen ge-
troffen wurden). Bei einigen dieser Sol-
daten bestehen nicht entfernbare Split-
ter im Körper, die zum Teil aus Uran
bestehen. Die Zahl dieser Fälle ist aber
zu gering, um daraus eine statistisch
verläßliche Aussage zu größeren ande-
ren Personengruppen zu erlauben. Ins-
gesamt ist natürlich zu bedenken, daß
die deutschen Soldaten weitgehend un-
ter Einhaltung aller erforderlichen
Schutzmaßnahmen mit uranhaltigen
Materialien umgegangen sind und so-
mit aus dem Ausschluß einer erhöhten
Uranaufnahme bei deutschen Soldaten
nicht auf ein geringes Risiko z. B. der
Zivilbevölkerung geschlossen werden

kann. Dieses Ge-
fährdungspoten-
tial (z. B. für Kin-
der, die auf den
Wrackteilen spie-
len oder durch
Wiederverwer-
tung von Teilen
des zerstörten
Kriegsgerätes) ist
praktisch nicht
abzuschätzen. Da
die denkbaren
Expositionen ex-
trem großen Va-
rianzen unterlie-
gen könnten, wä-
re die Erfassung
der möglichen
Folgekrankheiten
die einzig sinn-

volle Möglichkeit, eine durch Uran
verursachte Gesundheitsgefährdung
nachzuweisen. Aus zahlreichen ande-
ren Untersuchungen, die sich ganz all-
gemein mit der Wirkung ionisierender
Strahlung auf die Karzinogenese befas-
sen, kann abgeleitet werden, daß die
Latenzzeit bis zur Manifestation eines
durch alpha-Strahlung induzierten
Malignoms in der Regel viele Jahre bis
Jahrzehnte beträgt, so daß ein solcher
Nachweis zum jetzigen Zeitpunkt
nicht zu führen ist.

Fazit
Bei löslichen Uranverbindungen, die
abgereichertes Uran enthalten, spielt
die chemische Toxizität des Urans die
größte Rolle, wobei die Nephrotoxi-
zität klar im Vordergrund steht. Die
von den Medien berichteten Leukämie-
fälle bei deutschen Soldaten, die im
Kosovo eingesetzt worden waren, sind
nicht auf eine Exposition mit abgerei-
chertem Uran zurückzuführen, son-
dern sind im Zusammenhang mit der
per se hohen Inzidenz der Erkrankung
in dieser Altersgruppe zu sehen. Inwie-
weit andere Personen durch das einge-
setzte Uran geschädigt wurden oder
noch geschädigt werden, ist aus den
hier vorliegenden Daten nicht verläß-
lich abzuschätzen. Die Maßnahmen
zum Schutz der Bevölkerung im Ein-
satzland obliegen nach Angaben der
Bundeswehr der zivilen UN-Verwal-
tung. 
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Ohne prospektive, multizentrische,
kontrollierte, randomisierte, verblinde-
te klinische Studien gibt es keinen me-
dizinischen Fortschritt im Sinne von
Evidence Based Medicine. So banal es
klingt – Studien werden von Menschen
gemacht: Von Klinikern (und Klini-
schen Pharmakologen), die irgendwo
auf der Karriereleiter stehen und publi-
zieren müssen, die sich gegen eine er-
drückende externe Konkurrenz be-
haupten und Fördergelder einwerben
müssen, die sich einem gnadenlosen
Kampf um sehr begrenzte Landesmittel
stellen müssen. Von Mitarbeitern der
Industrie, die Millionen investieren
müssen, aber nicht in den Sand setzen
dürfen, denen nichts wichtiger sein
darf als die Einhaltung oder Unterbie-
tung von Zeitmarken, die sich im im-
mer härteren, kräftezehrenden inter-
nen und externen Wettlauf um Erfolge
mühen. Von Patienten, die voller Hoff-
nung und Zuversicht die neue Wunder-
waffe gegen ihre Krankheit erwarten,
aber durch Würfelentscheid gegebe-
nenfalls mit einer Leersubstanz abge-
speist werden müssen und deren Ent-
scheidungsfreiheit so begrenzt ist wie
das vergleichsweise winzige Kranken-
bett im weiträumigen Klinikum.

Diese widersprüchlichen Anforde-
rungen zwischen „Good Clinical Prac-
tice“, medizinischen Erfordernissen,
moralischen Prämissen und ökonomi-
schen Zwängen schaffen eine Grauzo-
ne für Verhaltensweisen, durch die die
Glaubwürdigkeit klinischer Forschung
zunehmend in Frage gestellt wird. 

1. Sterben für den Fortschritt
So titelte V. Stollorz am 18. Februar
2000 in „Die Woche“ mit Blick auf

den Tod des 18jährigen Amerikaners
Jesse Gelsinger, der die intraarterielle
Injektion von in Adenoviren verpack-
ten Genen nicht überlebt hatte. Pein-
lich ist, daß der Vorfall einem der re-
nommiertesten Gentherapeuten, James
Wilson vom Institute of Human Gene
Therapy in Philadelphia, passierte. Auf
Grund zahlreicher weiterer eklatanter
Regelverstöße hat die amerikanische
Aufsichtsbehörde FDA alle acht Gen-
therapiestudien dieses Institutes ge-
stoppt. 

Die in Deutschland laufenden und
vom Paul-Ehrlich-Institut kontrollier-
ten Gentherapiestudien werden nicht
unterbrochen, weil die Risiken als ge-
ring eingeschätzt werden (Dtsch med
Wschr 2000; 125/11: A11 – 12).

Das eigentliche Problem ist die un-
übersichtliche Gemengelage von wis-
senschaftlichen und finanziellen Eigen-
interessen vieler Forscher. Auch Wilson
ist Mitbegründer einer Firma, die seine
Forschungen zur Hälfte finanzierte.
Wenn Wissenschaftler aber die Aktien-
kurse ihrer Firmen im Blick haben
müssen, sind Interessenkonflikte un-
ausweichlich. Dann geht es nicht mehr
allein um den Menschen.

Das ist aber kein amerikanisches
Problem. Auch in Deutschland werden
Firmengründungen durch medizinische
Forscher (GmbH, An-Institute) staat-
lich gefördert. Die Risiken sind offen-
kundig.

Die besondere Tragik des Patienten
Gelsinger bestand darin, daß er sich
völlig altruistisch – fremdnützig – dem
Versuch gestellt hatte, um anderen zu
helfen.

Es hieße aber, das Kind mit dem Ba-
de auszuschütten, wenn wir Mieth

vom Katholisch-Theologischen Semi-
nar in Tübingen folgen würden, der
forderte: „Menschen dürfen nicht im
fremdnützigen Interesse medikalisiert,
kommerzialisiert und mediatisiert wer-
den ...“ (1999). Jede Klinische Studie
Phase I wird an gesunden Probanden
durchgeführt – sozusagen als risiko-
mindernder Übergang vom Tier zum
Patienten. Zumindest die universitären
Klinischen Pharmakologen sollten ihre
Industrieunabhängigkeit bewahren.

2. Wissenschaftsbetrug
Schon 1996 subsumierte Förger „For-
scher als Fälscher“: z.B. W. Lohmann
(Gießen), der falsche Daten zur Dia-
gnose von Hautkrebs publiziert habe
oder D. Baltimore und T. Imanishi-Ka-
ri (Massachusetts), die Daten zu gen-
technisch veränderten Mäusen fälsch-
ten oder W. Summerlin (New York),
der weiße Mäuse mit braun-schwarzen
Farbtupfen versah und behauptete,
Abstoßungsreaktionen von Fremdge-
webe verhindern zu können. Durch die
Fälschungen Lyssenkos (UdSSR) und
Breunings (USA) gerieten Menschen
unmittelbar in Gefahr.

Der Skandal um die deutschen On-
kologen F. Herrmann und M. Brach
wurde als GAU in der Forschung be-
zeichnet (www.focus.de, 20.5.1997).
Die Deutsche Krebshilfe und die Deut-
sche Forschungsgemeinschaft (DFG)
hatten Herrmann mit DM 515.000
bzw. DM 300.000 gefördert, unter-
stützt. Herrmann war natürlich selbst
auch Gutachter in der DFG und im Be-
willigungsausschuß für Sonderfor-
schungsaufträge. Auf solche unheiligen
Verflechtungen komme ich noch zu
sprechen.

Klinische Studien
im Visier der Öffentlichkeit

MR Professor Dr. Frank P. Meyer, Magdeburg
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In die Second European Stroke Pre-
vention Study (ESPS-2) hatte ein hol-
ländischer Studienarzt insgesamt 438
virtuelle Patienten eingespeist (Diener
et al. 1996). Der Betrug fiel auf, weil
der Studienarzt die Dokumentations-
bögen ungewöhnlich sorgfältig ausfüll-
te, seine Patienten relativ einheitliche
Blutdruckwerte aufwiesen und Patien-
ten selbst während der Urlaubszeit re-
krutiert wurden (arznei-telegramm
10/99: 109). Die ungewöhnlich große
Patientenzahl hatte offenbar weniger
irritiert. Besonders merkwürdig ist der
Umstand, daß Boehringer Ingelheim
die dem Prüfarzt ausgezahlten 1,2
Mio. DM nicht zurückforderte (arznei-
telegramm 9/99: 89–90). Das verleitet
förmlich dazu, ein paar erfundene Pa-
tienten in Prüfungen einzubringen.

Der vorläufig letzte Betrugsskandal
in der Krebsmedizin wurde durch W.
Bezwoda (Johannesburg, Südafrika)
ausgelöst, der behauptet hatte, daß sei-
ne Hochdosis-Chemotherapie bei Pa-
tientinnen mit fortgeschrittenem Brust-
krebs einer Standardtherapie überlegen
sei (Dt Ärztebl 2000; 97: B-296). Mög-
licherweise waren auch hier wieder fik-
tive Patientinnen im Spiel, da nur die
Akten von 38% der vorgestellten 154
Frauen auffindbar waren. Außerdem
wurden Ein- und Ausschlußkriterien
nicht eingehalten, die Nachsorge nicht
dokumentiert und offenbar auch keine
Ethik-Kommission befragt. Auch
unterschriebene Einwilligungserklä-
rungen lagen nicht vor (Dt Ärztebl
2000; 97: B-649).

Es ist davon auszugehen, daß wir
nur die Spitze des Eisberges erkennen
können.

3. Medizin und Medien
Der italienische Physiologe L. di Bella
hatte über Jahre an wenigen Krebs-Pa-
tienten seine Multitherapie (Melato-
nin, Bromocriptin, Somatostatin oder
Octreotid, Retinoide) ausprobiert, oh-
ne zu publizierbaren Daten zu gelan-
gen. Die italienischen Medien hatten
die Geschichte vom verkannten Genie,
das von der Schulmedizin gnadenlos
abserviert wird, gut verkauft (Dt Ärz-

tebl 1999; 96: B-1660). Unter dem öf-
fentlichen Druck wurde eine Phase-II-
Studie initiiert, an der 386 Patienten
aus 26 onkologischen Kliniken teilnah-
men. Die Schlußfolgerung der Autoren
(Italian Study Group for the Di Bella
Multitherapy Trials 1999) war eindeu-
tig: „Di Bella multitherapy did not
show sufficient efficacy in patients
with advanced cancer to warrant furt-
her clinical testing.“ Eine weitere
Untersuchung ergab, daß die Anfällig-
keit der Patienten gegenüber Scharlata-
nerie besonders groß war bei niedri-
gem Bildungsstand und bei einer
schlechten Arzt-Patienten-Compliance
(Passalacqua et al. 1999).

Das „Di-Bella“-Problem läßt sich
aber generalisieren und auf die gesam-
te umstrittene Forschungsförderung
„Unkonventioneller Methoden der
Krebsbekämpfung“ ausdehnen. Ob-
wohl ein entsprechendes Projekt in
Deutschland nach einer Laufzeit von
fast 15 Jahren geschlossen wurde und
offenbar keine brauchbaren Ergebnisse
gebracht hat – nicht einmal zum Fossil
Mistel – wird von den Befürwortern
der kühne Schluß gezogen: „Die bisher
gewonnenen Ergebnisse lassen es ver-
antworten, weitere Ressourcen bereit-
zustellen“ (Kaufmann et al. 1999). 

Die Kommentare von Marx und
Rummel: „Kostentreibend und über-
flüssig“ bzw. „Schockierende Fehlinve-
stition“ (Dt Ärztebl 1999; 96: B-1946).
Dem ist wenig hinzuzufügen. Es han-
delt sich um ein Problem der gesamten
„gläubigen Medizin“. Die Regenbo-
genpresse tut auf diesem Gebiet sehr
viel, um den mündigen Bürger zu ent-
mündigen.

4. Interessenkonflikte
Die Ursachen der „ganz normalen“
Interessenkonflikte haben Friedberg et
al. (1999) am Beispiel onkologischer
Studien herausgearbeitet:

Daraus resultiert, daß bei den ge-
prüften Arzneimitteln keine Unter-
schiede nachweisbar waren zwischen
industrie- und wissenschaftsgetriebe-
nen Studien. Aber schon das Studien-
design zeigt bei diesen eine Tendenz zu

den aussagekräftigeren prospektiven
Studien. Die Schlußfolgerungen unter-
scheiden sich in Übereinstimmung mit
der Herkunft der Autoren dann sehr
deutlich.

Das ist keineswegs bedeutungslos,
da wohlwollende Schlußfolgerungen
die Ärzte fast zwangsläufig zu einer
therapeutischen Umsetzung anregen.
Wir wissen aber spätestens seit Abel
(1995), daß die „Übertherapie der
Nonresponder“ ein erhebliches ethi-
sches Problem aufwirft, da die Schä-
den, die durch eine onkologische The-
rapie bei den Nonrespondern angerich-
tet werden können, den Nutzen der
Therapie hinsichtlich der Überlebens-
zeit kompensieren dürften.

v. Heyden hat dieses Problem kürz-
lich (2000) auf den Punkt gebracht:
„Ein statistisch gesicherter noch so
kleiner Vorteil rechtfertigt anscheinend
die therapeutische Umsetzung. Interes-
se hieran haben nicht nur Industrie
und Ärzte, sondern auch verständli-
cherweise Patientinnen.

Wie niedrig darf der Nutzen einer
bestimmten Therapie sein, um ihren
Einsatz ausreichend zu begründen und
wer soll nach welchen Richtlinien die
Grenzen setzen? Wer sich zu sehr zum
Anwalt der Bevorzugten macht, ver-
nachlässigt die Anliegen und Interessen
der Benachteiligten. Diese Situation
wird zu wenig diskutiert und berück-
sichtigt. Ich beklage daher die Einsei-
tigkeit der Betrachtungsweise.“

Das ist aber keineswegs nur ein Pro-
blem der Onkologie. Übertherapie gibt
es auf sehr vielen Feldern! Wer dagegen
hält, wird von opinion leaders häufig
recht harsch angegangen.

Nur in seltenen Fällen wird publik,
daß Pharmafirmen Ärzte unter Druck
setzen, damit negative Ergebnisse nicht
veröffentlicht werden. Wenn dies doch
geschieht, handeln sich die Forscher
Klagen, Verleumdungen und massive
Beschimpfungen ein (Dtsch med
Wschr 1999; 124/11: A9 – 10). Die
Grauzone ist vermutlich außerordent-
lich groß.

So haben wir in der Ethik-Kommis-
sion der Magdeburger Universität 
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einem Prüfarzt empfohlen, folgenden
Satz aus dem Studienprotokoll vom
Auftraggeber ersatzlos streichen zu las-
sen: „Publikationen und Veröffentli-
chungen soweit nicht gesetzlich vorge-
schrieben, dürfen wesentliche Interes-
sen und Rechte der .......... AG nicht
beeinträchtigen.“ Damit wäre es mög-
lich gewesen zu verhindern, daß ein ne-
gatives Ergebnis publiziert wird.

Es ist offenkundig, daß durch die
Verhinderung negativer Publikationen
und durch die Mehrfachpublikation
positiver Ergebnisse (Beispiel Ondan-
setron, Zefron, von Tramèr et al. 1997
aufgespießt) ein Publikations-Bias ent-
steht, durch den reliable und valide
Aussagen erschwert oder unmöglich
gemacht werden.

Ein aktuelles – weil sehr brisantes –
Beispiel sei beschrieben:

In der RESOLVD (Randomized
Evaluation of Strategies for Left Ven-
tricular Dysfunction)-Studie (McKelvie
et al. 1999) wurde im zusammenfas-
senden Abstract geschrieben: „Candes-
artan war so wirksam, sicher und ver-
träglich wie Enalapril. Die Kombina-
tion von Candesartan und Enalapril
war günstiger bei der Verhinderung der
linksventrikulären Dilatation als Can-

desartan oder Enalapril allein.“ Dem-
nach wäre der Angiotensin-II-Antago-
nist eine vielversprechende Substanz.
Leider erfährt nur der sehr sorgfältige
Leser erst im kleingedruckten methodi-
schen Teil, daß die Studie wegen der
Probleme sechs Wochen früher abge-
brochen wurde als geplant und daß un-
ter Enalapril nur halb soviel Patienten
starben als unter Candesartan oder der
Kombination. Jeder kann für sich ent-
scheiden, ob diese „abstraction bias“,
die übrigens keine Seltenheit darstellen
(arznei-telegramm 3/2000: 25 – 26),
nur als Irreführung oder schon als Be-
trug zu bezeichnen sind. Ganz abgese-
hen davon, daß es recht lange gedauert
hatte, bis die Daten überhaupt publi-
ziert wurden. Das trifft übrigens auch
auf die verzögerte Publikation der von
Novartis finanzierten und koordinier-
ten, gescheiterten klinischen Studie zur
Gentherapie bösartiger Hirntumoren
zu (Dt Ärztebl 2000; 97: B-112).

5. Nachdenkliches 
zu klinischen Studien
Nicht zu Unrecht wird bisweilen be-
klagt, daß klinische Studien die ärztli-
che Realität nicht genügend widerspie-
geln. Das liegt daran, daß die Auftrag-

geber häufig Idealpatienten im Sinn ha-
ben, durch die es gelingt, Ergebnisse zu
erzielen, die möglichst wenig streuen
und schon bei geringen Teilnehmerzah-
len zu signifikanten Ergebnissen füh-
ren. Da sich also die Anforderungen an
die Testpersonen häufig nicht mit der
Realität vereinbaren lassen, wird ent-
weder gefälscht oder die Rekrutie-
rungszeiten ziehen sich in die Länge
oder es müssen nachträglich weitere
Prüfzentren involviert werden oder
man beschränkt sich letztlich auf die
Bewertung irgendwelcher publika-
tionswirksamer Surrogatparameter,
weil die Patientenzahlen zu gering sind,
um die wirklich relevanten Endpunkte
(Lebensqualität, Morbidität, Morta-
lität) beurteilen zu können.

In der Praxis einer Ethik-Kommis-
sion liest sich das so, daß bei der Prü-
fung von Makrolid-Antibiotika bei
Pneumonie insgesamt 41 Ausschluß-
kriterien formuliert wurden – und das
in einer III b-Studie, also kurz vor dem
Antrag auf Zulassung.

Anderes: Daß die (uninteressante)
relative mit der (relevanten) absoluten
Risikoreduktion verwechselt wird, hat
schon fast Methode. Bedenklich wird
es, wenn Prüfärzte auf der Basis relati-
ver Risikoreduktionen neue Versuche
initiieren.

Da soll der Patient in der Einwilli-
gungserklärung (nicht Einverständniser-
klärung) bestätigen, daß er vom Arzt
„vollständig“ über den Versuch infor-
miert wurde. Das liegt weit außerhalb
der Kompetenz des normalen Patienten.

Bei einer Studie mit Statinen wird
der Patient informiert, daß „unerklärli-
che Muskelschmerzen“ auftreten
könnten. So wird eine Rhabdomyolyse
mit konsekutiv möglichem Nierenver-
sagen verharmlost.

Häufig wird vom Patienten gefor-
dert, „schwere Zwischenfälle inner-
halb von 24 Stunden der Versiche-
rungsgesellschaft“ zu melden. Das ist
nicht fair. Als Anlaufpartner muß der
Prüfarzt reichen, der dann mit der Ver-
sicherung Kontakt aufnimmt. 

Nicht selten wird vom Patienten
verlangt zuzustimmen, daß Monitore,

Tabelle: Interessenkonflikte bei onkologischen Studien (Friedberg et al. 1999)

Charakteristik Studien* P
industriegetrieben wissenschaftsgetrieben
(n = 20) (n = 24)

Arzneimittel
Hämatopoetische
Wachstumsfaktoren 65 63
Antiemetika 25 25 .97
Taxane 10 13

Design
Prospektiv 5 17 .36
Retroprospektiv 95 83

Autoren
Akademiker 60 100 < .002
� 1 Firmenvertreter 40 0

Schlußfolgerungen
Wohlwollend 60 42
Neutral 35 21 .04
Negativ 5 38

* alle Angaben in Prozent
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Gesundheitsbehörden u.a. in die „(per-
sonenbezogenen, medizinischen usw.)
Krankenunterlagen“ Einblick nehmen
dürfen. Das ist unzulässig, da der Pa-
tient nicht wissen kann, was in seinen
Krankenakten steht. Allenfalls dürfen
„studienbezogene“ oder „studienrele-
vante“ Unterlagen eingesehen werden
– am besten im Frage-Antwort-Verfah-
ren zwischen Monitor und Prüfarzt.

Selten wird der Patient explizit dar-
auf aufmerksam gemacht, daß es sich
in der Versicherungspolice nur um die
Abdeckung „vermögenswirksamer“
Leistungen handelt und nicht etwa
Schmerzensgeld bezahlt wird.

Häufig werden Frauen aufgefordert,
das unvorhergesehene Auftreten einer
Schwangerschaft dem Prüfarzt zu mel-
den. In keinem Fall konnte der von der
Ethik-Kommission befragte Arzt for-
mulieren, was nach der Meldung ge-
schehen soll. Das Spektrum der Mög-
lichkeiten reicht von der Aufnahme des
Vorfalls in die Akten bis zur Empfeh-
lung einer Abruptio.

Wenn eine Firma bei der Prüfung ei-
nes Präparates an 8.000 Patienten
2.000 Ärzte einbezieht, hat man eher
das Gefühl, daß das Ziel verfolgt wird,
daß nach Abschluß der Studie alle Be-
teiligten den Präparatenamen kennen
und schreiben (sprich rezeptieren) kön-
nen.

Wenn man sich das Abstractheft des
24. Deutschen Krebskongresses durch-
sieht, findet man eine siebenarmige on-
kologische Studie, in die insgesamt 25
Patienten einbezogen wurden (maxi-
mal 4, minimal  2 pro Arm), bei der die
Autoren auch noch zu einer
Empfehlung kommen.

Wenn Prozentzahlen ange-
geben werden, geht der Leser
sicher davon aus, daß die An-
gaben verallgemeinerungsfä-
hig sind. Fatal wird es, wenn
25 Patienten 100% sind, folg-
lich vier Patienten zu 16%
werden. Man sollte sich daran
erinnern, daß Prozent „von
Hundert“ heißt. Wenn aber
14 Patienten 43,7% von 32
sind, wird es sehr unseriös, da

die Angabe einer Dezimalstelle weit
über 100 Patienten voraussetzen wür-
de. Rechnerisch richtig – aber: Gedan-
kenlosigkeit oder Raffinesse?

6. Verflechtungen
In den vorangehenden Abschnitten
wurde mehrfach auf Interessenkonflik-
te verwiesen, die vor allem durch Ab-
hängigkeiten entstehen.

In der gegenwärtigen Situation
bleibt das Interesse an einer industrie-
unabhängigen Information der Ärzte
zu Problemen der Arzneimittel, der
Pharmakotherapie usw. in der Regel
ein Wunschtraum. Das hängt einfach
mit den vielfältigen möglichen Ver-
flechtungen der Beteiligten zusammen
– im übrigen keineswegs nur ein deut-
sches Problem (Wazana 2000).

Natürlich ist eine industriegetriebe-
ne klinische Forschung unabdingbar
(siehe auch Weihrauch und Baumbauer
1998). Anders gibt es keinen medizini-
schen Fortschritt. Trotzdem muß man
zur Kenntnis nehmen, daß klinische
Forschung nichts mit einer „Unbe-
fleckten Empfängnis“ zu tun hat.

Wenn kompetente Kliniker (Spezia-
listen, Koryphäen, Meinungsbildner)
mit einer Firma über drei bis fünf Jahre
(manchmal länger) ein Medikament/
Verfahren usw. nach allen Regeln der
Kunst überprüft haben, dann ist sehr
viel Geld, viel Kompetenz und – vor al-
lem – ein erheblicher Teil Lebensar-
beitszeit investiert worden.

Dann müssen „positive“ Ergebnisse
publiziert werden. Dann müssen die
anderen Ärzte vom „Nutzen“ der Sub-

stanz überzeugt werden, dann muß
auch gesunden Menschen klar gemacht
werden, daß sie eigentlich gar nicht be-
sonders gesund sind, sondern dringend
Medikamente benötigen usw.

Die Mehrzahl der medizinischen
„Innovationen“ bringt nur so margina-
le Verbesserungen hinsichtlich der Pro-
gnose quoad vitam (number needed to
treat = NNT), daß die Ergebnisse
durch das Hervorheben der relativen
Risikoreduktion vergoldet werden
müssen.

Die Verflechtungen sind vielfältig:
Die kompetenten Prüfärzte und Leiter
klinischer Studien sitzen auch kompe-
tent in den Gremien und Konsensus-
konferenzen, in denen die Therapie-
empfehlungen und Grenzwerte (z.B.
Bluthochdruck, Cholesterol, eines Ta-
ges vielleicht auch Leptin) festgelegt
werden und dadurch Bedürfnisse ge-
weckt und künstlich Bedarf geschaffen
wird. Sie sind auch die kompetenten
Kliniker, die ihr Lieblingskind (drei bis
fünf Jahre groß gezogen und ans Herz
gewachsen!) den Patienten verordnen
und die niedergelassenen Ärzte de fac-
to nötigen, auch zu verschreiben, ob-
wohl es bei gleicher Qualität und
Wirksamkeit Billigeres gibt. Aber die
Marktführer müssen verordnet wer-
den, weil sonst Sponsorengelder versie-
gen. Preiswerte Generika sind einer
Klinik unwürdig. Hier herrschen so-
wieso eigene Gesetze der Arzneiversor-
gung. Das Preisgefüge steht auf dem
Kopf. Klinikapotheken erhalten zahl-
reiche Arzneimittel zu Sonderkonditio-
nen (arznei-telegramm 7/99: 71 – 72).

Da in den Herausgeber-
kollegien der Zeitschriften
auch wieder die kompeten-
ten Leute sitzen, die gleich-
zeitig Prüfärzte, Ärzte in den
Gremien und behandelnde
Klinikärzte sind, zugleich
auch Mitglieder der Arznei-
mittelkommissionen, sind
Publikations-Bias vorpro-
grammiert. Es bedarf eigent-
lich keiner besonderen Er-
wähnung, daß dieselben Per-
sonen auch als Gutachter in
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den Fördergremien des Bundes, der
Länder, der eingetragenen Vereine usw.
sitzen. Dann wird nach Konsens ent-
schieden und nicht  mehr nach Lei-
stung (Fischer 1998).

„Abhängigkeiten zwischen Industrie
und Ärzteschaft existieren nicht nur auf
der Ebene sogenannter Meinungsbild-
ner, sondern leider auch auf der Ebene
der Rezeptblockbesitzer“ (Eckardt
1997), nicht nur über in der Regel sinn-
lose und nur Marketing-orientierte An-
wendungsbeobachtungen. Kürzlich hat
die Arzneimittelkommission der Deut-
schen Ärzteschaft bereits Praktiken ge-
rügt, bei denen ärztliche Berufsverbän-
de Hand in Hand mit der Industrie ar-
beiten und es an der notwendigen kriti-
schen Distanz fehlen lassen (arznei-tele-
gramm 2000; 31/2: 23).

Zunehmend mehr Mediziner – nicht
nur in den USA – werden zu Unterneh-
mern. Diese Verquickung von ärzt-
licher Behandlung mit geschäftlichen
Interessen der Ärzte – vor allem im Be-
reich der Kardiologie – hat eine neue
Ethik-Diskussion ausgelöst. S. Nissen
(Herzklinik in Cleveland/ Ohio): „Die
Wissenschaft hat sich an die Gier nach
Geld verkauft“. Andere, z.B. P. Teir-
stein sind durchaus gegenteiliger Mei-
nung. Trotzdem besteht die Gefahr,
daß Ergebnisse bewußt geschönt wer-
den, wenn der Gang an die Börse ange-
strebt wird (Medikament & Meinung
2000; 24/3: 4).

Ich würde Herbert Immich (1991) gern
zustimmen:

„Im Grunde gibt es keine Experten,
ebensowenig wie es Kapazitäten, Kory-
phäen, unbestrittene Autoritäten oder
namhafte Wissenschaftler gibt. Wie
Thomas ab Aquino bereits andeutet:
Die Berufung auf diese erhöhten We-
sen besagt nur, daß die Behauptung,
um die es geht, völlig unbegründet ist.
Nicht Experten zählen, sondern Fak-
ten.“

7. Ausblick
Die Öffentlichkeit wird auch in Zu-
kunft mehr oder weniger regelmäßig
mit großen oder „kleinen“ Problemen

klinischer Studien konfrontiert wer-
den. Dabei geht es aber immer nur um
„Unregelmäßigkeiten“. Das Feld mehr
oder weniger sinnloser Studien, z.B.
Anwendungsbeobachtungen, Thera-
pieoptimierungsstudien, wird in der
Regel gar nicht wahrgenommen. Es
nützt auch wenig, im Sinne von Paul
Martini an die Redlichkeit aller Betei-
ligten zu appellieren, wenn das Ver-
hältnis zwischen Arzt/Versuchsleiter/
Prüfarzt und Patient/Versuchsteilneh-
mer zunehmend von ökonomischen
Interessen überlagert wird. In der Pra-
xis dominiert in Deutschland noch das
Bestreben, ökonomische Motive hinter
medizinischen Begründungen zu ver-
bergen, um an der Freiwilligkeit der
Teilnahme der Patienten an der Studie
keine Zweifel aufkommen zu lassen. In
den USA spielt diese Bedenklichkeit
schon fast keine Rolle mehr, da die
Teilnahme an klinischen Studien für
den erheblichen Teil der Bevölkerung,
der nicht krankenversichert ist, häufig
der einzige Weg zu einer guten medizi-
nischen Versorgung ist (Schöne-Seifert
1997). Auch mit dem „Antikorrup-
tionsgesetz“ (Göben 1999) lassen sich
nur kleinere Schönheitskorrekturen
vornehmen und läßliche Sünden ver-
hindern. Das grundsätzliche Problem
bleibt. Aber „nicht die Medizin, son-
dern das System ist krank“ (internist
prax 2000; 40: 137).

Da nützt auch die Einsicht Senecas
nichts mehr: „Nicht weil die Dinge
schwierig sind, packen wir sie nicht an,
sondern weil wir sie nicht anpacken,
sind sie schwierig.“
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Der Autor betont zu Recht, daß Stu-
dien „von Menschen gemacht“ wer-
den, zweifellos auch von Menschen,
die „irgendwo auf der Karriereleiter
stehen ... die sich dem gnadenlosen
Kampf um begrenzte Landesmittel stel-
len müssen“. Daß es unter diesen Men-
schen Ärzte (besser Mediziner) gibt,
die ihre Ziele verfolgen, ohne das kri-
tisch betrachtete Vertrauensverhältnis
zwischen Arzt und Patient zu reflektie-
ren, die teilweise kriminell einzustufen
sind, wie die angeführten Fälle zeigen.
Es besteht m.E.n., auch kein Zweifel,
daß der Kampf um die Ressourcen an
Schärfe gewonnen hat, seitdem in den
meisten Fakultäten die Mittelzuwei-
sung von der Intensität – und Qualität
– der Forschung abhängig gemacht
wird.

Der Autor, ein erfahrener klinischer
Pharmakologe, hat die teilweise be-
denklichen Auswüchse im Umgang mit
Patienten aufgezeigt. Prinzipiell ist den
Ausführungen zuzustimmen. Sie kön-
nen die Annahme einer „Legitima-
tionskrise der Ethik“ (Rössler) unter-
streichen. Dadurch wird die teilweise
öffentlich gemachte Vertrauenskrise
gegenüber denen, die Medizin vertre-
ten, verschärft.

Nicht zu übersehen ist allerdings,
daß wir eine rechtliche Regelungsdich-
te haben, mit der sich durchaus arbei-

ten läßt. Sie trägt der humanexperi-
mentellen Forschung ebenso Rech-
nung, wie dem Selbstbestimmungs-
recht der Patienten.

Da unsere Kommission ihre Tätig-
keit auch im Sinne einer Fürsorge-
pflicht gegenüber den Prüfärzten ver-
steht, kann nicht nachdrücklich genug
darauf hingewiesen werden, daß die
Aufklärung eine vertragliche Neben-
pflicht darstellt; sie geht der Einwilli-
gung voraus, die als entscheidender
Rechtfertigungsgrund für ärztliche
Maßnahmen gilt. Einwilligen kann
aber nur, wer die Tragweite der Ent-
schließung erkennt, also – um es
schlicht auszudrücken – der begreift
worum es geht. Die entscheidende juri-
stische Grundlage der Einwilligung
nach Aufklärung, ist in Artikel 2
Grundgesetz gegeben: „Jedem ist die
freie Entfaltung der Persönlichkeit gar-
antiert“. Entsprechend ist auch im zivi-
len Haftungsrecht das Persönlichkeits-
recht – die Selbstbestimmung – die
Grundlage. Der Kranke ist also aufge-
rufen, therapeutische Eingriffe zu er-
lauben oder abzulehnen. Den Patienten
unter Druck zu setzen, ist ebenso un-
ethisch, wie die ständig wiederholte lo-
bende Darstellung der Prüfsubstanz.

Neben der sog. Selbstbestimmungs-
aufklärung sollte die sog. therapeuti-
sche Aufklärung nicht vernachlässigt

werden. Es handelt
sich um ein medizi-
nisch-pädagogi-
sches Hilfsinstru-
ment, das der Vor-
bereitung und Un-
terstützung dient.
Es ist ein Len-
kungsmittel der
Therapie, das gleich-
zeitig eingebettet

ist in die Fürsorgepflicht des Arztes. An
der Wirkung von Placebos kann man
u.U. die Intensität dieser Aufklärungs-
arbeit ablesen.

Um so erstaunlicher ist es, daß sehr
häufig Selbstverständlichkeiten der
Aufklärung ausgespart werden, um die
Patienten nicht abzuschrecken, vor al-
lem bei doppelblinden placebokontrol-
lierten Versuchen. So werden z. B. be-
weiskräftige Symptome einer einge-
schränkten Fahrtüchtigkeit in großer
Zahl aufgeführt (Sehstörungen,
Schwindel, Aufmerksamkeitsstörun-
gen usw. usw.), aber es fehlt ein Hin-
weis auf die mögliche Beeinträchtigung
der Fahrsicherheit. Nur wenige Prüf-
ärzte wissen, daß im Rahmen der obli-
gaten Probanden- (Patienten-) Versi-
cherung Unfälle nicht entschädigt wer-
den. Aber selbst wenn – was zuneh-
mend geschieht – eine zusätzliche Un-
fallversicherung abgeschlossen wird,
so tritt eine Ausschlußklausel in Kraft,
wenn die Prüfsubstanz als ursächlich
für den Unfall anzusehen ist.

Bezüglich der sog. Probanden-Versi-
cherung ist anzumerken, daß diese im
Zuständigkeitsbereich der Deutschen
Gesetze abgeschlossen werden muß.
Wir legen Wert darauf, daß den Stu-
dienteilnehmern/-teilnehmerinnen die
Versicherungsbedingungen ausgehän-
digt werden, wobei wir gezielt auf die
Bestimmungen über die Leistungen
und Obliegenheiten hinweisen. In un-
serem sog. Standardsatz zum Versiche-
rungsschutz wird der Prüfarzt von dem
Patienten beauftragt, den Verdacht auf
einen studienbedingten Gesundheits-
schaden umgehend der Versicherung
zu melden (diese ausdrückliche Beauf-
tragung ist bei den meisten Versiche-
rungen erforderlich). Dem Autor ist
zuzustimmen, daß diese Zusammen-
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hänge dem Patienten selten klar ge-
macht werden und offenbar auch vie-
len Prüfärzten nicht klar sind. Auch
Mißbildungen und deren Folgezustän-
de werden nicht entschädigt. In der Re-
gel genügt also nicht der Hinweis, daß
eine Schwangerschaft vermieden wer-
den sollte.

Auch für den Datenschutz verwen-
den wir einen sog. Standardsatz. Die
Offenlegung personenbezogener Daten
sehen wir in Übereinstimmung mit
dem Autor. Die zustimmungspflichtige
Einblicknahme durch Monitore in
Krankenblattaufzeichnungen ist auf
die studienrelevanten Aufzeichnungen
zu beschränken, Kopien dürfen nicht
gefertigt werden. Nach einer neueren
Auskunft des Bundesministeriums der
Justiz (Oktober 2000) kann die Aus-
händigung von Kopien aus Kranken-
akten an FDA-Inspectoren zulässig
sein, wenn der Betroffene ausdrücklich
zustimmt, oder wenn die Gewährung
von Akteneinsicht zur Erfüllung des
nach der Einwilligung zulässigen Über-
mittlungszwecks nicht ausreicht. Wie
in manchen vergleichbaren Fällen wird
den Ethik-Kommissionen ein Kom-
mentar zu der Frage wann und unter
welchen Umständen die Gewährung
von Akteneinsicht nicht ausreicht,
nicht zur Verfügung gestellt.

Besondere Probleme entstehen re-
gelmäßig, wenn es sich um zwar an
sich geschäftsfähige aber bewußtlose
bzw. bewußtseinsgetrübte Patienten
handelt. Die Rechtsprechung steht auf
dem Standpunkt, daß Bewußtlosigkeit
die Einwilligung nicht entbehrlich
macht. Das gilt im besonderen Maße
für Studien. Sie ist von demjenigen zu
erteilen, der an Stelle des Kranken zu
entscheiden hat (z. B. ein Betreuer).
Ausschlaggebend kann der mutmaßli-
che Wille des Kranken sein, der nach
objektiven Gesichtspunkten zu ermit-
teln ist. Es ist bisweilen grotesk, mit
welchen Mitteln die strengen Anforde-
rungen an den „mutmaßlichen Willen“
umgangen werden. So kann man z. B.
die von einem Sponsor vorgegebene
und von einem Angehörigen zu unter-
schreibende Formulierung lesen: „Es

ist nichts darüber bekannt, daß ein
mutmaßlicher Wille den vorgesehenen
Maßnahmen widerspricht“ (und dabei
handelte es sich um einen placebokon-
trollierten Versuch). Für lebensbedroh-
liche Zustände steht der § 41 Ab. 5
AMG zur Verfügung. Die Probleme
müssen im Einzelfall in der Kommis-
sion besprochen werden, wie wir über-
haupt der Meinung sind, daß im Regel-
fall jede Studie mit dem verantwort-
lichen Studienleiter in der Kommission
zu verhandeln ist. Wir meinen, daß ei-
ne Entscheidung im Umlaufverfahren
außerordentlich problematisch ist.

Bei der Behandlung Minderjähriger
ist die Zustimmung der Personensorge-
berechtigten erforderlich. Aber unab-
hängig davon sollte auch die Einwilli-
gung von Kindern und Jugendlichen
eingeholt und respektiert werden,
wenn sie nach ihrer geistigen und sitt-
lichen Reife in der Lage sind, die Be-
deutung und Tragweite des Vorhabens
zu ermessen. – Placebokontrollierte
Versuche an Kindern, insbesondere
wenn damit auch Blutentnahmen ver-
bunden sind, finden nicht unsere Zu-
stimmung. Wir legen Wert darauf, daß
gegen Substanzen geprüft wird, die ei-
ne ausreichende Versorgung sicher stel-
len.

Zunehmend wird im Rahmen von
Studien die Einwilligung zur Durchfüh-
rung von Gen-Analysen eingeholt. Diese
haben oft keinerlei Bezug zur Studie. Es
wird auch offen
gesagt, daß das
Blut für even-
tuelle spätere
Untersuchungen
eingefroren, zur
Anmeldung von
Patenten und
marktwirtschaft-
lich verwendet
wird. Solche all-
gemein gehalte-
nen Formulie-
rungen, aus de-
nen der kom-
merzielle Zweck
deutlich wird, er-
halten nicht un-

sere Zustimmung. Prinzipiell hat der Pa-
tient Anspruch darauf zu erfahren, was
mit seinem Blut geschieht (oft wird nur
von „wissenschaftlichen Untersuchun-
gen“ gesprochen). Er hat auch Anspruch
darauf, die Ergebnisse zu erfahren. Hier-
über wird im Einzelfall zu sprechen sein,
da die Offenlegung der Ergebnisse z. B.
für den beabsichtigten Abschluß einer
Lebensversicherung aber auch ganz all-
gemein arbeitsrechtlich von schwerwie-
gender Bedeutung sein kann.

Der Autor hat erfreulicherweise
auch jenes Studienverhalten angespro-
chen, das die Grenzen des Notwendi-
gen überschreitet und unverkennbar
den Stempel einer Marketing-Studie
trägt. Die Ethik-Kommissionen kön-
nen solche „Studien“ nicht immer ver-
hindern, wenn z. B. eine Vielzahl von
Prüfärzten die Prüfsubstanz bis zur Zu-
lassung kostenlos abgibt. Sie können
aber ihre Bedenken äußern. Das gilt
auch dann, wenn in eine Studie, in der
ein Mittel zur Gewichtsreduktion
überprüft werden soll, ausschließlich
übergewichtige Ärzte eingeschlossen
werden.

Professor Dr. J. Gerchow
Vorsitzender der Ethik-Kommission
bei der Landesärztekammer Hessen

Anzeige
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Qualitätssicherung

1. Die Qualitätskontrollen:
Überprüfung des Endproduktes vor
dem Verkauf.

2. Qualitätssicherung:
Maßnahmen zur Verringerung der An-
zahl von defekten Produkten.

3. Kontinuierliche Qualitätsverbesse-
rung (TQM = Total Quality Manage-
ment):
Entwicklung eines Konzeptes, um die
Ressourcen so effizient wie möglich zu
nutzen. Die Ziele der kontinuierlichen
Qualitätsverbesserung in der Industrie
sind: Positionierung gegenüber der
Konkurrenz, Verstärkung der Kunden-
treue, Verminderung der Produktions-
kosten, Verbesserung der Zusam-
menarbeit zwischen den verschiedenen
Mitarbeiterhierarchien, Verstärkung
des Verantwortungsbewußtseins im
Sinne der kontinuierlichen Qualitäts-
verbesserung.

Entwicklung des Qualitäts-
management im Gesundheitswesen:
Das Qualitätsmanagement hat sich im
Gesundheitswesen parallel zu der In-
dustrie entwickelt (1), allerdings mit ei-
ner deutlichen zeitlichen Verzögerung.

Qualitätskontrollen:
Zunächst wurden von der Kassenärzt-
lichen Vereinigung und der Ärztekam-
mer Qualitätskontrollen, z.B. im La-
borbereich, für Röntgen-, Sonographie-
und Langzeit -EKG-Untersuchungen
eingeführt. Ziel ist es, wie bei der Indu-
strie, das Endprodukt auf seine Qua-
lität hin zu überprüfen. Die gute Qua-
lität wird zertifiziert. Die schlechte
Qualität wird bestraft (Kürzungen, Ru-
hen bzw. Entziehung der Genehmigung
zur Durchführung der geprüften Unter-
suchungsmethoden usw.).

Qualitätssicherung:
Die Qualitätssicherung wurde dazu
konzipiert, Mängel bei der Qualitäts-

kontrolle zu beseitigen. Es wurden
Richtlinien oder Leitlinien entwickelt,
die den zuständigen Leistungserbringer
im Gesundheitswesen mitgeteilt wor-
den sind (z.B. Richtlinien zur Doku-
mentation der sonographischen Unter-
suchung (2), der Langzeit-EKG-Regi-
strierung (3), der Röntgenuntersu-
chung usw.).

Qualitätsmanagement:
Zusätzlich zu diesen zwei oben ge-
nannten Maßnahmen (Qualitätskon-
trolle und Qualitätssicherung) wurde
ein globales Konzept zur Verbesserung
der Qualität entwickelt, das ständig
aktualisiert wird. Dabei geht es darum,
die knappen Ressourcen am effiziente-
sten zu benutzen. Die Strategie ändert
sich in der Form, daß man die Kollegen
weniger zwingen, sondern eher über-
zeugen will, daß eine Qualitätsbesse-

Einführung in das Konzept 
der kontinuierlichen Qualitätsverbesserung

Dr. med. J. Gross, Dr. med. J. Fessler,
Beauftragte für Qualitätsmanagement des Ärztenetzes Rhein-Main

Lebensqualität = 100%?

Das Konzept der kontinuier-
lichen Qualitätsverbesserung hat
sich im letzten Jahrhundert zu-
nächst in der Industrie, später
auch im Gesundheitswesen in
drei Etappen entwickelt, so daß
Qualitätssicherung im Gesund-
heitswesen im Prinzip nichts
Neues ist.

Neu sind allerdings die Termi-
nologie, die intensive, wissen-
schaftlich betriebene Methoden-
forschung und die verschiedenen
Versuche, über Zertifizierungs-
verfahren, vergleichbar denen
der Industrie, Merkmale qualita-
tiver Eigenschaften von Vorsor-
gungseinrichtungen im Gesund-
heitswesen festzulegen.

Nur erfordert die gesundheit-
liche Versorgung in ihrer Ge-
samtheit komplexere qualitative
Voraussetzungen, um wirksam,
wissenschaftlich begründet und
wirtschaftlich ihre Aufgaben er-
füllen zu können.

Mit diesem Artikel wird ver-
sucht, erste Ansätze von Quali-
tätssicherungsmaßnahmen und
Wege der Umsetzung im ambu-
lanten Bereich darzustellen.
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rung möglich und auch sinnvoll ist. Die
Strategien werden kontinuierlich ange-
paßt und verbessert. Die Leistungser-
bringer werden in das Konzept der
Qualitätsverbesserung mit einbezogen
(Kolloquien, Qualitätszirkel, Ärztenet-
ze usw.).

Die weiter oben genannten Ziele des
Qualitätsmanagements in der Industrie
sind nur zum Teil auf die Situation im
Gesundheitswesen übertragbar. Die
kontinuierliche Verbesserung der Qua-
lität im Gesundheitswesen soll natür-
lich zunächst der Zufriedenheit der Pa-
tienten dienen (4). Daher sind der Be-
darf und die Erwartungen der Patien-
ten vorrangig. Allerdings kann im
Gegensatz zur Situation in der Indu-
strie eine Steigerung des Umsatzes
nicht das Ziel der Qualitätsverbesse-
rung sein. 

Einige weitere Begriffe im Qualitäts-
management:
1. Die Struktur (= Ausstattung): not-

wendige Ressourcen, um eine Auf-
gabe zu erfüllen (Räume, Personal,
Geräte, Untersuchungsmethoden
usw.).

2. Die Prozesse (= Verfahrensabläufe):
alle Handlungen die zur Erfüllung
der Aufgabe nötig sind (z.B. Anam-
nese, Untersuchungen, Patientenin-
formation, therapeutische Strate-
gien, Arztberichte usw.).

3. Die Ergebnisse (= Auswirkungen):
Optimale Nutzung der Ressourcen.
(Effizienz der Untersuchungsmetho-
de und der Therapie), Treffsicher-
heit der Diagnostik, Verlängerung
der Lebensdauer, Verbesserung der
Lebensqualität.

4. Die Marketing-Strategie: Alle Maß-
nahmen, die zur Stärkung des Ver-
brauches einer Leistung führen (Pa-
tienteninformation, Werbung, Ver-
besserung des Produktes bzw. der
Leistung usw.).

5. Leadership: Der Verantwortliche
für das Qualitätsmanagement. 
Seine Rollen: Die Organisation im-
mer wieder in Frage stellen (den Sta-
tus Quo herausfordern!), die Mitar-
beiter zur Änderung ermutigen, für

die Möglichkeiten der Verbesserung
sorgen, die Veränderungen kontinu-
ierlich steuern, Fortbildungskurse,
Qualitätszirkel, Meetings usw. orga-
nisieren.

6. Qualitätsmarker (= Indikatoren):
Meßparameter, die zur Quantifizie-
rung der Qualitätsverbesserung und
zur Evaluation der Maßnahmen
herangezogen werden. (s. Beispiele
unten!).

Entwicklungsstrategie eines 
Programmes zur Qualitätsbesserung:
1. Analyse des aktuellen Zustandes: 
Wird die Aufgabe z. Zt. korrekt ausge-
führt? Wird sie im richtigen Moment
ausgeführt? Wird sie wirtschaftlich
ausgeführt? Werden die zu erwarten-
den Resultate erreicht? (5) Sollte alles
perfekt sein, ist natürlich ein Pro-
gramm für Qualitätsverbesserung in
diesem Bereich sinnlos.

2. Festlegung der Ziele: 
Was soll verändert werden, was soll er-
reicht werden? Die Ziele sollten so fest-
gelegt werden, daß sie auch durch die
geplanten Maßnahmen meßbar zu er-
reichen sind.

3. Planung der Verbesserung: 
Dies ist der entscheidende Faktor für
die Realisierung einer Qualitätsverbes-
serung. Zunächst soll die Kompetenz
der Leistungserbringer überprüft bzw.
ggf. verbessert werden. Es sollen regel-
mäßige Fortbildungen bzw. Treffen
von Qualitätszirkeln organisiert wer-
den, die die beteiligten Leistungser-
bringer zur Änderung des Verhaltens
motivieren. Dabei ist zu beachten, daß
deren Zufriedenheit und Mitarbeit Be-
dingung für die Verbesserung ist.

4. Evaluation der Ergebnisse: 
Es wird eine erneute Analyse des ak-
tuellen Zustandes durchgeführt, um ei-
ne Änderung durch die vorgenomme-
nen Verbesserungsmaßnahmen festzu-
stellen. Die Ergebnisse sind mit den
Leistungserbringern ausführlich zu be-
sprechen, unabhängig davon, ob es
sich um einen Vollerfolg, Teilerfolg

oder Mißerfolg gehandelt hat. 
Laut Deming (6) ist ein Mißerfolg

nur zu 15% durch die fehlende Kom-
petenz der Leistungserbringer aber zu
85% durch die mangelnde Organisa-
tion bedingt.

Qualitätssicherung

Themenauswahl

Analyse  des aktuellen Zustandes

Planung der Verbesserung

Evalutation 
der Ergebnisse

Festlegung 
der Ziele

Die Strukturen in der kontinuierlichen
Qualitätsbesserung in der Medizin:

1. Der Qualitätszirkel: 
Arbeitsgruppe gleichberechtigter Ärz-
te, die sich autonom gebildet hat und
mit der Hilfe eines ausgebildeten Mo-
derators die Probleme identifiziert, sie
analysiert und versucht sie zu beseiti-
gen.

2. Brainstorming, Brainwriting: 
Es handelt sich dabei um einen Mei-
nungsaustausch, um z.B. die Probleme
einer Institution aufzulisten. Jeder
schreibt z.B. auf einen Zettel die in sei-
nen Augen drei wichtigsten Probleme
auf. Die Zettel werden gesammelt und
zunächst auf einer Metaplantafel auf-
gehängt. Danach versucht der Modera-
tor sie nach Themen zu klassifizieren,
und anschließend wird gemeinsam ent-
schieden, welche Probleme dringend
gelöst werden sollen. Es geht dabei zu-
nächst um die Sammlung der Informa-
tionen über die möglichen Probleme.

Selektionskriterien für das Thema: 
Das gewählte Thema zur Qualitätsver-
besserung soll praxisnah sein, häufig
auftreten, eine Verhaltensänderung nö-
tig machen, eingrenzbar sein und ein



Beispiele für die Auswahl 
von Qualitätsmarkern bei einigen
Krankheitbildern:
Dabei soll festgelegt werden, welche
Indikatoren zur Kontrolle einer evtl.
Qualitätsverbesserung bei den jeweili-
gen Erkrankungen sinnvoll genutzt
werden könnten. Sehr hilfreich für die-
se Aufgabe ist das Buch „Clinical Evi-
dence“, das die kaum noch überschau-
bare veröffentlichte medizinische Welt-
literatur auf seine Glaubwürdigkeit hin
überprüft und in aktualisierter Form
alle sechs Monate (neuerdings auch in
deutscher Übersetzung) erscheint. (11)

1. Auswahl von Qualitätsmarkern für
eine gute Hypertonietherapie:

Prinzipiell ist das Ziel der Therapie der
Hypertoniker deren Leben zu verlän-
gern und deren Lebensqualität durch
Vermeidung von hypertoniebedingten
Organkomplikationen zu verbessern.

Eine Verlängerung der Überlebens-
chance von Hypertonikern ist aber nur
langfristig überprüfbar. Bei einer
Untersuchung des Qualitätsmanage-
ments ist man hingegen auf kurzfristig
benutzbare Qualitätsindikatoren ange-
wiesen.

Nachgewiesen ist ein lebensverlän-
gernder Effekt bei der Therapie der
Hypertonie nur für Diuretika, Beta-
Blocker und ACE-Hemmer, so daß eine
Therapie mit nur einer oder mit einer
Kombination dieser Substanzen einen
brauchbaren indirekten Qualitätsindi-
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ökonomisches Interesse aufweisen. Es
soll auch überprüft werden, ob eine
Änderung überhaupt möglich ist. 

3. Fallbesprechung:
Anhand von Fallbeispielen wird ver-
sucht, Probleme in der Patientenver-
sorgung aufzudecken um sie später
durch Verbesserungsmaßnahmen zu
korrigieren.

4. Ärztenetze:
Ärztenetze bieten die Möglichkeit, mit
einer größeren Gruppe von Ärzten ver-
schiedene Qualitätszirkel zu bilden.
Diese Qualitätszirkel können fachgrup-
penübergreifend oder fachgruppenspe-
zifisch sein, wobei nach unserer Erfah-
rung eine fachübergreifende Struktur
sich als besser erwiesen hat. Durch ver-
tragliche Gestaltungen zwischen Ärzte-
netzen und einer oder mehreren Kran-
kenkassen kann die Lieferung von ver-
ordnungsbezogenen Daten geregelt und
eine wesentliche Voraussetzung zur
Qualitätsverbesserung geschaffen wer-
den (7,8). Darüber hinaus haben Ärzte-
netze eine höhere Verbindlichkeit in ei-
ner Region als einzelne Qualitätszirkel,
da wesentlich mehr Kollegen erreichbar
sind und der Patient beim Wechsel des
Arztes oder beim Aufsuchen des Fach-
arztes eine einheitliche Therapiestrate-
gie vorfindet.

5. Leitlinien:
Es soll auf der Basis von gesicherten
Daten (Evidence Based Medicine)
(9,10) eine Verhaltensempfehlung für
das gewählte Thema beschlossen wer-
den. Die Auswahl von verständlichen
und eindeutigen Leitlinien ist insbeson-
dere für die spätere Evaluation mittels
der Qualitätsmarker wichtig. Gut ge-
eignet sind Verfahrensanweisungen in
Form von Flußdiagrammen. Bei der
Auswahl von Leitlinien sind Sammel-
begriffe, wie sie unter www.leit-
linien.de zu finden sind, mit zusätz-
lichen Links zu in- und ausländischen
Informationsquellen sehr nützlich. 

6. Präsentation der Ergebnisse:
Empfehlenswert ist eine Präsentation

z.B. in Form von Balkendiagrammen,
die einen inter- und intraindividuellen
Vergleich ermöglichen. 

kator für eine lebensverlängernde The-
rapie darstellt. (12,13)

Zur Vermeidung von Organschädi-
gung ist eine ausreichende Blutdruck-
einstellung notwendig, so daß man als
Qualitätskriterium die von der WHO
(14) angegebenen Blutdruckwerte als
Therapieziel und als Qualitätsindika-
tor ansehen kann.

Je nach technischer Ausstattung
kann man sich als Qualitätsindikator
auch die Rückbildung der elektrokar-
diographischen Zeichen der linksven-
trikulären Hypertrophie oder besser
die Abnahme der echokardiographisch
errechneten linksventrikulären Mus-
kelmasse vorstellen (15). Diese Krite-
rien sind durchaus bei einer Evaluation
der Therapie nach einem Jahr meßbar. 

2. Auswahl von Qualitätsmarkern in
der Therapie des Diabetes mellitus:

Auch in diesem Fall ist idealerweise ei-
ne Untersuchung der Folgekrankheiten
bzw. der Verbesserung der Lebensqua-
lität durch Vermeidung von Folge-
krankheiten sinnvoll (diabetische Reti-
nopathie, diabetische Nephropathie,
kardiovaskuläre Erkrankungen, diabe-
tische Neuropathie, diabetischer Fuß
usw.). Im Rahmen der Evaluation einer
Maßnahme im Bereich des Qualitäts-
managements werden Qualitätsindika-
toren gebraucht, die spätestens nach ei-
nem bis zwei Jahren meßbar sind.

Labormäßig ist außer der Bestim-
mung der Glukosewerte die Verbesse-
rung des HbA1c-Wertes als Indikator
für die gute Einstellung eines Diabeti-
kers etabliert. Allerdings mit der Sen-
kung vom HbA1c-Wertes steigt das Ri-
siko für Hypoglykämien (16). Im Fall
des Diabetes ist besonders interessant
zu bemerken, daß zum Erreichen einer
Verbesserung der Lebensqualität auf
Dauer durch Vermeidung der Folge-
krankheiten zunächst eine Einschrän-
kung der Lebensqualität durch stren-
ges Einhalten einer diabetischen Diät
notwendig ist. Insofern wäre bei einer
Patientenbefragung in diesem Fall zu
berücksichtigen, daß die Zufriedenheit
der Patienten nicht unbedingt mit einer
guten Therapie bzw. korrekten diabeti-

Herr Kollege, bitte überprüfen Sie 
dringend Ihr Verordnungsverhalten!!!
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schen Schulung korrelieren würde. Die
Teilnahme an Patientenschulungen
führt zu einer signifikanten Verbesse-
rung des Wertes von HbA1c (17), so
daß eine solche Teilnahme als Quali-
tätskriterium herangezogen werden
kann.

Bezüglich der medikamentösen The-
rapie gelten nach der jetzigen Meinung
eine Monotherapie mit Sulfonylharn-
stoffen oder Metforminen, wobei Met-
forminen die Therapie der ersten Wahl
darstellt, sowie eine Kombination von
Pharmaka aus diesen beiden Gruppen
als sinnvoll (18). Für andere orale
Antidiabetika ist es nicht belegt (19).

Sollte eine orale Therapie nicht aus-
reichend sein, wird empfohlen auf In-
sulin umzustellen. Dieses Verhalten
könnte als Qualitätskriterium für eine
zeitgemäße Pharmakotherapie heran-
gezogen werden.

3. Auswahl von Qualitätsmarkern in
der Therapie des Asthma bronchiale:

Auch in diesem Fall gilt als Hauptziel
das Leben der Asthmatiker zu verlän-
gern und deren Lebensqualität zu ver-
bessern, indem man die Asthmaanfälle
und die Spätkomplikationen vermei-
det. Als Kriterium für eine gute Einstel-
lung des Asthmatikers wäre die niedri-
ge Anzahl der notwendigen stationären
Aufnahmen, sofern diese meßbar sind.
Ein weiteres Qualitätskriterium für die
gute medikamentöse Einstellung der
Asthmatiker ab Stufe II (20) ist die
Therapie mit Glukokortikoidsprays in-
diziert. Die zusätzliche Verabreichung
eines Beta2-Mimetikums ist nur bei
unzureichender Wirkung des inhalati-
ven Kortikoiden indiziert. Eine Thera-
pie mit oralen Kortikoiden sollte nur
der schweren Form vorbehalten wer-
den. Dementsprechend dürfte die An-
zahl der Therapien mit oralen Kortiko-
iden sehr niedrig sein. 

Als weiteres Qualitätskriterium wä-
re die Überprüfung, in wieweit nur leit-
linienkonforme Medikamentenkombi-
nationen eingesetzt werden. Ein Bei-
spiel für eine nicht leitlinienkonforme
Therapie wäre die Applikation von
oraler Theophyllin und Beta2-Mimeti-

kum ohne gleichzeitigen Einsatz eines
inhalativen Kortikoids (21).

Die Erfassung von Spätkomplikatio-
nen (Lungenemphysem, Cor pulmona-
le usw.) wäre nur durch langfristige
Untersuchungen möglich und ist im
Rahmen einer Untersuchung des Qua-
litätsmanagements wegen der zeit-
lichen Verzögerung nicht direkt
brauchbar. 

Zusammenfassung:
Die kontinuierliche Qualitätsverbesse-
rung ist eine Philosophie des Manage-
ments, um die Ressourcen so effizient
wie möglich zu nutzen. Eine Verbesse-
rung der Qualität ist nur möglich,
wenn die Leistungserbringer daran
glauben, eine Verbesserungsmöglich-
keit erkennen und auch zu den not-
wendigen Änderungen bereit sind. Aus
diesem Grund benötigt das Qualitäts-
management die Mitarbeit von allen in
der Struktur involvierten Akteuren.
Deren wichtigste Aufgaben sind Män-
gel zu entdecken, die Mitarbeiter zur
Verbesserung zu motivieren, die Ver-
besserungsprojekte zu evaluieren und
nicht zuletzt mit allen Beteiligten die
Ergebnisse zu diskutieren, sowie erziel-
te Erfolge zu würdigen.

Korrespondenzadresse:
Dr. med. J. Gross
Marktstr. 6-8
65428 Rüsselsheim
Joseph.Gross@t-online.de
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Das Gesichtsfeld, insbesondere das
zentrale Gesichtsfeld, stellen neben der
Sehschärfe die entscheidende Sehfunk-
tion für eine sichere Teilnahme am
Straßenverkehr dar.

Die Grundlagen für die Mindestan-
forderung an das Sehvermögen sind ge-
regelt in der Verordnung über die Zu-
lassung von Personen zum Straßenver-
kehr und zur Änderung straßenver-
kehrsrechtlicher Vorschriften (Bundes-
gesetzblatt Jahrgang 1998 Teil I Nr. 55
in §12 FeV und Anlage 6 zu den §12,
48 Abs. 4 und 5).

Die bisherige Einteilung der Fahrer-
laubnisklassen entfällt zugunsten einer
europaeinheitlichen Fahrerlaubnisklas-
seneinteilung. Einen Überblick gibt die
folgende Abbildung
(BGBI.1998 I, S. 2278)

Unter 2.1.2 werden
für die Führerschein-
klassen A und B mit den
Unterklassen M, L und
T an das Gesichtsfeld
folgende Mindestanfor-
derungen gestellt:

Beidäugig wenig-
stens 120°. Einäugig
normales Gesichtsfeld
auf dem einen Auge.

Unter 2.2.2 werden
für die Führerschein-
klassen C und D mit
Unterklassen folgende
Mindestanforderungen
an das Gesichtsfeld ge-
stellt:

Beidäugig bis 70°
nach links und rechts,
vertikal mindestens 40°
nach unten.

Als Untersuchungs-
methode wird die ma-

nuell kinetische Methode entsprechend
Goldmann III/4 genannt.

Somit sind als Untersuchungsgeräte
nur konstant und gleichmäßig ausge-
leuchtete Kreisbogen- und Halbkugel-
perimeter zulässig. Als Untersuchungs-
standard für eine Goldmann-Perime-
trie, die sowohl dem zentralen 30°-Ge-
sichtsfeld als auch dem peripheren Ge-
sichtsfeld gerecht wird, sollen minde-
stens drei Isopteren gemessen werden.
Die Reizmarke wird in Größe und In-
tensität so gewählt, daß die wichtigsten
zentralen Gesichtsfeldbereiche (inner-
halb 30° vom Zentrum) sowie die
Außengrenzen erfaßt werden. Die in-
nere Isoptere wird mit acht Punkten
gemessen, die äußeren Isopteren mit je

12 Punkten, wobei die Reizmarke für
die äußerste Isoptere so gewählt wird,
daß sie der Goldmann-Marke III/4 ent-
spricht.

Werden bei beiden Augen Gesichts-
felddefekte gemessen, ist zu prüfen, ob
sich diese Defekte im binokularen Ge-
sichtsfeld decken.

Es gibt manuelle Perimeter, wie z.B.
bestimmte Bogenperimeter, die nicht
den o.g. Anforderungen an ein Gold-
mann-Gesichtsfeld entsprechen und
damit für die Fahrtauglichkeitsprüfung
ungeeignet sind.

Die Empfehlung der Deutschen
Ophthalmologischen Gesellschaft zur
Fahreignungsbegutachtung für den
Straßenverkehr geht aus physiologi-

schen Erwägungen
grundsätzlich davon
aus, daß auch automati-
sche Computerperime-
ter zur Fahrtauglich-
keitsprüfung herange-
zogen werden dürfen.
Bei diesen müssen je-
doch Prüfpunktraster
und Untersuchungsstra-
tegien so gewählt wer-
den, daß eine dem
Goldmann-Perimeter
vergleichbare Aussage
zum zentralen wie peri-
pheren Gesichtsfeld ge-
troffen werden kann.
Hierbei handelt es sich
um Empfehlungen einer
ophthalmologischen
Fachgesellschaft. Bin-
dendes Recht haben
derzeit ausschließlich
die Bestimmungen der
Fahrerlaubnisverord-
nung.

Gesichtsfelduntersuchungen durch Augenärzte
im Rahmen der Fahrerlaubnisverordnung
Dr. med. Karoline Vanselow und Professor Dr. med. Christian Ohrloff

Die wichtigsten Fahrerlaubnisklassen (Auszug BGBI. 1998, S.2278)
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Fortbildung

Literatur:

Verordnung über die Zulassung von Personen
zum Straßenverkehr und zur Änderung stra-
ßenverkehrsrechtlicher Vorschriften
Aus: Bundesgesetzblatt Jahrgang 1998 Teil I
Nr. 55, 26.8.1998 §12 und An lage 6 (zu den
§12,48 Abs.4 und 5)

Berufsverband der Augenärzte Deutschlands
e.V. Richtlinien und Untersuchungsanleitungen 
Verkehrsrechtliche Bestimmungen von Professor
Dr. med B. Gramberg-Danielsen (Vorsitzender
der Rechtskommission DOG/BVA, Leiter des
Arbeitskreises Verkehrs- und Rechtsophthalmo-
logie)
BVA: www.augeninfo.de

Anschrift der Verfasser:
Zentrum der Augenheilkunde der
Johann Wolfgang-Goethe-Universität
Theodor-Stern-Kai 7
60590 Frankfurt

Verwaltungsgerichte haben sich mehr-
fach mit der Frage beschäftigen müs-
sen, ob die Approbation als Arzt und
die Erlaubnis nach dem Heilpraktiker-
gesetz (HprG) vereinbar sind. Das Ver-
waltungsgericht München im Urteil
vom 27.6.19951) und der Bayerische
Verwaltungsgerichtshof mit Urteil vom
20.11.19962) haben diese Frage ver-
neint, ebenso das Bundesverwaltungs-
gericht in seiner Entscheidung vom
2.3.19673). Man könnte daher davon
ausgehen, daß diese Frage abschlies-
send entschieden sei. Trotzdem zeigen
zahlreiche Anfragen von Ärzten bei der
Landesärztekammer, aber auch be-
hördliche Unsicherheiten, daß diese
Fragestellung nicht allen geklärt er-
scheint.4)

Warum beantragen Ärzte neben ihrer
ärztlichen Approbation zusätzlich die
Heilpraktikererlaubnis? 
Es gibt dafür zahlreiche Gründe:
� Ärzte wollen neben ihrer ärztlichen

Tätigkeit Patienten erreichen, die
der Schulmedizin skeptisch gegen-
über stehen.

� Heilpraktiker sind nicht an eine
zwingend vorgeschriebene Gebüh-
renordnung gebunden.

� Keine Beschränkung durch die Be-
rufsordnung (z.B. Werbeverbot).

� Wegfall der Beschränkung für Fach-
ärzte auf ihr Fachgebiet.

� Umgehen der verschärften Haftung
als Arzt.

� Einträgliche Nebentätigkeit für an-
gestellte Ärzte.

Rechtliche Grundlage für die Erteilung
der Heilpraktikererlaubnis zusätzlich
zur Approbation als Arzt ist das Gesetz
über die berufsmäßige Ausübung der
Heilkunde ohne Bestallung (Heilprak-
tikergesetz) vom 17.2.1939 i.d.F. vom
2.3.1974 und die Durchführungsver-
ordnung dazu.

§ 1 regelt in Absatz (1): 
„Wer die Heilkunde, ohne als Arzt be-
stallt zu sein, ausüben will, bedarf dazu
der Erlaubnis.“

Absatz (2) definiert den Begriff Heil-
kunde:
„Im Sinne dieses Gesetzes ist Heilkun-
de jede berufs- oder gewerbsmäßig
vorgenommene Tätigkeit zur Feststel-
lung, Heilung oder Linderung von
Krankheiten, Leiden oder Körperschä-
den beim Menschen, auch wenn sie im
Dienste von anderen ausgeübt wird.“

Absatz (3) legt fest, daß derjenige, der
die Heilkunde nach diesem Gesetz aus-
üben will, die Berufsbezeichnung
„Heilpraktiker“ zu führen hat.

Aus welchen Gründen ist einem 
approbierten Arzt die Heilpraktiker-
erlaubnis zu versagen?
Die Gründe hat der Bayerische Verwal-
tungsgerichtshof in seiner zitierten Ent-
scheidung klar herausgearbeitet: Der
Entscheidung lag der Antrag eines ap-
probierten Arztes zugrunde, der be-
rechtigt war, die Zusatzbezeichnungen
„Naturheilverfahren“, „Chirothera-

pie“ und „Homöopathie“ zu führen,
ihm die Heilpraktikererlaubnis zu er-
teilen. Das Gericht hat die Ablehnung
des Antrages bestätigt.

Der Heilpraktikererlaubnis bedarf,
wer, ohne als Arzt bestallt zu sein, die
Heilkunde ausüben will.

Bereits aus dem Wortlaut dieser Be-
stimmung ergibt sich, daß der Erlaub-
nisvorbehalt nur für Nichtärzte gilt,
denn Ärzte sind bereits aufgrund ihrer
Approbation oder einer Erlaubnis nach
§10 Bundesärzteordnung umfassend
zur Ausübung der Heilkunde befugt.
Der Schutz des Rechtsgutes der Gesund-
heit der Bevölkerung verlangt nur bei
Nichtärzten eine Überprüfung, daß sie
dieses Gut nicht gefährden. Ärzte haben
sich dieser Überprüfung bereits im Rah-
men der ärztlichen Prüfung und bei Er-
teilung der Approbation unterzogen. 

Diesen Gesichtspunkt hat auch das
Bundesverwaltungsgericht bereits in
seinem Urteil vom 2.3.1967 herausge-
stellt:

„Das nach §1 Absatz 1 Heilprakti-
kergesetz ein Arzt selbst nicht als Heil-
praktiker tätig sein kann, ist nur eine
logische Folge der zentralen Stellung,
die er in der Heilkunde inne hat. 

Die ärztliche Bestallung umfaßt jede
Heilpraktikertätigkeit und schließt ei-
ne besondere Erlaubnis für sie damit
notwendig aus.“

Der Arzt benötigt daher die Heil-
praktikererlaubnis nicht. Eine behörd-
liche Erlaubnis kann nur beanspru-
chen, wer eine Tätigkeit ausüben will,
die auch erlaubnisbedürftig ist. Da der

Arzt und Heilpraktiker?

Arzt- und Kassenarztrecht
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Arzt- und Kassenarztrecht

Arzt mit der Approbation die Heilkun-
de umfassend ausüben darf, besteht
kein Anspruch auf Erteilung der Heil-
praktikererlaubnis, sie ist nicht mehr
erforderlich. 

Keine Vermengung der 
Verantwortungsbereiche von Arzt 
und Heilpraktiker.
Die Berufsbezeichnung „Heilprakti-
ker“, die der Heilpraktiker führen
muß, weist die Öffentlichkeit darauf
hin, daß ein Nichtarzt Heilkunde aus-
übt. Sie ist nicht Ausdruck einer Quali-
fikation für bestimmte Heilverfahren.
Sie zeigt lediglich dem Patienten, daß
ihr Träger nicht der ärztlichen Pflich-
tenbindung unterworfen ist und seine
Qualifikation staatlicherseits nur be-
schränkt überwacht wird.

Die Ausübung des Berufes als Arzt
und Heilpraktiker in einer Person führt
zu einer Vermengung der Rechts- und
Pflichtenstellung des Arztes und des
Heilpraktikers, die aus Gründen des
Patientenschutzes zu verhindern ist.
Wäre die Ausübung beider Berufe
durch eine Person möglich, so bestün-
de die Gefahr, daß der Arzt bei der
Ausübung der Heilkunde mit der Be-
rufsbezeichnung „Heilpraktiker“ nicht
an die besonderen ärztlichen Berufs-
pflichten gebunden wäre. 

Der Bayerische VGH führt dazu fol-
gendes aus:

„Bei einer Vermengung besteht die
konkrete Gefahr, daß der Patient bei ei-
ner Personalunion von Arzt und Heil-
praktiker in der Regel nicht erkennt, in
welcher Eigenschaft ihm der Behandeln-
de entgegentritt, weil eine klare Tren-
nung der Verantwortungsbereiche nicht
möglich ist. An der Vermeidung einer
derartigen Vermengung der beiden For-
men der Heilkunde in ein und derselben
Person besteht schon deshalb ein her-
ausragendes öffentliches Interesse, weil
der Patient nur bei der Behandlung
durch einen Arzt einen rechtlich ver-
bürgten Anspruch darauf hat, daß die
Aufklärungs-, Sorgfalts-, Verschwiegen-
heits-, Haftungs- und mannigfaltigen
sonstigen Vorschriften beachtet werden,
die die Rechtsordnung den Ärzten im

Interesse des Patientenwohls auferlegt.
Heilpraktiker unterliegen diesen Pflich-
ten nur in eingeschränktem und abge-
schwächtem Maße.“

Der Heilpraktiker ist durch Straf-
vorschriften nicht an der Weitergabe
oder Verwertung von Privatgeheimnis-
sen gehindert. Auch steht ihm ein
Zeugnisverweigerungsrecht nach dem
Strafprozeß- oder Zivilprozeßrecht
nicht zu. Es müßte daher im Zweifels-
fall erst geklärt werden, in welcher sei-
ner beiden Eigenschaften der „Heil-
praktiker-Arzt“ eine Behandlung
durchgeführt hat. Dies kann auch von
Bedeutung sein hinsichtlich der Hono-
rarforderungen.

Regelung der 
Hessischen Berufsordnung.
Auch §30 der Berufsordnung für die
Ärztinnen und Ärzte in Hessen verbie-
tet die Vermengung der Verantwor-
tungsbereiche von Ärzten und Nicht-
ärzten:

„§ 30 Zusammenarbeit 
des Arztes mit Dritten
(1)Dem Arzt ist es nicht gestattet, zu-

sammen mit Personen, die weder
Ärzte sind noch zu seinen berufsmä-
ßig tätigen Mitarbeitern gehören, zu
untersuchen oder zu behandeln. ...

(2) Die Zusammenarbeit mit Angehöri-
gen anderer Gesundheitsberufe ist
zulässig, wenn die Verantwortungs-
bereiche des Arztes und des Angehö-
rigen des Gesundheitsberufs klar er-
kennbar voneinander getrennt blei-
ben.“

Daraus ergibt sich, daß ein Arzt einen
Nichtarzt nur heranziehen darf, wenn
er das nach den Regeln der ärztlichen
Kunst für notwendig erachtet und die
Verantwortungsbereiche klar erkenn-
bar getrennt bleiben. Entsprechendes
muß dann aber auch für die Vermen-
gung der Verantwortungsbereiche von
Arzt und Heilpraktiker in Personal-
union gelten.

Keine abweichende Meinung des 
Hessischen Verwaltungsgerichtshofes.
Der vorstehend geäußerten Ansicht

steht ein Urteil des Hessischen VGH
aus dem Jahre 19925) nicht entgegen.
Der VGH hatte entschieden, daß die
einmal erteilte Heilpraktikererlaubnis
dem Heilpraktiker nicht deshalb entzo-
gen werden darf, weil er nachfolgend
die Approbation als Arzt erhalten hat.
In seiner Entscheidung stellt der VGH
lediglich auf den Vertrauensschutz des
Heilpraktikers in die einmal ihm durch
Verwaltungsakt erteilte Heilpraktiker-
erlaubnis ab. Er äußert sich nicht zu
der Frage, ob ein Arzt einen Anspruch
auf Erteilung der Heilpraktikererlaub-
nis hat. Das bedeutet aber nicht, daß in
berufsrechtlicher Hinsicht er neben sei-
ner ärztlichen Tätigkeit auch als Heil-
praktiker behandeln kann.

Zusammenfassung:
Ein Arzt hat nach der Rechtsprechung
und der überwiegenden Meinung in
der Literatur keinen Anspruch auf Er-
teilung der Heilpraktikererlaubnis.
Diese Feststellung ist bereits aus dem
Wortlaut des Heilpraktikergesetzes ab-
zuleiten, das auf die „berufsmäßige
Ausübung der Heilkunde ohne Bestal-
lung (Approbation)“ abstellt und eine
Erlaubnis für denjenigen vorschreibt,
der die Heilkunde, ohne als Arzt be-
stallt zu sein, ausüben will. 

Im Interesse des Schutzes der Patien-
ten ist eine Vermengung des Berufes
des Heilpraktikers mit dem des Arztes
in einer Person unzulässig. 

Im Rahmen der Berufsaufsicht über
die Ärztinnen und Ärzte in Hessen
wird die Landesärztekammer dafür
sorgen, daß dieser Rechtsstandpunkt
beachtet wird.

Christian Neupel, Justitiar

Anmerkungen:
1) VG München, Urt. v. 27.06.1995, MedR
1996, 229
2) Bayer. VGH, Urt. v. 20.11.1996, DVBl.
1997, 959
3) BVerwG, Urt. v. 02.03.1967, NJW 1967,
1525 
4) Es liegt z. T. an gewichtigen Gegenstimmen:
So Taupitz, MedR 1993, S. 219 ff. 
5) Hess. VGH, Urt. v. 24.11.1992, MedR
1993, 240
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Nach den „Einheitlichen Bewertungskriterien“, die der Deutsche Se-
nat für ärztliche Fortbildung im September 2000 erarbeitet hat, gel-
ten 4 verschiedene Kategorien von Fortbildungsmaßnahmen:
Kategorie A: Vortrag und Diskussion („Frontalveranstaltung“)
1 P pro Fortbildungsstunde, 3 P pro 1/2 Tag bzw. 6 P pro Tag
1 Zusatzpunkt bei Lernerfolgskontrolle bzw. Themenwahl aus dem ak-
tuellen Fortbildungskatalog
Kategorie B: mehrtägige Kongresse im In- und Ausland
3 P pro 1/2 Tag bzw. 6 P pro Tag, maximal 20 P pro Jahr
Kategorie C: Fortbildung mit konzeptionell vorgesehener Beteili-
gung jedes einzelnen Teilnehmers (z.B. Workshop, Arbeitsgruppen,
Qualitätszirkel, Balintgruppen, Kleingruppenarbeit, Supervision, Fall-
konferenzen, praktische Übungen, Hospitationen)
1 P pro Fortbildungsstunde, 1 Zusatzpunkt pro Veranstaltungseinheit
maximal 4 P pro 1/2 Tag bzw. 8 P pro Tag, 1 Zusatzpunkt bei Lern-
erfolgskontrolle bzw. Themenwahl aus dem aktuellen Fortbildungska-
talog

Kategorie D: Strukturierte interaktive Fortbildung via Internet, CD-
Rom; Fachzeitschriften mit nachgewiesener Qualifizierung und Aus-
wertung des Lernerfolgs in Schriftform.
Die hierfür anrechenbaren Medien und Inhalte müssen zuvor von der
Landesärztekammer anerkannt werden.
1 P pro Übungseinheit, maximal 10 P pro Jahr
Blockveranstaltungen (z. B. Kurse und Mehrtagesveranstaltungen mit
einheitlicher thematischer Ausrichtung): 3 Punkte pro 1/2 Tag, 
6 Punkte pro Tag – maximal 20 Punkte pro Kurs/Veranstaltung.
Für das Selbststudium durch Fachliteratur und -bücher sowie Lehrmit-
tel werden 10 P pro Jahr angerechnet.
Autoren/Referenten erhalten 1 P pro Beitrag/Poster/Vortrag, maxi-
mal 10 P pro Jahr. s. auch HÄ 1/2001

AKADEMIE FÜR ÄRZTLICHE FORTBILDUNG UND WEITERBILDUNG
DER LÄNDESÄRZTEKAMMER HESSEN

Carl-Oelemann-Weg 7, 61231 Bad Nauheim, Telefon 0 60 32/782-0, Telefax 0 60 32/782-220
e-mail-Adresse: akademie@laekh.de / Homepage: www.laekh.de

ALLGEMEINE HINWEISE
PROGRAMME: Die Akademie muß sich kurzfristige Änderungen vorbehalten. Wir bitten um Verständnis!
ANMELDUNGEN: Bitte schriftliche Anmeldungen an die Akademie (s.o.). Bei der Vielzahl der Seminare gilt Ihre Anmeldung als an-
genommen, wenn wir keine Absage z.B. wegen Überbelegung schicken. Anmeldebestätigungen und schriftliche Zusagen – mit Zah-
lungsaufforderung – können wir nur bei den Kursen versenden. Beachten Sie bitte jeweils die organisatorischen Angaben, insbe-
sondere zu den Anmeldungen!
TEILNAHMEGEBÜHREN: Sofern nichts anderes angegeben ist: 70,– DM/halber Tag, 120,– DM/ganzer Tag für Nicht-Mitglieder der Akademie – zu
zahlen am Tagungsbüro. Für die Ärzte im Praktikum ist die Teilnahme an AiP-Seminaren kostenlos. 
MITGLIEDSCHAFT: Es besteht die Möglichkeit, am Tag der Veranstaltung die Mitgliedschaft zu erwerben, mit Ausnahme der Kurse und Veranstaltungen,
für die die Teilnahmegebühr vorher entrichtet werden muß; dann kann die Mitgliedschaft nur mit der Anmeldung beantragt werden, und nur dann gel-
ten die reduzierten Teilnahmegebühren. Der Jahresbeitrag für die Akademiemitgliedschaft beträgt zur Zeit 150,- DM.
ÄRZTE IM PRAKTIKUM: Die mit  AiP gekennzeichneten Veranstaltungen werden  a u c h  für den „Arzt im Praktikum“ als Ausbildungsseminar nach 
§34 c ÄAppO anerkannt. Dafür ist die namentliche schriftliche Anmeldung erforderlich!
ZERTIFIZIERUNG: Die angegebenen Punkte  P gelten für das vorgesehene Modellprojekt „Zertifizierung“ nach dem Beschluß der Delegierten-Ver-
sammlung am 14.11.1998 (s. HÄ 8/1999, 2/2000 und 5/2000)
Achtung: Die AiP-Anerkennung sowie  die Punktezahl für die Zertifizierung können wir erst bekanntgeben, wenn das vollständige Programm vorliegt.

FREIWILLIGE ZERTIFIZIERUNG DER ÄRZTLICHEN FORT- UND WEITERBILDUNG

MEHR PUNKTE FÜR HESSENS ÄRZTE
nach den einheitlichen Bewertungskriterien ab Januar 2001

I. SEMINARE/VERANSTALTUNGEN ZUR PERMANENTEN FORTBILDUNG

Zertifizierung: Pilotprojekt der Akademie mit den Haftpflicht-
versicherungen „Allianz“ / „Vereinte“und „DBV-Winterthur“

s. HÄ 1/2001

Naturheilkunde

63. Fortbildungskongreß

Naturheilkunde – eine andere Medizin?
Naturheilkunde – Homöopathie – alternative Heilmethoden: pro und contra

Samstag, 9. Juni 2001, 9 c. t. bis 17 Uhr, Bad Nauheim
Leitung: Prof. Dr. med. E.-G. Loch, Bad Nauheim

Prof. Dr. med. K. Huth, Frankfurt a. M.

Mit These und Antithese, Pro und Contra will die Akademie einen Neubeginn der Fortbildung über Naturheilkunde starten. in dieser auf einen Tag
begrenzten Veranstaltung soll ein fundierter Überblick erarbeitet werden. Vertiefende Fortbildung zu den einzelnen Themenkreisen wird folgen.

– Vorgesehene Programmpunkte –

Einführung in die Naturheilkunde

Die fünf Säulen der Naturheilkunde:
Hydrotherapie – Physiotherapie – Phytotherapie – Ernährung – 

Die Ordnung der Seele

Homöopathie – Akupunktur

Kritische Zusammenfassung

IGEL-Leistungen – ja oder nein?

Selbstevaluation (Fragebogen)

Tagungsort: Fortbildungszentrum der LÄK Hessen, Kongreß-Saal,
Carl-Oelemann-Weg 28. Telefon während der Veranstaltung

06032/782-232

AiP
7P
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Aktuelle Themen der Augenheilkunde
Sektion Augenheilkunde

Mittwoch, 25. April 2001, Beginn: 17 c. t. Uhr, Frankfurt a. M.

Tagungsort: Universitätsklinik, Haus 23, 
Großer Hörsaal, Theodor-Stern-Kai 7

Leitung: Prof. Dr. med. C. Ohrloff, Frankfurt a. M.
Prof. Dr. med. L Welge-Lüssen, Bad Homburg

Sinnvolle Glaukomdiagnostik: Prof. Dr. med. O. E. Schnaudigel,
Frankfurt a. M.; Aktueller Stand der Strabismuschirurgie: PD Dr. med.
Alina Zubkov, Frankfurt a. M.; Uveitis – Diagnostik und Therapie: 
Dr. med. H. Baatz, Frankfurt a. M.

Kein Kostenbeitrag!

AUGENHEILKUNDE

Mykologisches Seminar

Dermatomykologie mit praktischen Übungen
Sektion Haut- und Geschlechtskrankheiten

Samstag, 28. April 2001, 9 s. t. bis ca. 16 Uhr, Bad Nauheim

HAUT- UND GESCHLECHTSKRANKHEITEN

AiP
9P

Ihre Meinung ist gefragt:
Pneumologische Krankheitsbilder und ihre 

Differentialdiagnosen
Sektion Lungen- und Bronchialheilkunde

Samstag, 28. April 2001, 9 s. t. bis 13 Uhr, Bad Nauheim

LUNGEN- UND BRONCHIALHEILKUNDE

AiP

Arthur Schnitzler „Professor Bernhardi“
Donnerstag, 31. Mai 2001, 19 Uhr, Frankfurt a. M.

St. Markus-Krankenhaus

Leitung: Prof. Dr. phil. Dietrich von Engelhardt, Lübeck
Teilnahmegebühr: 20,– DM

MEDIZIN IN DER LITERATUR

2P

Tagungsort: Fortbildungszentrum der LÄK Hessen, Raum Wetterau,
Carl-Oelemann-Weg 7
Ärztliches Fortbildungsseminar, in dem – neben einer aktuellen Übersicht
über Krankheitsbilder, Problemfälle und zeitgemäße antimykotische The-
rapie – insbesondere praktische Übungen der mykologischen Diagnostik
angeboten werden. Bitte Arbeitskittel mitbringen!

Leitung: Prof. Dr. med. I. Effendy, Marburg
PD Dr. med. P. Mayser, Gießen

Begrüßung: Prof. Dr. med. M. Hagedorn, Darmstadt, Diagnostik von
Dermatomykosen, PD Dr. med. P. Mayser, Therapie der Dermatomyko-
sen: Altbewährtes und Aktuelles, Prof. Dr. med. I. Effendy, Praktische
Übungen der mykologischen Diagnostik (I), Anlegen und Beurteilung des
Nativpräparates, Praktische Übungen der mykologischen Diagnostik (II),
Identifizierung und Differenzierung praxisrelevanter Pilze (Dermatophy-
ten, Hefen und Schimmelpilze), Pilz-Quz: Vorbereitungen zu mykologi-
schen Ringversuchen. 
Selbstevaluation (Fragebogen)

Tagungsort: Raum Wetterau im Akademiegebäude des Fortbildungszen-
trums der LÄK Hessen, Carl-Oelemann-Weg 7.

Leitung: Prof. Dr. med. H. Morr, Greifenstein
mit Ärztinnen und Ärzten der Pneumologischen Klinik Waldhof
Elgershausen, Greifenstein

Ausgewählte Kasuistiken zeigen alltägliche und nicht alltägliche pneu-
mologische Krankheitsbilder mit ihren Differentialdiagnosen. Die Zuhö-
rer werden aktiv in die Diskussionen mit einbezogen. Die zusammenfas-
senden Kommentare sind Handlungsanweisungen in Diagnostik und
Therapie nicht nur für die Experten.
Selbstevaluation (Fragebogen)

Aktuelles aus den Hessischen Universitätskliniken
Sektion Mund-Kiefer-Gesichtschirurgie

Samstag 12. Mai 2001, 9 s. t. bis 13 Uhr, Bad Nauheim

MUND-KIEFER-GESICHTSCHIRURGIE

4P

Tagungsort: Blauer Hörsaal im Akademiegebäude des Fortbildungszen-
trums der LÄK Hessen, Carl-Oelemann-Weg 7. Telefon während der Ver-
anstaltung 0 60 32/782-206.
Leitung: Prof. Dr. Dr. K. Bitter, Frankfurt a. M.
Chirurgische Rezidivprophylaxe im Rahmen der Dysgnathie-Chirurgie
durch Distraktion: Dr. H. Umstadt, Marburg; Medikamentöse Rezidiv-
prophylaxe im Rahmen der Dysgnathie-Chirurgie durch Anwendung
von Botulinumtoxin A: Dr. F. Schmidseder, Dr. H. Umstadt, Prof. Dr. Dr.
K.-H. Austermann, Marburg; Einfluß der Schädelbasis-Inklination auf
die Auswertung von Fernröntgenseiten-Schädelaufnahmen bei Dysgna-
thiepatienten: Dr. Dr. T. H. Jünger, Gießen; Pilotstudie zur Verwendung
von Plateletrichplasma bei der Kieferaugmentation mit autologem Kno-
chen: Heidrun Schaaf, Gießen; Sonographische Befundung der Kiefer-
gelenksfunktion nach operativer Collumfrakturversorgung im Vergleich
mit konservativ versorgten Collumfrakturen: Dr. Dr. C. Landes, Franfurt a.
M.; Axiographische Nachuntersuchungen bei Patienten mit Collumfrak-
turen – erste Ergebnisse: Dr. Dr. H. Walendzik, Frankfurt a. M. 
Selbstevaluation (Fragebogen)

Aktuelle Therapiestrategien
bei neurologischen Erkrankungen

Sektion Neurologie
Samstag 5. Mai 2001, 9 c. t. bis ca. 12.30 Uhr, Bad Nauheim

NEUROLOGIE

4P

Tagungsort: Blauer Hörsaal im Akademiegebäude des Fortbildungszen-
trums der LÄK Hessen, Carl-Oelemann-Weg 7. Telefon während der Ver-
anstaltung 0 60 32/782-206.
Leitung: Prof. Dr. med. P.-A. Fischer, Frankfurt a. M.
Aktuelle Parkinson-Therapie: PD Dr. med. H. Baas, Hanau; Indikationen
zur Botulinum-Toxin-Therapie: Dr. med. K. Kessler, Frankfurt a. M.; Be-
handlung von Schmerzsyndromen nach Wirbelsäulenoperationen: PD
Dr. med. M.-E. Westarp, Bad Orb; Wie behandelt man 2001 Patienten
mit Multipler Sklerose?: Dr. med. Gudrun Japp, Königstein; Therapie epi-
leptischer Anfälle – aktuelle Behandlungsstrategien: Dr. med. Maria
Weis, Darmstadt
Selbstevaluation (Fragebogen)

Prävention und Rehabilitation
Sportmedizinische Aspekte des Seniorensports

Arbeitskreis Sportmedizin
Samstag 26. Mai 2001 (statt 19.5.!), 9 s. t. bis 13 Uhr, 

Bad Nauheim

SPORTMEDIZIN/GERIATRIE

4P
AiP

Tagungsort: Kurhaus des Hessischen Staatsbades, Raum Wiesbaden I
und II, Terrassenstraße, Telefon während der Veranstaltung 0 60 32/30
30
Leitung: PD Dr. med. G. Hoffmann, Hanau
Kampfsportarten aus dem Blickwinkel des Seniorensports (Taekwondo +
50): Ch. Senft, Paderborn/Bad Münder; Sport – eine notwendige Alter-
native zur Kompensation der Immobilisationsschäden unserer Zeit: or-
thopädisch-traumatologische und sportwissenschaftliche Aspekte: Dr.
med. U. Schreiber, Frankfurt a. M.; Internistisch-sportmedizinische
Aspekte im Seniorensport: Prävention und Rehabilitation durch Bewe-
gung und Sport: PD Dr. med. G. Hoffmann; Arthrose und Sport: Dr. med.
G. Brüggemann, Höxter
Selbstevaluation (Fragebogen)
Die Willy und Monika Pitzer Stiftung gewährt freundliche Unterstützung.

Die fehlenden Programme folgen in HÄ 5/2001
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II. FORTBILDUNGSKURSE

08./09. Juni 2001, Bad Nauheim
Leitung: Prof. Dr. med. H. Bratzke, Frankfurt a. M.

Tagungsort: Bad Nauheim, Fortbildungszentrum der LÄK Hessen,
Blauer Hörsaal, Carl-Oelemann-Weg 7, Telefon während der Veran-
staltung 0 60 32/7 82-2 06.
Bitte nur schrift. Anmeldungen: an die Akademie, Frau R. Heßler

s. HÄ 3/2001

VERKEHRSMEDIZINISCHE BEGUTACHTUNG
16-Stunden-Kurs

10P

Samstag, 26. Mai 2001, 9 s. t. bis 17.30 Uhr
Bad Nauheim

Leitung: Dr. med. H. Meireis, Frankfurt a. M.

IMPFKURS
Zur Berechtigung der Impftätigkeit

9P

„Notdienstseminar“
8./9. und 22. September 2001 in Bad Nauheim
Der vollständige Besuch wird als 1 Ausbildungsseminar 
für ÄiP anerkannt. Dieses Seminar gilt auch für Block 15 
der Kursweiterbildung Allgemeinmedizin (KWA).
Teilnahmegebühr: 250,– DM (Akademiemitglieder: kostenlos).
Bitte die Zahlungsaufforderung abwarten!

Seminare „Fachkundenachweis Rettungsdienst“
Termin: 08. bis 12. Mai  2001 in Wiesbaden 

25. bis 29. September 2001 in Wiesbaden

Vormerkungen bzw. Anmeldungen ohne Unterlagen gelten nicht, 
unvollständige Unterlagen müssen wir zurückschicken.
Teilnahmegebühr: 800,– DM; Akademiemitglieder 650,– DM
Schriftliche Anmeldungen: an die Akademie, Frau V. Wolfinger

NOTFALLMEDIZINISCHE FORTBILDUNG

AiP
16P

41P
41P

Das Gesundheitswesen in Deutschland,
die ärztlichen Körperschaften, Weiter- und Fortbildung,

ärztliches Berufsrecht, 
Sozialversicherungsrecht

Seminar für Ärzte, die ihr Staatsexamen nicht in der 
Bundesrepublik Deutschland gemacht haben.

Mittwoch, 16. Mai 2001, 9 c. t. bis 17 Uhr, Bad Nauheim

ÄRZTLICHES BERUFSRECHT

Tagungsort: Fortbildungszentrum der LÄK Hessen, Akademiegebäude,
Blauer Hörsaal, Carl-Oelemann-Weg 7 
Leitung: Prof. Dr. med. E.-G. Loch, Bad Nauheim

Dr. med. M. Popović, Frankfurt a. M.
– Referenten angefragt –

9.15 Uhr Begrüßung: Dr. med. M. Popovic´
9.20 Uhr Das Gesundheitswesen in der Bundesrepublik Deutschland

Dr. med. G. Holfelder, Frankfurt a. M.
9.50 Uhr Diskussion
10.05 Uhr Aufgaben und Organisationsstruktur 

der Landesärztekammer Hessen
Dr. med. M. Popovic´

10.35 Uhr Diskussion
10.50 Uhr Die Verpflichtung zur ärztlichen Fortbildung

– eine Präventivmaßnahme zugunsten der Patienten, zum
Nutzen des Arztes
Prof. Dr. med. E.-G. Loch, Bad Nauheim

11.20 Uhr Diskussion
11.35 Uhr Pause
11.55 Uhr Selbstdarstellung der Kassenärztlichen 

Vereinigung Hessen
Spezielles Kassenarzt-Recht
Dr. jur. Karin Hahne-Reulecke, Frankfurt a. M.

12.25 Uhr Diskussion
12.40 Uhr Mittagspause
13.40 Uhr Die Berufsordnung für die Ärzte in Hessen

RA Christoph Biesing, Frankfurt a. M. 
14.10 Uhr Diskussion
14.25 Uhr Angestellte und beamtete Ärzte

RA Udo Rein, Frankfurt a. M.
14.45 Uhr Diskussion
14.55 Uhr Haftpflicht-Versicherung

Anita Köllner, München
15.15 Uhr Diskussion
15.25 Uhr Kranken- und Lebensversicherung

Bernhard Meixner, Frankfurt a. M.
15.55 Uhr Diskussion
16.10 Uhr Rundtischgespräch: „Der Arzt in der 

Bundesrepublik Deutschland – Stellung, Aufgaben, 
Pflichten und Rechte“
Leitung: Dr. med. M. Popović

17.00 Uhr Zusammenfassung und Schlußwort

Leitung: Prof. Dr. med. W. Schüffel, Marburg
Dr. med. W. Merkle, Frankfurt a. M.

Das Curriculum hat im Januar begonnen.
Fortsetzung: 11.-13.5., 9.-11.11. (30.11.-2.12.) 2001

s. HÄ 12/2000
Bitte nur schriftliche Anmeldung:

an die Akademie, z. Hd. Frau C. Lepka,  

7. Curriculum
Psychosomatische Grundversorgung 

Bad Nauheim
65P

Bitte nur schriftl. Anmeldungen an  die Akademie, Frau A. Zinkl
s. HÄ 1/2001

SPEZIELLE SCHMERZTHERAPIE  80-Stunden

Tagungsort: Blauer Hörsaal und Gruppenräume im Akademiegebäude
des Fortbildungszentrums der LÄK Hessen, Carl-Oelemann-Weg 7. Tele-
fon während der Veranstaltung 0 60 32/782-206.
Begrüßung, Organisatorisches; Rechtliche Grundlagen und Standard-
impfempfehlungen, Schutzimpfungen im Kindes- und Jugendalter: Dr.
med. H. Meireis; Impfungen im Zusammenhang mit Schwangerschaft,
Impfungen im Arbeitsleben: Dr. med. Susanne Franck, Frankfurt a. M.;
Gruppenarbeit (5 Gruppen) mit allen Referenten; Impfungen im Reisever-
kehr, Malariaprophylaxe: Dr. med. Dr. phil. O. Bellinger, Frankfurt a. M.;
Impfungen bei älteren und chronisch kranken Menschen, Kassenärztliche
Abrechnung von Impfungen: Dr. med. G. Vetter, Frankfurt a. M.; Grup-
penarbeit (5 Gruppen) mit allen Referenten; Impfreaktionen und –schä-
den; Aufklärung und Haftung, Neue Entwicklungen auf dem Gebiet der
Schutzimpfung: Dr. med. O. Zent, Kirchhain; Impfklausur: Anonyme Er-
folgskontrolle, Besprechung der Ergebnisse mit allen Referenten
Die Teilnehmer werden gebeten, ihr Impfbuch mitzubringen, denn im
praktischen Teil soll der Impfstatus auf seine Vollständigkeit hin durch-
gesehen und bei Bedarf ergänzt werden (auf eigene Verantwortung –
keine Haftung der Landesärztekammer Hessen!).
Teilnahmegebühr: DM 275,– (Akademiemitglieder: DM 200,–)
Auskunft und Anmeldung: an die Akademie, Frau E. Hiltscher 

Fachkunde im Strahlenschutz für Ärzte
s. HÄ 2/2001

Forum Medizinische Informatik
Thema: Problematik des Ressourcenmanagements bei der 

Implementierung neuer EDV-Konzepte in der Klinik
Freitag, 4. Mai 2001, Beginn: 19 Uhr, Bad Nauheim

Auskunft und Anmeldung: Dr. med. C. Bolender, 
Bornwiesenweg 6, 36381 Schlüchtern, Tel. 06661/810, 
Fax 06661/81425, E-Mail: clausBolender@t-online.de

INFORMATIK

Mittwoch, 30. Mai 2001, 14 bis 18 Uhr
Bad Nauheim

Leitung: Prof. Dr. med. W. Giere, Frankfurt a. M
Tagungsort: Fortbildungszentrum der LÄK Hessen, Blauer Hörsaal,
Carl-Oelemann-Weg 7
Teilnahmegebühr: 70,– DM
Bitte schriftl. Anmeldungen: an die Akademie,  Frau H. Harmert

DRG

3P



188 Hessisches Ärzteblatt 4/2001

Leitung: Dr. med. H. Herholz, Dr. med. R. Kaiser, Frankfurt a. M.

Wie kaum ein anderes Thema im Gesundheitswesen gewinnt Ärztli-
ches Qualitätsmanagement zunehmend an Bedeutung. Erneut bieten
wir wegen der großen Nachfrage einen aktualisierten 200-Std.-Kurs
für Ärztinnen und Ärzte gemäß dem „Curriculum Qualitätssicherung /
Ärztliches Qualitätsmanagement“ von der Bundesärztekammer, Kas-
senärztlichen Bundesvereinigung, Arbeitsgemeinschaft der Wissen-
schaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften (AWMF) in Hessen an.
Renommierte Referentinnen und Referenten werden die Teilnehmer/in-
nen auf die komplexen Anforderungen an Ärztliche Qualitätsmanager
vorbereiten und dabei z. B. Wissen zu Evidence Based Medicine, Ge-
sundheitsökonomie oder Zertifizierung (KTQ, DIN ISO, JCAHO) bzw.
EFQM praxisnah vermitteln. 

Besonderheiten unseres Kursus: Ethik, Ökonomie, Internet-Anwen-
dung, prakt. Übungen am PC, EFQM-Assessor.
Termine:
Teil I: 14. - 18. Mai 2001 in Bad Nauheim   
Teile II: 07. - 16. September 2001 in Bad Nauheim 
und III: voraussichtlich Anfang 2002

Vorgesehene Teilnahmegebühr (Teil I - 40 Std.): 1.600,- DM für Aka-
demiemitglieder, 1.750,- DM für Nichtmitglieder (teilnehmen können
nur Ärztinnen und Ärzte!)

Anmeldung: Bitte melden Sie formlos schriftlich Ihr Interesse an die
Akademie, z. Hd. Frau H. Harmert

ÄRZTLICHE QUALITÄTSMANAGEMENT
Curriculum Qualitätssicherung

20P
20P

– mit praktischer Arbeit am PC –
Sa., 5. Mai 2001, 9 Uhr – ca. 17 Uhr, Bad Nauheim

Leitung: Dr. med. S. Rosenbrock, Darmstadt
Tagungsort: Fortbildungszentrum der LÄK Hessen, Akademie-
gebäude, Raum Taunus, Carl-Oelemann-Weg 7, Bad Nauheim

Zielgruppe des Workshops sind Mediziner und Pharmazeuten aus
dem klinischen und niedergelassenen Bereich, die bereits über einen
Internet-Zugang verfügen, aber das Medium bisher noch nicht effektiv
zur medizinischen Literatur- und Quellensuche benutzt haben.
Inhalte: Aufbau und wesentliche Funktionsprinzipien von Medline, Be-
nutzung freier Medline-Quellen im Internet, Benutzung von Suchma-
schinen und Web-Indices, Überblick über medizinisch relevante Inhal-
te im Internet, eigenständige Themen- und Quellensuche in praktischen
Übungen am PC, Suchstrategien
Im Workshop werden die derzeitigen Möglichkeiten der Informations-
beschaffung und Quellensuche im Internet für Mediziner und Pharma-
zeuten dargelegt. Dabei steht die praxisnahe Online-Übung am Com-
puter im Vordergrund, je 2 Teilnehmer arbeiten an einem PC.
Teilnahmegebühr: 500,– DM (Akademiemitglieder 350,–) 
Teilnehmerzahl: max. 20
Auskunft und Anmeldung an die Akademie, z. Hd. Frau H. Harmert

LITERATUR UND QUELLENSUCHE IM INTERNET

Der Kurs (s. HÄ 2/2001) muß wegen zu geringer Nachfrage verscho-
ben werden.
Beginn: voraussichtlich im Spätsommer d. J. bei ausreichender  Nach-
frage (mind. 25 Teilnehmer).
Der Kurs richtet sich inhaltlich und in der modularen Form nach den
Vorgaben des Curriculums der Bundesärztekammer. Die Kassenärztli-
che Vereinigung fordert den Nachweis der Qualifikation von Ärzten,
die die Methadonsubstitution durchführen wollen. Nach Teilnahme an
dem Kurs kann bei der KVH der Antrag auf Erteilung der Abrech-
nungsgenehmigung für die Methadon-Substitutionsbehandlung gestellt
werden.
Die Teilnahmebescheinigung wird die Übereinstimmung mit dem Cur-
riculum ausweisen, damit sie in den Kammern, die die Fachkunde ein-
geführt haben, dafür anerkannt werden kann. In Hessen gibt es die
Fachkunde noch nicht.
Teilnahmegebühr: DM 1.000,– (Akademiemitglieder DM 850,–)

Bitte nur schriftliche Anmeldungen: an die Akademie, Frau M. Jost

Fortbildungscurriculum
SUCHTMEDIZINISCHE GRUNDVERSORGUNG

III. WEITERBILDUNG

s. HÄ 6/2000 In diesem Jahr sind nur noch wenige Plätze frei; 
bei manchen Blöcken nur noch für die Warteliste!

KURS-WEITERBILDUNG ALLGEMEINMEDIZIN 

10P

Angeboten wird das Training an folgenden Orten:
Kassel/Nordhessen: Auskunft: Dr. med. G. Moog, Weinbergstr.20,
34117 Kassel, Tel. 05 61/40 15 18

Bad Nauheim: Johanniter-Unfallhilfe, Dr. med. R. Merbs
Hauptstraße 54, 61231 Bad Nauheim, Tel. 0 60 32/3 19 16
Termine:  10.11.2001

Wiesbaden: Frau Dr. med. J. Gaida, Dr. med. Brodermann 
Dr.-Horst-Schmidt-Kliniken, Klinik für Anaesthesiologie und Intensiv-
medizin, Ludwig-Erhard-Str. 100, 65119 Wiesbaden. 
Termine: 19.05, 18.08., 20.10.,08.12.2001 (schriftl. Anmeldung!)
Teilnehmerzahl: max. 15 / Teilnahmegebühr: DM 220,—

Auskunft und Anmeldung: Bitte wenden Sie sich direkt an die Ein-
richtung, in der Sie den Kurs besuchen möchten!

MEGA-CODE-TRAINING                                               jeweils 6P

– nach den Richtlinien der KBV und der DEGUM –
Leitung: DEGUM-Seminarleiter Dres. med. J. Bönhof, C. Dietrich,  
U. Meckler, H. Sattler, W. Stelzel und J. Fritsch (Kursleiter)
Abschlußkurs 16 Stunden (Theorie und Praktikum)  
Theoretischer Teil:
Sa. 03.11.2001 (9 bis 18 Uhr in Bad Nauheim), 
Praktischer Teil: s. Aufbaukurs
Kursgebühr: DM 400,– (Akademiemitglieder DM 370,–)
Die Teilnahme nur an der Theorie ist Fortbildung - sie kann daher
nicht auf die unter § 6 der KBV-Richtlinien geforderte Teilnahme an
den Kursen angerechnet werden!

Durchführung nach den Richtlinien 
der Kassenärztlichen Bundesvereinigung und der DEGUM

Leitung: Prof. Dr. med. Viola Hach-Wunderle, Frankfurt a. M.
Dr. med. Jörg A. Bönhof, Wiesbaden

Interdisziplinärer Grundkurs der Doppler-Duplex-Sonographie für
die Angiologie 24 Stunden (Theorie und Praktikum)  
Termine: 
Do., 03.05.2001 von 15 bis 20 Uhr  (Theorie in Bad Nauheim)
Fr., 04.05.2001 von 8.30 bis 18 Uhr  (Theorie in Bad Nauheim)
Sa., 05.05.2001 von 9 bis 18 Uhr  (Praktikum in Wiesbaden)
Kursgebühr: 760,– DM (Akademiemitglieder 680,– DM)

Aufbaukurs Doppler-Duplex-Sonographie der peripheren Arterien
und Venen 20 Stunden (Theorie und Praktikum)     
Termine:
Do., 09.08.2001 von 16 bis 20 Uhr  (Theorie in Bad Nauheim)
Fr., 10.08.2001 von 9 bis 17Uhr  (Theorie in Bad Nauheim)
Sa., 11.08.2001 von 9 bis 17 Uhr  (Praktikum in Wiesbaden)
Kursgebühr: 625,– DM (Akademiemitglieder 560,– DM)

Abschlußkurs Doppler-Duplex-Sonographie der peripheren Arterien
und Venen 16 Stunden (Theorie und Praktikum)     
Termine:
Fr., 08.02.2002 von 9 bis 17 Uhr  (Theorie in Bad Nauheim)
Sa., 09.02.2002 von 9 bis 17 Uhr  (Praktikum in Wiesbaden)
Kursgebühr: 515,– DM (Akademiemitglieder 460,– DM)
Gesamtgebühr: 1900,– DM (Akademiemitglieder 1700,– DM)
Tagungsorte: Theorie im Fortbildungszentrum der Landesärztekammer
Hessen in Bad Nauheim, Praktikum in der Deutschen Klinik für Dia-
gnostik in Wiesbaden
Auskunft und Anmeldung: an die Akademie, Frau M. Jost

ULTRASCHALLKURSE 2001
Abdomen und Retroperitoneum (einschl. Nieren)

25P

ULTRASCHALLKURSE – Gefäße 2001/2002

21P

21P

17P
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BEZIRKSÄRZTEKAMMER DARMSTADT

Ev. Krankenhaus Elisabethenstift

11.4.2001, 15.15 - 17.00 Uhr: Ev. Krankenhaus Elisabethenstift, Land-
graf-Georg-Str. 100, Darmstadt, Besprechungsraum der Klinik für Inne-
re Medizin, Gebäude A, Ebene E, Raum 05. „Moderne Therapie des
Morbus Crohn.“ Prof. Dr. R. Wanitschke, Mainz. Auskunft: Prof. Dr. W.
Schneider, Darmstadt. Tel. (0 61 51) 4 03 10 01. AiP 2P

2 besuchte Veranstaltungen = 1 AIP-Ausbildungsseminar

Ärztlicher Kreisverein Darmstadt

Vortragssaal der Fa. Merck, Frankfurter Str. 250, Darmstadt, jeweils
20.15 Uhr.

24.4.2001: „Invasive Elektrophysiologie des Herzens - Chancen und
Ergebnisse neuer Herzrhythmustherapien.“ Prof. Dr. Peter Boenecke,
Darmstadt. 2P

8.5.2001: „Molekularpathologische Diagnostik von Paraffinschnitten
bei Infektionskrankheiten und malignen Tumoren.“ Prof. Dr. Gerhard
Mall, Darmstadt. 2P

Anmeldung: Dr. Jürgen Geyer. Tel. (0 61 51) 3 69 35.

2 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

Balintgruppe

Dienstags, 14täglich, 19.15 - 20.45 Uhr: Bleichstraße 19/21, Darm-
stadt. Auskunft: Dr. Georg Frieß. Tel. (0 61 51) 2 55 19. 2P

BEZIRKSÄRZTEKAMMER FRANKFURT

3.4.2001, 19.00 Uhr: Schmerztherapeutisches Kolloquium, Roßmarkt
23, Frankfurt. „Schmerzkonferenz.“ 4P

20.30 Uhr: Qualitätszirkelsitzung.

Auskunft: Dr. Thomas Flöter. Tel. (0 69) 29 98 80 77.

26.4.2001, 19.00 Uhr: Schmerzforum Rhein-Main e.V., Im „Runden
Wohnzimmer“, Bethanien-Krankenhaus Prüfling, Haus C, 2. Stock, Im
Prüfling 21-25, Frankfurt/M. „Schmerzkonferenz.“ 2P

20.30 Uhr: „Chronische Unterbauchschmerzen aus psychosomatischer
Sicht.“ Dr. Merkle. 2P

5.5.2001, 9.15 - 13.15 Uhr: Bethanien-Krankenhaus Prüfling, Haus E,
Mediencenter, großer Tagungsraum, Im Prüfling 21-25, Frankfurt. „Ar-
beitskreis Rhein-Main der Deutschen Gesellschaft zum Studium des
Schmerzes e.V.: Transdermale Schmerztherapie mit Opioidanalgeti-
ka.“ Sittle, Erlangen; Beck, Hamburg; Kloke, Essen; Merkle, Frankfurt.

3P

8.5.2001, 19.30 Uhr: KV Hessen, Georg-Voigt-Str. 15, Frankfurt.
„Qualitätszirkel Psychotherapie Rhein-Main.“ Mittlerweile ist der QZ
für neue Mitglieder geschlossen. 4P

Auskunft: Dr. Benedikt Eberhardt. Tel. (069) 463738 oder 13 37 69 66.

Journal-Club der Klinik für Strahlentherapie

Hörsaal Ef 93 des Hauses 23 der Universitätsklinik Frankfurt, Theodor-
Stern-Kai 7, Frankfurt, jeweils 17.00 - 18.00 Uhr.

3.4.2001: „Antigenspezifische Immuntherapie maligner Erkrankun-
gen.“ PD Dr. E. Jäger, Frankfurt.

8.5.2001: „Aktuelle multimodale Konzepte in der Behandlung von
Kopf-Hals-Karzinomen.“ PD Dr. R. Knecht.

Auskunft: Prof. Dr. H. D. Böttcher. Tel. (0 69) 63 01 59 14.

Ärztliche Fortbildung im Bereich der Bezirksärztekammern 
der Landesärztekammer Hessen

Die mit  AiP gekennzeichneten Veranstaltungen werden für den Arzt im Praktikum als Ausbildungs-
veranstaltung anerkannt. Dafür ist die namentliche Anmeldung erforderlich.

Zertifizierung: Die angegebenen Fortbildungspunkte  P gelten für das vorgesehene Modellprojekt
„Zertifizierung“ nach dem Beschluß der Delegierten-Versammlung am 14. 11. 1998.

Qualitätszirkel Gynäkologie und Geburtshilfe Hanau

4.4.2001, 14.30 Uhr: Cafeteria St. Vinzenz-Krankenhaus, Am Frank-
furter Tor 25, Hanau. „Intrauterine Wachstumsretardierung, Diagnostik
und Management in Praxis und Klinik - Fallvorstellung: Dilatative Kar-
diomyopathie nach Sectio caesarea.“ Anerkannter Qualitätszirkel der
KV Hessen. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. H. Kaesemann. Tel. (0 61 81)
27 23 71. 4P

Rhein-Main-Arbeitsgemeinschaft für Gastroenterologie

Universitätsklinikum, Theodor-Stern-Kai 7, Frankfurt.

4.4.2001, 17.30 Uhr: Kleiner Hörsaal, Haus 23. „Teure Medikamente
in der Gastroenterologie: Für welche Patienten tatsächlich gerechtfer-
tigt?“ S. Zeuzem, Frankfurt; T. Wehrmann, Hannover; T. Andus, Regens-
burg.

10.5.2001, 17.30 Uhr: Großer Hörsaal, Haus 23. „3. Frankfurter Le-
berforum: Patienten fragen - Ärzte antworten.“ Kurze Vorträge ver-
schiedener Referenten zu wichtigen Aspekten der Lebererkrankungen.
Moderation: Prof. Dr. W. F. Caspary, Prof. Dr. S. Zeuzem.

Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. W. F. Caspary. Tel. (0 69) 63 01 - 51 22.

Klinikum Offenbach

Klinikum Offenbach, Hörsaal im 2. Stock des Zentralgebäudes, Starken-
burgring 66, Offenbach.

4.4.2001, 19.00 Uhr s.t.: „Diabetologie in Offenbach: Neue Therapie-
optionen bei Typ-2-Diabetes - Bewährte Konzepte und neue Aspekte.“
Dr. E. Küstner, Mainz. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. H. Dancygier. Tel. (0
69) 84 05 - 44 71.

25.4.2001, 17.30 - 20.30 Uhr: „Interdisziplinärer Arbeitskreis Onko-
logische Urologie (A.O.U.)“ Leitung: Prof. Dr. U. W. Tunn. Auskunft: Se-
kretariat Prof. Tunn. Tel. (0 69) 84 05 - 38 40. AiP 3P

Nephrologisches Mittwochsseminar

Universitätsklinik Haus 23 B, Konferenzraum 1. Stock, R 1h6, Theodor-
Stern-Kai 7, Frankfurt, jeweils 15.30 s.t. - 16.30 Uhr.

4.4.2001: „Laparoskopische Operationen in der Urologie.“ PD Dr. J.
Binder, Frankfurt.

25.4.2001: „Leptin - nephrologische Aspekte.“ Dr. D. Steffan, Frank-
furt.

Veranstalter: Prof. Dr. Geiger. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Geiger. Tel.
(0 69) 63 01 55 55.

Kolloquium Paul-Ehrlich-Institut, Langen

10.4.2001, 14.15 Uhr: Hörsaal des Paul-Ehrlich-Institutes, Paul-Ehrlich-
Str. 51-59, Langen. „Neue Konzepte in der zellulären Immunpathoge-
nese von Allergie und Asthma.“ Prof. Dr. Harald Renz, Marburg. Aus-
kunft: Susanne Stöcker. Tel. (0 61 03) 77 - 10 31.

Klinik für Anaesthesiologie, Intensivmedizin und Wiederbelebung

Universitätsklinikum, Theodor-Stern-Kai 7, Frankfurt.

11.4.2001, 18.00 - 19.30 Uhr: Hörsaal ‚Kapelle’, Haus 23 B. „Phar-
makologische Kreislauftherapie: Evidence based medicine.“ PD Dr.
Meier-Hellmann, Jena. 1P

28.4.2001, 9.00 - ca. 14.30 Uhr: Großer Hörsaal, Haus 23 A, 1. Stock.
„Mythen und Fakten in der geburtshilflichen Anästhesie.“ Wissen-
schaftliche Leitung: PD Dr. P. Kessler, Dr. D. Bremerich. 3P

Auskunft: Sekretariat PD Dr. P. Kessler. Tel. (0 69) 63 01 58 68.
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Rhein-Main-Arbeitsgemeinschaft
für Endokrinologie, Diabetes und Stoffwechsel

11.4.2001, 17.00 - 19.00 Uhr: Kleiner Hörsaal, Hörsaal II, Haus 23 B,
Universitäsklinikum, Theodor-Stern-Kai 7, Frankfurt. „Diabetisches
Spätsyndrom.“ Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Usadel. Tel. (0 69) 63 01
- 53 96. AiP 2P

Frankfurter Verein für Ultraschalldiagnostik e.V.

11.4.2001, 18.00 - 19.30 Uhr: St. Markus-Krankenhaus, Aula OvL-
Haus, Wilhelm-Epstein-Str. 2, Frankfurt. „Lymphknoten und lymphati-
sche Infiltration von Leber und Milz bei malignen Lymphomen.“ Prof.
Dr. Weiss, Mannheim. Auskunft: Dr. W. Schley. Tel. (0 60 78) 7 92 14.

Klinikum Stadt Hanau

18.4.2001, 16.00 Uhr c.t.: Besprechungsraum der Röntgenabteilung,
H-Bau, Leimenstr. 20, Hanau. „Interdisziplinäres Onkologisches Kollo-
quium.“ Auskunft: Sekretariat PD Dr. M. Burk. Tel. (0 61 81) 2 96 42 10.

Institut für Anaesthesiologie und operative Intensivmedizin, Leimenstraße
20, Hanau, jeweils 16.00 Uhr, Seminarraum A-Bau.

23.4.2001: „Anwendung und Prinzipien der small-volume-resuscita-
tion.“

30.4.2001: „Praxis der Kinderanästhesie.“ D. Schramm.

7.5.2001: „Welche Bedeutung haben alpha-Agonisten in der moder-
nen Anästhesie?“ K. Mattekat.

Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Osswald. Tel. (0 61 81) 2 96 24 10.

Ethik in der Medizin

Senckenbergisches Institut für Geschichte der Medizin, Haus 49, Paul-
Ehrlich-Str. 20-22, Frankfurt.

Empfehlungen und Richtlinien: Kursraum, jeweils 19.15 - 20.45 Uhr.

23.4.2001: „Einführung: Gelöbnisse, Richtlinien, Empfehlungen, Leitli-
nien.“ AiP 2P

30.4.2001: „Der Eid des Hippokrates und das Genfer Gelöbnis.“
AiP 2P

7.5.2001: „Erklärung zum Schwangerschaftsabbruch nach Pränatal-
diagnostik.“ AiP 2P

3 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

Wochenend-Blockseminar: Seminarraum, 9.30 - 16.30 Uhr.

23.6.2001: „Vom Sprechen mit dem Patienten. Wann tauchen ethische
Probleme auf?“ Leitung: Dr. Gisela-Bockenheimer-Lucius. AiP

Konfliktfelder im Klinischen Alltag: Kursraum, jeweils 16.15 - 17.45
Uhr.

25.4.2001: „Medizin als Wissenschaftstheorie?“ Ralf Bickeböller, Boris
Wittekind. 2P

2.5.2001: „Ethische Entscheidungsfindungen in Dilemmasituationen.“
AiP 2P

2 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

Moderation: Gisela Bockenheimer-Lucius, Andreas Bell, Helmut Siefert.

Wochenendblockseminar: Seminarraum.

11.5.2001, 18.00 - 20.30 Uhr. 12.5.2001, 10.00 - 16.30 Uhr: „Der
Umgang mit dem menschlichen Leichnam in der Medizin.“ Leitung: Dr.
Gisela Bockenheimer-Lucius. AiP

Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Helmut Siefert. Tel. (0 69) 63 01 56 62.

Städtische Kliniken Frankfurt a.M.-Höchst

25.4.2001, 16.00 Uhr s.t.: Konferenzraum, 2. OG, Städtischen Kliniken
Höchst, Gotenstraße 6-8, Frankfurt-Höchst. „Botulinumtoxin - Ein Gift
als Therapeutikum im Kopf-Hals-Bereich.“ Prof. Dr. R. Laskawi, Göttin-
gen. Auskunft. Sekretariat Dr. R. Riemann. Tel. (0 69) 31 06 27 52.

AiP 1P

3 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

Deutscher Zentralverein Homöopathischer Ärzte e.V.

25.4.2001, 16.00 - 18.30 Uhr: InterCityTreff Frankfurt. „Arzneibezie-
hungen in der Familie, Fallvorstellung: Kind mit Hepatoblastom Grad
IV und dessen Vater.“ Dr. Stefanie Sartorius, Nürnberg. Auskunft: Ha-
rald Niklas, Mücke. (0 64 00) 60 87.

5. Frankfurter sportorthopädisches Symposium

28.4.2001: Dorint-Hotel, Am Main-Taunus-Zentrum 1, Sulzbach/Ts.
„Mechanik und neuromuskuläre Kontrolle - Synergisten der funktio-
nellen Gelenkstabilisation.“ Wissenschaftliche Leitung: Dr. H. Lohrer,
Prof. Dr. A. Gollhofer. Veranstalter: Sportmedizinisches Institut Frankfurt.
Auskunft: Frau Renz-Möller. Tel. (0 69) 67 80 09 48.

AG für die Weiterbildung 
zum Erwerb der Zusatzbezeichnung Psychotherapie

Praxis Dr. Schüler-Schneider, Stresemannallee 11, Frankfurt.

30.4.2001: Curriculum Psychosomatische Grundversorgung - Psycho-
dynamische Erklärungsmodelle zur Entstehung von Schmerz, Umgang
mit chron. Schmerzpatienten, Prophylaxe der Chronifizierung, Entspan-
nungstechniken, Autodestruktives Verhalten, Somatisierung bei Depres-
sion und Angsterkrankungen, Verbale Interventionstechniken, Fallbe-
sprechungen, Salutogenesekonzept (8 Std.).

5.5.2001: „Vom Erstkontakt zur Diagnose nach ICD-10 bei Psychoso-
matischen Patienten.“ (10 Std.)

Balintgruppe 14tägig: März bis September 2001.

Auskunft: Sekretariat Dr. Schüler-Schneider. Tel. (0 69) 63 53 63.

Frankfurter Medizinische Gesellschaft

9.5.2001, 17.30 - 20.00 Uhr: Universitätsklinikum, Ernst und Berta-
Scharrer-Hörsaal, Haus 27 B, Theodor-Stern-Kai 7, Frankfurt/Main.
„Die rheumatoide Arthritis - Wandel pathogenetischer Vorstellungen
und therapeutischer Ansätze.“ Moderation: Prof. Dr. J. P. Kaltwasser.
Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Jacobi. Tel. (0 69) 63 01 72 77. AiP 2P

Landessportbund Hessen

9.5. - 13.5.2001: Landessportschule Frankfurt, Otto-Fleck-Schneise 4,
Frankfurt. „Grundkurs C: Orthopädische Grundlagen der sportmed.
Betreuung bei Gesunden und chronisch Kranken.“ 40 Std. Leitung:
Prof. Dr. D. Böhmer. Auskunft: Frau P. Kreyssel. Tel. (0 69) 6 70 53 83.

Asthma Zentrum Rhein-Main

11.5. - 13.5.2001: Asthma Zentrum Rhein-Main, Rahmannstr. 1-7,
Eschborn. „Train the Trainer Seminar, Ausbildung zum Asthmatrainer
im Kindesalter.“ Auskunft: Frau Riel oder Herr Schulze. Tel. (0 61 96) 4
25 05. 18P

Krankenhaus Nordwest

19.5.2001, 9.30 - ca. 17.30 Uhr: Krankenhaus Nordwest, Steinbacher
Hohl 2-26, Frankfurt. „Kurs der Elektromyographie und Elektroneuro-
graphie - Grundlagen der Elektroneurographie - Grundlagen der Na-
delelektromyographie - Elektroneurographie für Fortgeschrittene -
Elektromygraphie für Fortgeschrittene - mit praktischen Übungen.“ Dr.
Oliver Betting, Dr. Heinrich Werner Ilsen, Prof. Dr. Karlheinz Reiners, Dr.
Wilhard Reuter. Auskunft: Sekretariat Dr. Ilsen. Tel. (0 69) 76 01 35 74.

Arbeitskreis für TCM

Jeden Mittwoch von 19.00 - 21.30 Uhr im Semester, Uniklinik Frankfurt,
Haus 74, Raum 54, Institut für Allgemeinmedizin. „Arbeitskreis für
TCM“ Leitung: Dr. Michael Grandjean und Dr. Klaus Birker. Tel. (0 61 42)
96 59 59 oder (0 67 75) 3 08.

Klinik für Nuklearmedizin der JWG-Universität

Jeden ersten Donnerstag, 17.00 Uhr: Haus 21 D, 1. OG, Klinik für Nu-
klearmedizin Universitätsklinikum, Theodor-Stern-Kai 7, Frankfurt. „PET
- interdisziplinäre Konferenz - Fallbesprechungen.“ Auskunft: Sekreta-
riat Prof. Dr. F. Grünwald. Tel. (0 69) 63 01 - 43 30. 2P

Zentrum der Frauenheilkunde und Geburtshilfe

Jeden Mittwoch, 14.30 Uhr: Universitäts-Klinikum Frankfurt, Theodor-
Stern-Kai 7, Haus 14, EG, Onkologische Tagesklinik. „Interdisziplinäre
Tumorkonferenz - Fallbesprechung, Patientinnen-Vorstellung.“ Aus-
kunft: Sekretariat PD Dr. Dr. h.c. S. D. Costa. Tel. (0 69) 63 01 52 24.

Onkologischer Arbeitskreis Hanau e.V.

4.4.2001, 17.00 Uhr: St. Vinzenz-Krankenhaus, Am Frankfurter Tor,
Hanau. „Fallbesprechungen“. Anerkannter Qualitätszirkel der KV Hes-
sen. Auskunft: Onkologische Schwerpunktpraxis Hanau, Dr. Lauten-
schläger. Tel. (06181) 255535 4P
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BEZIRKSÄRZTEKAMMER GIESSEN

Zentrum für Psychiatrie der Justus-Liebig-Universität

18.4.2001, 18.00 Uhr s.t. - ca. 21.00 Uhr. Hörsaal des Zentrums der
Psychiatrie, Am Steg 22, Gießen. „Was gibt es Neues in der Psychia-
trie?“ Dr. W. Briegel, Prof. Dr. B. Gallhofer, Dipl.-Psych. T. Meyer. In Zu-
sammenarbeit mit der Bezirksärztekammer Gießen. Auskunft: Sekretari-
at Prof. Dr. Gallhofer. Tel. (06 41) 9 94 57 01 oder 02. AiP 3P

Arbeitskreis Psychosomatische Urologie

20.4. - 21.4.2001: Bad Nauheim. „Interdisziplinäres Symposium: Se-
xualität und Krankheit.“ Auskunft: Dr. C. Becker, Kurpark Klinik; Bad
Nauheim. Tel. (0 60 32) 94 40.

Rehbergpark Herborn

25.4.2001, 15.00 Uhr: Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie des
Kindes- und Jugendalters der Rehbergpark, Austr. 40, Herborn. „4. Ar-
beits- und Begegnungsforum: Zum Stellenwert neurobiologischer und
emotionaler Hypothesen im ambulanten und klinisch-stationären All-
tag zur differentiellen Diagnostik und Therapie hyperkinetischer Syn-
drome.“ M. Wildermuth, Dr. T. Neraal, H. Seitz-Stroh. 17.00 - 18.00
Uhr: Vier parallele Arbeitsgruppen unter Leitung von Mitarbeitern der
Klinik und der Ambulanz. Auskunft: Sekretariat Dipl.-Psych. H. Seitz-
Stroh. Tel. (0 27 72) 50 42 66. 5P

Krankenhaus Eichhof Lauterbach

25.4.2001, 19.30 Uhr: Cafeteria des Krankenhauses Eichberg, Lauter-
bach. „Möglichkeiten und Grenzen der geriatrischen Behandlung im
Krankenhaus.“ Prof. Vogel, Hofgeismar. Auskunft: Sekretariat Dr. J.
Wilhelm. Tel. (0 66 41) 8 20. 3P

Kerckhoff Klinik Bad Nauheim

28.4.2001. 9.00 - ca. 16.00 Uhr: Terrassensaal des Kurhauses, Bad
Nauheim. „1. Radiologisch-rheumatologisches Kolloquium: Aktueller
Stand diagnostischer Methoden in der Rheumatologie - Konventionelle
Diagnostik und Ultraschall - Digitale Schnittbildverfahren (CT und MRT)
- Knochendichtemessungen.“ PD Dr. G. Bachmann, PD Dr. G. Neeck,
Dr. U. Lange, Prof. Dr. K. L. Schmidt. Organisation: Dr. Uwe Lange. Tel.
(0 60 32) 9 96 - 21 11 oder - 21 99. AiP

Zentrum für Neurologie 
und Neurochirurgie der Justus-Liebig-Universität

2.5.2001, 16.00 Uhr: Hörsaal der Neurologischen Klinik, Am Steg 22,
Gießen. „Paraxysmale Syndrome in der Neurologie.“ Aus Anlaß der
Eröffnungsfeier der umgebauten Räume der Neurologischen Poliklinik.
Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. M. Kaps. Tel. (06 41) 9 94 53 03.

IKI

2.5., 9.5., 16.5., 23.5., 30.5.2001: Institut für Krankenhaushygiene
und Infektionskontrolle, Siemensstr. 18, Gießen. „Der Hygienebeauf-
tragte.“ Fortbildung zum hygienebeauftragten Arzt gem. Richtlinie für
Krankenhaushygiene und Infektionsprävention, Anlage zu Ziff. 5.3.5.
Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. B. Wille, Frau Ritter. Tel. (06 41) 97 90 50.

2. Wetterauer Rettungsdiensttag

26.5.2001: Akademie für Ärztliche Fortbildung, Carl-Oelemann-Weg
7, Bad Nauheim. „2. Wetterauer Rettungsdiensttag - Fachkongreß der
Rettungsdienstorganisationen.“ Leitung: Dr. Reinhold Merbs. Auskunft:
Johanniter Unfallhilfe. Tel. (0 60 32) 91 4 60.

Wilhelm-Conrad-Röntgen-Klinik der Universität Gießen

Jeden Donnerstag, 16.00 Uhr s.t.: Bibliothek der Wilhelm-Conrad-Rönt-
gen-Klinik, Universität Gießen, Langhansstraße 4. „Interdisziplinäre Tu-
morkonferenz.“ Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. H. von Lieven. Tel. (06
41) 9 94 17 00.

BEZIRKSÄRZTEKAMMER KASSEL

Unfallchirurgisch-orthopädisches Kolloquium

11.4.2001, 18.00 c.t. - ca. 20.00 Uhr: Hörsaal des KKH Bad Hersfeld,
Seilerweg 29. „Frakturen der oberen Extremitäten bei Kindern.“ Dr.

Mascharka, Fulda. Auskunft: Dr. Bretschneider. Tel. (0 66 21) 8 80.
AiP 2P

2 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP Ausbildungsseminar

Herz- und Kreislaufzentrum Rotenburg a.d.Fulda

Herz- und Kreislaufzentrum Rotenburg a.d.Fulda, Heinz-Meise-Str. 101.

25.4.2001, 16.00 Uhr: „Rotenburger Schmerzkonferenz.“ 4P

25.4.2001, 18.00 Uhr: „Rotenburger Qualitätszirkel Schmerzthera-
pie.“

Auskunft: Sekretariat MR Dr. M. Röse. Tel. (0 66 23) 88 50 36.

18.4.2001, 19.30 Uhr: Auditorium. „Rotenburger Gespräche.“ Aus-
kunft: Sekretariat Prof. Dr. C. Vallbracht. Tel. (0 66 23) 88 60 10.

Pneumologische Seminare

18.4.2001, 18.00 Uhr: Fachklinik für Lungenerkrankungen, Robert-
Koch-Str. 3, Immenhausen. „Respiratorentwöhnung nach Langzeitbeat-
mung.“ Dr. M. Meier, Immenhausen. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr.
Goeckenjan. Tel. (0 56 73) 50 10. AiP 1P

3 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

Marienkrankenhaus Kassel

25.4.2001, 18.00 Uhr c.t.: Marienkrankenhaus, Marburger Str. 85,
Kassel. „Die Haut als Spiegel internistischer Erkrankungen.“ PD Dr.
Rompel, Kassel. Auskunft: Sekretariat PD Dr. Konermann. Tel. (05 61) 8
07 31 33.

Mitteldeutsche Gesellschaft für Gastroenterologie

3.5. - 5.5.2001: Hotel Maritim (Orangerie), Am Schloßgarten, Paulus-
promenade, Fulda. „10. Kongreß: Gastroenterologie und Diabetes
mellitus - Diagnose und Therapie gastrointestinaler Tumoren - Pankre-
aserkrankungen - Neue Techniken und Interventionen - Funktionelle
Syndrome - Chronisch entzündliche Darmerkrankungen - Chronische
Lebererkrankungen.“ Präsident: Prof. Dr. H.J. Glaser, Fulda. Sekretäre:
Dr. K. Stienecker, Dr. D. Gleichmann, Fulda. Auskunft: Sekretariat Prof.
Glaser. Tel. (06 61) 1 53 01. AiP 12P

Herz-Jesu-Krankenhaus Fulda

5.5.2001, 9.00 - 13.00 Uhr: Hotel Kurfürst, Fulda. „3. Rheuma-Sym-
posium Fulda“ „Rheuma und Schwangerschaft.“ Prof. Dr. E. Gromnica-
Ihle, Berlin. „Rheuma im Kindesalter.“ Prof. Dr. H. Truckenbrodt, Gar-
misch-Partenkirchen. „Gastrointestinale Probleme bei rheumatischen
Krankheiten.“ Prof. Dr. H. Kellner, München. „Paraneoplastische Syn-
drome in der Rheumatologie.“ Prof. Dr. B. Manger, Erlangen. Leitung:
Dr. W. Behringer. Auskunft: Sekretariat Dr. Behringer. Tel. (06 61) 1 55
01. AiP 3P

Ärzteverein Hofgeismar

9.5.2001, 19.00 Uhr s.t.: Hotel ‚Zum Alten Brauhaus’, Marktstr. 12, Hof-
geismar. „Lichtdermatosen, malignes Melanom.“ PD Dr. Rompel, Kassel.
Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Werner Vogel. Tel. (0 56 71) 88 24 48.

Kreiskrankenhaus Eschwege

9.5.2001, 19.00 Uhr: Konferenzraum Kreiskrankenhaus Eschwege,
Eschwege. „Synkopen - ein interdisziplinäres Problem - Rationale Dia-
gnostik und Behandlungsmöglichkeiten.“ Dr. H. Krönert, Dr. E. Bollen-
sen. Auskunft: Sekretariat Dr. Krönert. Tel. (0 56 51) 82 16 41. AiP 2P

2 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP Ausbildungsseminar

Klinikum Fulda

Klinikum Fulda, Pacelliallee 4, Fulda.

9.5.2001, 17.15 Uhr: Hörsaal. „Akuttherapie des Schlaganfalls auf
der Stroke Unit.“ PD Dr. Martin Grond, Köln. Auskunft: Sekretariat Prof.
Dr. H. D. Langohr. Tel. (06 61) 84 55 30. 2P

Jeden Montag 16.00 - 17.00 Uhr: Bibliothek der Frauenklinik. „Inter-
disziplinäre Tumorkonferenz gynäkologischer Tumoren einschließlich
Mammakarzinom.“ Prof. Dr. L. Spätling, Prof. Dr. H.J. Feldmann, Dr. A.
Hertel, Prof. Dr. H. Arps. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Spätling. Tel. (06
61) 84 25 30. 3P

Jeden Donnerstag 15.30 - 16.30 Uhr: Bibliothek der Frauenklinik. „Pe-
rinatalkonferenz.“ Prof. Dr. L. Spätling, Prof. Dr. U. Töllner. Auskunft: Se-
kretariat Prof. Dr. Spätling. Tel. (06 61) 84 25 30. 2P
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Orthopädische Klinik Kassel

11.5. - 12.5.2001, Orthopädische Klinik Kassel, Wilhelmshöher Allee
345, Kassel. „Arthroskopische Schulterchirurgie (inkl. Live-OP und
Workshop.“ Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Siebert. Tel. (05 61) 3 08 42 01.

2. Hessisch-Thüringischer Geriatrietag

12.5.2001, 10.00 Uhr: Festhalle der Ev. Altenhilfe, Am Gesundbrunnen,
Hofgeismar. „Geriatrie: fachübergreifende oder spezialisierte Diszi-
plin? - Zukunftsweisende Geriatriekonzepte in Hessen und Thüringen.“
Nachmittags: Workshops, Besichtigung des Ev. Krankenhauses, Mitglie-
derversammlung. Auskunft: Prof. Dr. W. Vogel. Tel. (0 56 71) 88 24 48.

Psychosomatische Grundversorgung

Für Ziffern 850/851 (KV) + FA Gyn./Allg. (LÄK). 20 Std. Theorie und
30 Std. Verb. Intervention an 3 Wochenenden in Kassel (nächster Termin
19. - 20.5.2001) Dr. J. Wienforth. Tel. (0 56 62) 26 29. Dr. Bornhütter.
Tel. (05 61) 31 51 83.

Balintgruppe

Termine nach Vereinbarung: Auskunft: Dr. H. Bornhütter, Kassel. Tel. (05
61) 31 51 83 und Dr. Wienforth, Felsberg. Tel. (0 56 62) 26 29. 2P

Qualitätszirkel Balintgruppe

Mittwochs 19.00 Uhr, 4-wöchentlich. Dr. R. Tonfeld, Stiftshof 1, Kaufun-
gen. Tel. (0 56 05) 9 10 73. 4P

BEZIRKSÄRZTEKAMMER MARBURG

Zentrum für Pathologie der Philipps-Universität

12.4.2001, 16.30 - 18.30 Uhr: Hörsaal der Pathologie, Baldinger Stra-
ße, Marburg. „Klinisch-Pathologische Konferenz.“ Anmeldung: Sekre-
tariat Prof. Dr. Roland Moll. Tel. (0 64 21) 2 86 22 71. AiP 3P

Hardtwaldklinik I Bad Zwesten

2.5.2001: Neurologische Klinik Westend, Bad Wildungen. „Medika-
mentöse Behandlungsmöglichkeiten in der Neurologischen Rehabilita-
tion von organisch bedingten erworbenen Antriebsstörungen.“ Dr.
Müller, Leipzig. Auskunft: M. auf dem Brinke. Tel. (0 56 21) 79 45 07.

1P

2. Marburg-Gießener Symposium

9.5.2001, 14.00 - 18.00 Uhr: Hörsaal III, Klinikum der Philipps-Univer-
sität Marburg. „Gen- und immuntherapeutische Verfahren bei malig-
nen Erkrankungen: Neue Therapieverfahren.“ Prof. Dr. A. Neubauer,
Prof. Dr. R. Müller, PD Dr. A. Hochhaus, Prof. Dr. B. Bein, PD Dr. C. Ren-
ner, PD Dr. E. Jäger. Vorsitz: Prof. Dr. H. Pralle, Prof. Dr. A. Neubauer.
Organisation: PD Dr. U. Kaiser, Prof. Dr. A. Neubauer. Tel. (0 64 21) 2
86 62 72 oder 73. AiP 3P

1. Marburg-Gießener Osteodensitometrie-Trainingskurs

18.5. - 19.5.2001: Hörsaalgebäude der Philipps-Universität; Biegen-
straße, Marburg. „Osteoporose heute - Überblick über die klinische
Anwendung von Osteodensitometrie-Geräten - Roundtable-Diskus-
sion, Fragen und Antworten - Grundlagen der Osteodensitometrie -
Klinische Anwendungsbereiche und Therapie-Monitoring.“ Veranstal-
ter: Heidelberger Akademie für Gesundheitsbildung. Auskunft: Sekreta-
riat der HAG. Tel. (0 62 21) 911 - 913 oder - 931. 13P

BEZIRKSÄRZTEKAMMER WIESBADEN

23.4.2001, 18.00 - 19.30 Uhr: Bibliothek der Deutschen Klinik für Dia-
gnostik, Aukammallee 33, Wiesbaden. „Interdisziplinäre Schmerzkon-
ferenz mit Patientenvorstellungen.“ 2P

19.45 - 21.45 Uhr: „Qualitätszirkel Schmerztherapie.“ 2P

Auskunft: Dr. Drechsel, DKD, Dr. Nolte, Wiesbaden. Tel. (06 11) 9 45 18
08.

Deutsche Klinik für Diagnostik

Bibliothek der Deutschen Klinik für Diagnostik, Aukammallee 33, Wies-
baden, jeweils von 17.30 - 19.00 Uhr.

2.4.2001: „DKD intern.“ Dr. J. Seeger, Wiesbaden.

9.4.2001: „Fallvorstellungen“ Dr. J. Seeger, Wiesbaden.

30.4.2001: „Molekularbiologische Methoden in der Hämostaseolo-
gie.“ Dr. Westrup, Wiesbaden. 

Auskunft: Sekretariat PD Dr. Konz, Dr. Oelze. Tel. (06 11) 57 76 09.

5.5.2001, 9.00 - ca. 14.00 Uhr:  Halle der DKD „Osteoporose - Zank-
apfel oder interdisziplinäre Chance?“ Leitung: Prof. Dr. E.-G. Loch, Bad
Nauheim, Prof. Dr. J. Pfeil, Wiesbaden. Auskunft: Frau Pertz. Tel. (06
11)57 75 98. AiP 3P

Jeden Mittwoch, 14.00 Uhr: Interdisziplinäres Forum für Onkologie an
der DKD, Patientenbesprechung, 4. OG. Anmeldung Sekretariat. Tel.
(06 11) 57 74 74.

Dr. Horst-Schmidt-Kliniken

Dr.-Horst-Schmidt-Kliniken, Ludwig-Erhard-Str. 100, Wiesbaden.

11.4.2001, 17.30 - 19.30 Uhr: Hörsaal HSK. Gemeinsame Veranstal-
tung der Neurologie der HSK, der DKD sowie der Neurochirurgie der
HSK. „Tuberkulöse Meningitis: Falldarstellung.“ Dr. Schoor. „FSME und
Differentialdiagnose. Lohnt sich die Impfung?“ Dr. Lensch. „Klinik, Ver-
lauf der Borreliose: Falldarstellung.“ Dr. Eller, Dr. von Heesen.  Aus-
kunft: Sekretariat Prof Dr. B. Weisner. Tel. (06 11) 43 23 76. AiP 2P

23.4.2001: Endoskopie Live-Übertragung in die Rhein-Main-Hallen,
Wiesbaden. „Internisten Kongreß Wiesbaden.“ Auskunft: Sekretariat
Prof. Dr. C. Ell, Frau Teichler. Tel. (06 11) 43 27 58.

23.4.2001, 16.00 - 17.00 Uhr: Hörsaal Pathologie, B-Trakt, 1. Stock.
Gemeinsame gynäkologische und geburtshilfliche Fortbildung. „Einstel-
lung und Betreuung von Gestationsdiabetikerinnen.“ Dr. Jaursch-Han-
ke, Wiesbaden. Auskunft: Sekretariat PD Dr. M. Gonser. Tel. (06 11) 43
32 06. AiP 1P

2 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP Ausbildungsseminar

24.4.2001, 19.00 - 21.00 Uhr: 2. Stock, Raum hinter dem Casino. Kli-
nik für Anästhesiologie und Intensivmedizin. „Perioperatives Manage-
ment bei Patienten mit koronarer Herzerkrankung.“ PD Dr. B. W. Böt-
tiger, Heidelberg. Leitung: Prof. Dr. J. E. Schmitz. Organisation: Dr. B.
Pokorny. Tel. (06 11) 43 21 74. 2P

25.4.2001, 18.15 - 20.15 Uhr: Onkologischer Schwerpunkt HSK, hin-
tere Räume des Personalcasinos, 2. Stock. „Molekulare Krebstherapie:
Theorie oder Realität?“ Prof. Dr. Ch. Huber, Mainz. Auskunft: Sekretari-
at PD Dr. N. Frickhofen: Tel. (06 11) 43 33 33. AiP 2P

2 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP Ausbildungsseminar

7.5.2001, 16.00 - 17.00 Uhr: Hörsaal Pathologie, B-Trakt, 1. Stock. Ge-
meinsame gynäkologische und geburtshilfliche Fortbildung. „Strahlen-
schutz.“ Hils. Auskunft: Sekretariat PD Dr. A. du Bois. Tel. (06 11) 43 23
77. AiP 1P

2 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP Ausbildungsseminar

9.5.2001, 18.00 Uhr: Kurhaus Wiesbaden. „Verletzungen im Bereich
des Handgelenkes.“ Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. K. Wenda. Tel. (06
11) 43 20 87. AiP 3P

9.5.2001: Seminarraum Personalcasino. „Gastroenterologisch-vis-
zeralchirurgisches Gespräch - Minimal invasive Chirurgie.“ Auskunft:
Sekretariat Prof. Dr. C. Ell, Frau Teichler. Tel. (06 11) 43 27 58.

Donnerstags 16.30 Uhr: Raum 99D302, Untergeschoß Hauptgebäude
HSK. „Interdisziplinäres Tumorboard des OSP-HSK.“ Anmeldung von
Patienten telefonisch bis 12.00 Uhr, jeden Donnerstag, Sekretariat OSP.
Tel. (06 11) 43 33 33. 3P

Donnerstags 8.00 - 10.00 Uhr: Räume der gynäko-onkologischen Am-
bulanz. „Gynäkologisch-onkologische-radiotherapeutische Sprech-
stunde.“ PD Dr. A. du Bois, PD Dr. F.-J. Prott. Auskunft: Sekretariat PD Dr.
du Bois. Tel. (06 11) 43 23 77. 2P

Montags 15.00 - 15.45 Uhr: Bibliothek der Klinik für Geburtshilfe und
Pränatalmedizin. „Perinatalkonferenz.“ Prof. Dr. M. Albani, PD Dr. M.
Gonser. Auskunft: Dr. H. Dederichs. Tel. (06 11) 43 32 06. 2P

Freitags 9.00 - 11.00 Uhr: Ambulanz der Klinik für Geburtshilfe und
Pränatalmedizin. „Interdisziplinäre Sprechstunde für Hochrisiko-
schwangerschaft und -Geburt.“ PD Dr. M. Gonser, Dr. Dr. A. Klee. Aus-
kunft: Dr. Dr. A. Klee. Tel. (06 11) 43 32 06. 1P

107. Kongreß 
Deutsche Gesellschaft für Innere Medizin 21.4. - 25.4.2001

21.4. - 22.4.2001: Rhein-Main-Hallen Wiesbaden. „Forum: Perspekti-
ven für junge Mediziner/Via Medici.“ Vorsitzender: Prof. Dr. Jürgen
Riemann. Auskunft: Kongreß-Sekretariat Gaby Kneissler. Tel. (06 21) 5
03 41 11. AiP
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Aufnahme von Fortbildungsveranstaltungen
Wir möchten die Veranstalter der Fortbildungsveranstaltungen bitten,
die Veranstaltungen der Bezirksärztekammern der LÄK Hessen (auch
die AiP-Veranstaltungen) direkt an die Redaktion des Hessischen Ärz-
teblattes in Frankfurt termingemäß zu senden.
AiP-Veranstaltungen sowie Zertifizierungen werden weiterhin bei der
Akademie für Ärztliche Fortbildung und Weiterbildung in Bad Nau-
heim eingereicht.

Verein Nassauischer Ärzte e.V.

2.5.2001, 17.15 - 19.15 Uhr: Ärztehaus Adelheidstraße 7, Limburg.
„Pollinose Allergien.“ Leitung und Anmeldung: Dr. Egbert Reichwein.
Tel. (0 64 82) 20 78. AiP 2P

Wiesbadener Mammographie-Intensivkurse

5.5. - 6.5.2001: Dorint-Pallas-Hotel, Auguste-Victoria-Str. 15, Wiesba-
den. „Mammographie-Kurse für Ärzte.“ Intensivkurse für Radiologen
und Gynäkologen. Veranstalter: Verein zur Förderung senologischer
Fortbildung. Wissenschaftliche Leitung: Dr. Margrit Reichel, Dr. Claus
Blumenroth. Auskunft: Kongreßorganisation Sonja Jertz, Taunusstein.
Tel. (0 61 28) 2 14 32.

Medizinische Gesellschaft Wiesbaden

8.5.2001, 19.30 s.t. - 22.00 Uhr: Ärztehaus Abraham-Lincoln-Str. 36,
Wiesbaden. „Durchfall aus Sicht des Klinikers.“ Prof. Dr. O. Leiß, Wies-
baden. „Durchfall im ambulanten Bereich in der Zeit des Massentou-
rismus.“ Dr. I. Helmreich-Becker, Wiesbaden. Auskunft: Frau Dies oder
Frau Brede. Tel. (06 11) 71 00 14 o. 13. AiP 2P

2 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP Ausbildungsseminar

Internet für Mediziner

Berufsbildungswerk Limburg, jeweils 13.30 - 17.30 Uhr

9.5.2001: „Grundseminar: Internet für Einsteiger...“ 4P

16.5.2001: „Aufbauseminar: Internet für Fortgeschrittene...“ 4P

Veranstalter: Privatärztliche Verrechnungsstelle Limburg/Lahn, Diezer
Str. 56a-58, Limburg. Tel. (0 64 31) 9 12 10.

Balintgruppe

Donnerstag, 14-tägig, 19.30 - 21.00 Uhr: Praxisräume Teutonenstr. 52,
Wiesbaden. Balintgruppe. Auskunft: Dr. A. von Wietersheim-Illers,
Wiesbaden. Tel. (06 11) 80 72 09.

Balintgruppe

Mittwochs, 14-tägig, 17.30 - 19.30 Uhr: Cafeteria EG Deutsche Klinik
für Diagnostik, Aukammallee 33, Wiesbaden. Balintgruppe. (Qualitäts-
sicherung). Auskunft: Dr. G. Maass. Tel. (06 11) 9 57 02 44. 2P

Nach Redaktionsschluß eingegangen

DARMSTADT

5. Hessischer Impftag

4.4.2001, 16.00 - 18.30 Uhr: Centralstation Kulturbetriebs-GmbH,
Platz der deutschen Einheit, Darmstadt. „Impfmedizin - Bewährtes und
Neues - -aus der Praxis, -aus der Forschung, -aus der STIKO.“ Prof. Dr.
H.-J. Schmitt, Prof. Dr. K. Heeg, Dr. J. Geisz. Auskunft: Dr. Geisz, BVKJ,
Landesverband Hessen. Tel. (0 64 41) 4 20 51. 2P

FRANKFURT

Fortbildungsveranstaltung der Bezirksärztekammer Frankfurt

25.4.2001, 20.00 Uhr s.t.: Hörsaal des Ärztehauses Georg-Voigt-Str.
15, Frankfurt. „Schilddrüse und Nebenschilddrüse aktuell!“ Prof. Dr. P.-
M. Schumm-Draeger, Prof. Dr. F. Grünwald, Prof. Dr. Robert Wahl. Mo-
deration: Prof. Dr. P.-H. Althoff. Round-table-Diskussion: ‚Das interdiszi-
plinäre Schilddrüsen-Patienten-Kolloquium' - eine Möglichkeit der Vor-
stellung von Problempatienten. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Althoff. Tel.
(0 69) 1 50 04 10 oder 20. AiP 2P

Kreiskrankenhaus Gelnhausen

28.4.2001, 9.00 - 12.00 Uhr: Stadthalle Gelnhausen. „Diabetes melli-
tus in der Praxis des Hausarztes.“ Leitung: Prof. Dr. von Lilienfeld-Toal.
Auskunft: Sekretariat Prof. von Lilienfeld. Tel. (0 60 51) 87 22 93.

AiP 3P

Am Freitag, den 11.5.2001 von 10 –16 Uhr findet im Blauen Hör-
saal der Akademie für Ärztliche Fortbildung und Weiterbildung der
Landesärztekammer Hessen, Carl-Oelemann-Weg, 7, 61231 Bad
Nauheim in Zusammenarbeit mit der Deutschen Gesellschaft für
Lymphologie eine interdisziplinäre Fortbildungsveranstaltung statt zu

Klinik und Versorgungsmanagement 
von Lymphödemen
Die Tagung richtet sich sowohl an alle Ärzte und Physiotherapeuten
in Praxis und Klinik, die solche Patienten versorgen, als auch insbe-
sondere an Mitarbeiter der Krankenkassen und des Medizinischen
Dienstes der Krankenkassen, die mit Lymphödempatienten befaßt
sind. Der Vormittag ist klinischen Vorträgen, praktische Demonstra-
tionen und Fallvorstellungen gewidmet. Nach der Mittagspause sol-
len gesundheitsökonomische und Fragen des Versorgungsmanage-
ments diskutiert werden.
Detailliertere Informationen zum Ablauf finden sie regelmäßig aktu-
alisiert auf der Homepage der Landesärztekammer Hessen (www.
laekh.de) unter der Rubrik Fortbildung aktuell und im Mai-Heft des
Hessischen Ärzteblattes.

Fortbildungs-Initiative Sexualmedizin (FIS)

5.5.2001, 9.30 - ca. 15.30 Uhr: Steigenberger Bad Homburg, Kaiser-
Friedrich-Promenade 69-75, Bad Homburg. „Sexualmedizin im Dia-
log.“ Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Uwe Hartmann. Tel. (05 11) 5 32 24
07.

GIESSEN

Zentrum für Kinderheilkunde der Justus-Liebig-Universität

25.4.2001, 17.30 - 19.00 Uhr: Universitätsklinikum, Feulgenstraße 12,
Gießen. „Hepatitis im Kindesalter.“ Prof. Dr. R. Repp, Erlangen. Aus-
kunft: Sekretariat Prof. Dr. A. Reiter. Tel. (06 41) 9 94 34 20. 2P

KASSEL

Klinikum Fulda

25.4.2001, 18.30 Uhr: Hotel Bachmühle, Fulda. „Uro-Onkologischer
Arbeitskreis: Strahlentherapie des Prostatakarzinoms - Indikation, Ap-
plikationsform, Ergebnisse.“ Prof. Dr. Feldmann. „Nuklearmedizin in
der Urologie - Gegenwart und Zukunft.“ PD Dr. A. Hertel. „KLH zur Re-
zidivprophylaxe beim oberflächlichen Blasenkarzinom.“ Dr. Nagel.
Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. T. Kälble. Tel. (06 61) 84 50 50. AiP

2 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

WIESBADEN

Deutsche Klinik für Diagnostik

28.4.2001, 9.30 - 13.10 Uhr: DKD, Aukammallee 33, Wiesbaden.
„Muskelschwund - Ursachen.“ Jahrestreffen der hessischen Muskelzen-
tren. Auskunft: Sekretariat Dr. B. Schrank. Tel. (06 11) 57 73 21. AiP

Ev. Akademie Arnoldshain e.V.

7.5. - 11.5.2001: Ev. Akademie Arnoldshain, Martin-Niemöller-Haus,
Schmitten/Ts. „Intensivkurs: Einführung in die Medizinethik.“ Der Inten-
sivkurs bietet eine kompakte, praxisbezogene Einführung in die klinische
Ethik. Leitung: PD Dr. Fred Salomon, Lemgo, Dr. Alfred Simon, Göttin-
gen, Dr. Kurt W. Schmidt, Frankfurt. Auskunft: Dr. Kurt W. Schmidt, Zen-
trum für Ethik in der Medizin am Markus-Krankenhaus Frankfurt. Tel. ( 0
69) 95 33 25 55. 20P
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Fortbildung

Impfen

Aufklärung
Trotz eindeutiger Erfolge von Impfun-
gen besteht eine Verunsicherung bei
Ärztinnen/Ärzten, in welchem Maße sie
bei Auftreten von Impfschäden persön-
lich haftbar gemacht werden können.
In einer Publikation wird – insbesonde-
re in Hinblick auf ein Urteil des BGH –
die Aufklärung vor einer Schutzimpfung
diskutiert. 
Das Fazit der Autoren sei hier wiederge-
geben:

� Die aktuellen Empfehlungen der STI-
KO (Ständige Impfkommission am
Robert-Koch-Institut) sind medizini-
scher Standard.

� Die empfohlenen Schutzimpfungen
im Säuglings- und Kleinkindalter sind
Routinemaßnahmen, den Eltern ist
der Entscheidungskonflikt durch die
öffentlichen Empfehlungen weitge-
hend abgenommen.

� Den Eltern muß üblicherweise keine
Bedenkzeit eingeräumt werden.

� Die Impfung hat deshalb auch nicht
an einem gesonderten, von der Auf-
klärung zeitlich getrennten Termin
stattzufinden.

� Es muß über alle spezifischen Risiken
der Impfung aufgeklärt werden. Da-
bei kommt es nicht darauf an, ob die
möglichen Risiken der Impfung häu-
fig oder selten auftreten.

� Zu Nebenwirkungen und Komplika-
tionen genügt eine Aufklärung im
Großen und Ganzen.

� Die Erläuterung einzelner medizini-
scher Diagnosen ist nicht erforderlich.

� Zur Aufklärung gehört auch die Be-
schreibung der impfpräventablen Er-
krankung. Auf unnötige Dramatisie-
rung soll verzichtet werden.

� Merkblätter zur Aufklärung sind üb-
lich und haben für den Arzt den Vor-
teil der späteren Beweisbarkeit.

� Die alleinige Aufklärung durch ein
Merkblatt ist nicht ausreichend. Es
muß immer Gelegenheit zu einem Ge-
spräch angeboten werden. Die Ein-
willigung zur Impfung kann münd-
lich erfolgen; eine Unterschrift ist
nicht notwendig.

� Bei Routinemaßnahmen wie einer
Impfung genügt die Einwilligung ei-
nes Elternteiles. Der Arzt kann in der

Regel darauf vertrauen, daß der ande-
re Elternteil ebenfalls zustimmt.

� Bei der zweiten Impfung mit dem glei-
chen Impfstoff im Rahmen einer
Grundimmunisierung ist keine erneu-
te Aufklärung erforderlich.

Quelle:  A. Nassauer et al. , Bundesgesund-
heitsbl. 2000; 43: 519

Astemizol

Widerruf 
der Zulassung geplant
Das Bundesinstitut für Arzneimittel und
Medizinprodukte (BfArM) plant den
Widerruf der Zulassung für Astemizol-
haltige Antiallergika (z. B. Hismanal®).
Nachdem der Hersteller bereits im Sep-
tember 1999 sein Präparat weltweit zu-
rückgezogen hat, scheint diese Maßnah-
me des BfArM nur symbolischen Cha-
rakter zu haben. Diese Annahme ist je-
doch nicht ganz richtig: der Hersteller
hat sich einen Rückruf seines Präparates
erspart und einen „Ausverkauf“ em-
pfohlen, d.h. es besteht noch die Mög-
lichkeit, daß noch alte Lagerbestände
dieses Medikamentes existieren. Diese
Art eines „Räumungsverkaufes“ – prin-
zipiell ähnlich den Verkaufsanzeigen in
anderen Branchen – scheint bei einem
Medikament mit bekannten schwerwie-
genden unerwünschten Wirkungen wie
Arrhythmien dem Gedanken der Arz-
neimittelsicherheit nicht zu entsprechen.
Daher ist die geplante Maßnahme des
BfArM sinnvoll, denn nur dadurch
kann gewährleistet werden, daß kein
Patient mehr gefährdet werden kann.

Quelle: Pharm. Ztg. 2000; 15. Aug.

Nicht-steroidale Antiphlogistika

Herzinsuffizienz
Nicht-steroidale Antiphlogistika (NS-
AID, NSAR) können bei entsprechend
vorgeschädigten Patienten zu einer
Herzinsuffizienz führen. In einer austra-
lischen Studie wurde an über 1.000 Pa-
tienten untersucht, wie häufig dies der

Fall war. Bei Personen mit kardialer An-
amnese war die „Odds Ratio“ (siehe Er-
klärung), wegen einer Herzinsuffizienz
hospitalisiert zu werden, 10fach erhöht.
Höhere Dosen und NSAID mit langer
Halbwertszeit waren mit einem höheren
Risiko verbunden. Der Kommentator
empfiehlt einen vorsichtigen Einsatz
von NSAID bei Personen mit bekannter
eingeschränkter linksventrikulärer
Funktion, bei denen NSAID den syste-
mischen Widerstand erhöhen und das
Herzminutenvolumen vermindern kön-
nen.
Erklärung der Odds Ratio (OR): Die
OR beschreibt das relative Verhältnis
der Chancen eines Patienten, im Ver-
gleich zu einem Patienten einer Kon-
trollgruppe, ein unerwünschtes Ereignis
zu erleiden (hier: Hospitalisierung).  

Quelle: I. Page et al., Arch Intern Med 2000;
160: 777, zitiert nach infomed-screen 2000; 4:
36

Edrecolomab

Vertriebseinstellung
Ab August wurde der Vertrieb des
monoklonalen Antikörpers Edrecolo-
mab (Panorex®) eingestellt. Dieser
Mausantikörper gegen 17-1A Zellober-
flächenprotein war in Studien zur The-
rapie des Kolonkarzinoms Dukes C der
Standardtherapie mit 5-Fluorouracil/
Folinsäure unterlegen.

Anmerkung: Gentechnologisch herge-
stellte Antikörper sind Arzneimittel der
Zukunft, da sie in der Regel spezifische-
re Angriffspunkte haben und theoretisch
auch weniger unerwünschte Arzneimit-
telwirkungen (UAW) erzeugen sollten.
Leider ist dies (noch) Theorie: Edrecolo-
mab und der noch im Handel befindliche
Maus/Mensch-Antikörper Rituximab
(Mabthera®) zur Therapie von Lympho-
men im Stadium III-IV zeichnen sich
durch eine Reihe von schweren UAW
aus, insbesondere Überempfindlichkeits-
reaktionen.

Quelle: Pharm. Ztg. 2000; 145: 2673

Dr. G. Hopf

Nachddruck aus: Rheinisches Ärztblatt 10/2000

Sicherer Verordnen
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Mit meinen Augen

Die KV-Wahlen sind vorbei. Die Hes-
sen, die meist stolz darauf sind, vorn zu
sein, waren diesmal die letzten. Keine
Sorge, sie waren die letzten in der lan-
gen Reihe von Wahlen zu den Landes-
KVen, sie haben die Wahlrunde abge-
schlossen.

Die hessische Wahlkampagne dau-
erte lange und verlief nicht gerade opti-
mal. Auf einiges häte man gern ver-
zichtet. Wenn in vier Jahren die Wah-
len wieder anstehen, sollte man sie viel-
leicht eher in den Herbst verlegen und
nicht zum Jahresende abhalten. Dann
werden die Wahlkämpfe kürzer sein,
Weihnachten und die Neujahrsferien
nicht im Weg stehen und allen einige
Kalamitäten erspart bleiben.

Ende gut, alles gut. Jetzt sind die
Wahlen vorbei und selbst wenn man-
che enttäuscht wurden – es ist Zeit, zur
Normalität zurückzukehren. Die Hes-
sen haben sich für Kontinuität ent-
schieden. Der bisherige zweite Vorsit-
zende hat vom ersten das Steuer über-
nommen, und auch der neue zweite ist
schon lange drin „im Geschäft“. Der
Vorstand hat sich inzwischen bereits
formiert und ist zur täglichen Areit
übergegangen. Das lange quälende
Problem der Integration der psycholo-

gischen Psychotherapeuten ist endlich
gelöst, sowohl im Lande als auch bei
der KBV. Es ist Zeit, in die Zukunft zu
schauen.

Der neue Vorstand steht vor keiner
leichten Aufgabe. Egal, was er errei-
chen wird oder beschließen sollte, es
wird immer Unzufriedene geben, es
werden immer wieder Klagen laut wer-
den und Tränen fließen, denn die Er-
wartungen sind nun mal stets größer

merkt, den Vertragsärzten auch noch
viel Kummer bereiten werden...

Ein weiteres Signal war auch die
Versetzung in den einstweiligen Ruhe-
stand von Dr. Schulte-Sasse als Leiter
der Abteilung für Krankenversiche-
rung. Ihm wird außer den Krankenkas-
sen niemand nachweinen und wahr-
scheinlich wird er wieder in den Schoß
seiner letzten Heimat, den AOK-Ver-
band, zurückkehren.

Auch die Rückkehr von Frau Ilona
Klug, Seehofers ehemaliger Pressespre-
cherin, auf ihren alten Posten, hat Sig-
nalwirkung. Manchmal haben Kleinig-
keiten große Wirkung.

Frau Fischer fühlte sich von Anfang
an, als würde sie in ein Haifischbecken
geworfen. Ulla Schmidt hat bedeutend
mehr politisches Gespür – und hat bis
jetzt kaum einen Fehler gemacht. Das
läßt hoffen. Jetzt dürfen ausnahms-
weise einmal auch die Ärzte einen
Schimmer Hoffnung haben.

skis

Ein Schimmer Hoffnung?

Lösungswort
des Kreuzworträtsels
von Seite 134, Ausgabe 3/2001

C O M B U S T I O

als die Möglichkeit, sie zu realisieren.
Nichtsdestotrotz, ein bißchen dürfen
die Ärzte schon hoffen.

Grund dafür ist vorhanden. Die
neue Gesundheitsministerin Ulla
Schmidt zeigt den Ärzten gegenüber
ein völlig anderes Verhalten als ihre
Vorgängerin, die sich mehr für Geno-
me und fürs Klonen interessierte als für
die Gesundheitspolitik. Ulla Schmidt
dagegen ist sich offenbar ganz genau
dessen bewußt, was der Bundeskanzler
von ihr erwartet. Ihre Aufgabe ist es,
das Gesundheitswesen so im Griff zu
haben, daß dem Kanzler möglichst al-
ler Ärger an der Gesundheitsfront er-
spart bleibt. Diese Aufgabe versucht sie
konsequent und mit viel Fingerspitzen-
gefühl zu erfüllen.

Und auch in Richtung Ärzte zeigt sie
Entgegenkommen. Zwar bislang nur
bei weniger brisanten Problemen und
dort, wo es kein Geld kostet, aber es
sind doch Signale, die sie setzt, so zum
Beispiel die Abkehr vom kollektiven
Regreß. Desgleichen gibt es Anzeichen,
daß die verhaßten Budgets abgeschafft
und durch Richtgrößen ersetzt werden
sollen. Wobei die, so ganz nebenbei be-

Interdisziplinäre 
Fortbildungstage

„Bewährtes und Neues 
in Diagnostik und Therapie“

Kurse und Seminare

Bad Hersfeld
21.4. –1.5.2001

Meran/Südtirol
8.9. –16.9.2001

Information: Deutsche Akademie
für Medizinische Fortbildung 

und Umweltmedizin, 
Carl-Oelemann-Weg 7, 
61231 Bad Nauheim. 

Tel. 06032/2214, 
Fax: 06032/2216.

34. Internationales 
Ascona-Gespräch

16.6. –17.6.2001
Monte Veritá, Ascona, Schweiz

Balint-Gespräche
– Gedanken über die therapeutische 

Arzt-Patient-Beziehung –

„Die Arznei des Patienten 
und die Arznei des Arztes“

Verleihung der Internationalen Balint-Preise
2001 der Stiftung für Psychosomatik und

Sozialmedizin (Präsident: Prof. Dr. Dr. h.c.
Boris Luban-Plozza) und der Anerken-
nungspreise für Freiwilligengruppen

Organisation: 
Prof. Dr. Graziano Martignoni, 

Dr. Florian Bihl, 
Dr. Rolando Pancaldi. Information: 

Dr. R. Pancaldi,  
Via Baraggie 38, CH-6612 Ascona. 

Tel. ++41 91 7917676. 
Fax: 7917884.
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Bad Nauheimer Gespräche

Schlägereien auf dem Schulhof, brutale
Auseinandersetzungen in der Freizeit:
Die Gewaltbereitschaft von Kindern
und Jugendlichen hat in den vergange-
nen zehn Jahren deutlich zugenom-
men. Opfer sind in erster Linie Gleich-
altrige. Wo liegen die Ursachen des ag-
gressiven Verhaltens, und wie läßt sich
der Teufelskreis der Gewalt durchbre-
chen? Mit diesen Fragen beschäftigte
sich das „Bad Nauheimer Gespräch“
der Landesärztekammer am 14. Febru-
ar. Zu der öffentlichen Diskussionsver-
anstaltung mit dem Titel „Aggression
unter Kindern und Jugendlichen“ wa-
ren Professor Dr. med. Dr. phil. Hel-
mut Remschmidt, Leiter der Klinik für
Kinder- und Jugendpsychiatrie der
Marburger Universität, Staatssekretär
Herbert Landau vom Hessischen Ju-
stizministerium und Nicola Popović,
Vorstandsvorsitzende des Kreisschüler-
rates Main-Taunus-Kreis, nach Frank-

furt gekommen. Moderiert wurde der
Abend von Edith Strumpf, der neuen
Vorsitzenden des Rundfunkrates des
Hessischen Rundfunks; Dr. med. In-
grid Hasselblatt-Diedrich, Chefärztin
und Vorsitzende des Hartmannbundes,
Landesverband Hessen, hielt die Ein-
führung.

Remschmidt bezeichnete Aggressi-
vität und aggressives Verhalten als
menschliche Phänomene. Aussagen zu
Gewalt seien immer mit Aussagen zur
Aggression verknüpft. Allerdings äuße-
re sich nicht jeder aggressive Impuls in
Gewalttätigkeit. „Wo die Vernunft
schläft, kommt es zu Gewalt“, erklärte
Remschmidt. Männliches Geschlecht,
jugendliches Alter, frühes dissoziales
Benehmen, Hyperkinese, sozial rand-
ständige Familienverhältnisse und Ar-
beitslosigkeit zählten als Risikofakto-
ren. Für das Entstehen von Gewalt gibt
es nach Aussagen Remschmidts, der

seinerzeit Mit-
glied der Unab-
hängigen Regie-
rungskommission
zur Verhinderung
und Bekämpfung
von Gewalt der
Bundesregierung
war, verschiedene
Modelle. Sie rei-
chen von angebo-
rener Aggressions-
bereitschaft über
familiäre Proble-
me bis hin zu all-
gemeiner Orien-
tierungslosigkeit.
Aber auch eine
Gesellschaft, die
Selbstverwirkli-
chung und Lei-
stung in den Vor-
dergrund stelle,
trage ihren Teil

zur Entstehung von Gewalt bei, hob
der Psychiater hervor: „Wenn dem Ich
alle Beachtung geschenkt wird, gerät
der andere aus dem Blickfeld“. 

Der Darstellung von Gewalt in den
Medien maß Remschmidt große Be-
deutung bei. Vor allem dann, wenn Ge-
walt sozial akzeptiert oder gar belohnt
werde, reize sie zur Nachahmung. Das
gleiche gelte für Straftaten. Auf die
Frage, was man gegen die wachsende
Gewaltbereitschaft tun könne, antwor-
tete Staatssekretär Herbert Landau
knapp: „Prävention, Prävention, Prä-
vention“. Auch Remschmidt sah in
vorbeugenden Maßnahmen die einzige
Möglichkeit, Gewalt deutlich zu redu-
zieren. Vollständig unterbinden lasse
sie sich jedoch nicht: „Es handelt sich
um eine Disposition, die uns inne-
wohnt.“ In Frankfurt beschränkte sich
der Referent auf Präventionsstrategien
in Schule und Familie, da hier die Ärz-
teschaft eingreifen könne. Eltern soll-
ten Gewalt ernst nehmen, wenige, ein-
fache Familienregeln aufstellen und
sich über den Umgang ihrer Kinder in-
formieren. Auch in der Schule müßten
Mobbing, Ausgrenzung und Gewalt
geächtet werden.

Wo sind die positiven Leitbilder? Zu
welchen Aktivitäten kann man Kin-
dern und Jugendlichen raten? Hassel-
blatt-Diedrich schlug vor, den Sport-
unterricht zu fördern. Hier könnten
sich im Spiel Aggressionen entladen.
Nicola Popović berichtete über bereits
existierende Programme zur Gewalt-
und Suchtprävention an Schulen im
Main-Taunus-Kreis. Man versuche,
das Selbstbewußtsein der Schüler zu
unterstützen und ihnen – etwa durch
Theater-AGs – Anregungen für kreati-
ve Betätigungen zu geben. „Selbstbe-
wußtsein wird als „sich seiner selbst
und seiner Verantwortung bewußt
werden“ verstanden“, erläuterte Nico-

Den Teufelskreis der Gewalt durchbrechen
„Aggression unter Kindern und Jugendlichen“

Anzeige

Hinweis !
Ich, Peter Assmus, bin für die Gesellschaft Fa. Assmus & Partner
GmbH, Mainz, als Geschäftsführer nicht mehr tätig.
gez. Peter Assmus
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Bad Nauheimer Gespräche

la Popovic´. Heute, da jeder in erster
Linie an sich selbst denke, komme die-
sen Bemühungen eine besondere Be-
deutung zu. Vor einiger Zeit sei an ih-
rer Nachbarschule ein Junge ins Koma
geprügelt worden. Nach dem ersten
Schock hätten sich die anderen Schüler
rasch wieder ihren eigenen Angelegen-
heiten gewidmet. Gewalt und Indiffe-
renz: Staatssekretär Landau führte bei-
des auf die starke Tendenz zur Indivi-
dualisierung und die immer diffuser
werdenden Normen in der Gesellschaft
zurück. 

„Der Ruf nach dem Staat ist in die-
ser Situation nicht der beste“, gab er zu
bedenken. Dieser könne nur Anstöße

geben und Rahmenbedingungen set-
zen. Worauf es ankomme, sei die Ei-
geninitiative der Bürgerinnen und Bür-
ger. Landau wies auf die örtlichen Prä-
ventionsräte hin und wandte sich ge-
gen eine Forderung nach härteren Stra-
fen. Nicht jedoch gegen deren Abschaf-
fung. Er unterstrich, daß die Strafe un-
mittelbar auf die Strafhandlung folgen
müsse. Nur dann erziele sie eine Wir-
kung. Auch werde überlegt, wiederholt
straffällig gewordene Kinder und Ju-
gendliche vermehrt in geschlossenen
Heimen unterzubringen. Daß Lehre-
rinnen und Lehrer sich eine stärkere
Unterstützung bei der Gewaltpräven-
tion an Schulen wünschen, machte die

anschließende Diskussion deutlich.
Remschmidt hielt ein Zusammenwir-
ken von Lehrern, Eltern, Ärzten,
Psychologen und Polizei in Präven-
tionsgremien für unumgänglich. Ge-
meinsam forderten der Hauptge-
schäftsführer der Landesärztekammer,
Dr. Michael Popović, und Dr. Ingrid
Hasselblatt-Diedrich das Land auf,
Ärzte in die Konzepte gegen Gewalt
einzubeziehen. Mit den Worten: „Ärzte
gehören ins Präventionsgremium“,
kündigte Landau an, sich für diese For-
derung im Ministerium einzusetzen.

Katja Möhrle

Die Arbeitsbelastung in den
Krankenhäusern ist in den ver-
gangenen Jahren durch Zunah-
me des Leistungsspektrums un-
ter gleichzeitiger Verkürzung
der Patientenverweildauer kon-
tinuierlich angestiegen. 

Seit Jahren mahnt die Landes-
ärztekammer Hessen die Einhal-
tung einschlägiger Tarifbestim-
mungen und geltender arbeits-
zeitlicher Grundsätze an. Urteile
des Bundesarbeitsgerichtes so-
wie des Europäischen Gerichts-
hofes lassen keinen Zweifel, daß
auch Ärztinnen und Ärzte den
Bestimmungen des Arbeitszeit-
gesetzes unterliegen. 

Die nun beginnende Schwer-
punktaktion zur Arbeitsgestal-
tung in Krankenhäusern eröff-
net die Möglichkeit eines brei-
ten Informationsaustausches
über funktionierende Gestal-
tungsformen.

LÄK

Arbeitsschutz im Krankenhaus:
Arbeitszeitgestaltung 
in hessischen Kliniken soll verbessert werden 
Land führt Sonderaktion durch 

Die Arbeitszeitgestaltung in den hessi-
schen Kliniken soll verbessert werden.
Dies ist das Ziel einer Schwerpunktak-
tion zur Arbeitszeitgestaltung im Kran-
kenhaus, die Sozialministerin Marlies
Mosiek-Urbahn am 9. März in Wies-
baden ankündigte. „Nachdem Ärzte-
verbände auf Probleme bei der Arbeits-
zeitgestaltung – insbesondere auf über-
lange Arbeitszeiten und zu kurze Ruhe-
zeiten – aufmerksam gemacht haben,
ist eine Untersuchung der Arbeitszeiten
in hessischen Krankenhäusern erfor-
derlich. Gerade im Krankenhaus ist der
Gesundheitsschutz der dort arbeiten-
den Menschen ein wichtiges Ziel“, er-
klärte sie. Dieser setze bei der Gestal-
tung der Arbeitswelt an, wobei Lage
und Dauer der Arbeitszeit zentrale Ge-
staltungselemente sind. Die Schwer-
punktaktion werde in Kooperation mit
Organisationsverbänden der Ärzte-
schaft, der Arbeitgeber und der Kran-
kenhäuser durchgeführt. Sie sei ein

wichtiger Schritt, um mit kooperativen
und präventiven Ansätzen den Ge-
sundheitsschutz zu fördern. Dies kom-
me den Beschäftigten und letztendlich
dem Schutz und Wohl der Patienten zu-
gute. 

Die Schwerpunktaktion wird im
April 2001 starten. Sie gliedert sich
nach den Worten der Ministerin in eine
Erhebungs- und eine Beratungsphase.
Neben der Ermittlung des Ist-Standes
liege das Hauptaugenmerk darauf, die
Krankenhäuser bei der Umsetzung op-
timierter Arbeitszeitgestaltung zu
unterstützen. In die Untersuchung wer-
den hessenweit 20 Krankenhäuser ein-
bezogen. Die Ergebnisse werden mit
den jeweiligen Krankenhäusern analy-
siert und ggf. notwendige Maßnahmen
zur Verbesserung der Gestaltung der
Arbeitszeiten gemeinsam erarbeitet. Im
Herbst wird als Abschluß der Aktion
ein Expertenhearing statt finden. 

Hessisches Sozialministerium



Dr. med. Eckart Mende, Seeheim-Jugen-
heim, wurde anläßlich einer Sitzung des
Ärztlichen Kreisvereins Darmstadt mit
der Ehrenplaket-
te der Landes-
ä r z t e k a m m e r
Hessen ausge-
zeichnet. Die
Ehrenplakette
überreichte der
Präsident der
L a n d e s ä r z t e -
kammer Hessen, Dr. Alfred Möhrle, für
sein überdurchschnittliches Engage-
ment für die hessische Ärzteschaft.

Professor Dr. med. Andreas Michael
Zeiher, Medizinische Klinik IV Univer-

sitätsklinikum
Frankfurt, wur-
de der ‚Heinz
und Gudrun
Meise'-Preis ver-
liehen. Weitere
Preisträger sind:
PD Dr. Jochen
Jordan und Dr.

Benjamin Bardé. Dieser Förderpreis
wird alljährlich für eine herausragende
wissenschaftliche Arbeit zur Präven-
tion von Herz-Kreislauferkrankungen
vergeben.

Dr. med. Ralph Melcher, Würzburg, er-
hielt im Rahmen des „dies academi-
cus" in Marburg
den Promotions-
preis 2000 der
L a n d e s ä r z t e -
kammer Hessen.
Die Auszeich-
nung überreich-
te der Präsident
der Landesärzte-
kammer Hessen, Dr. Alfred Möhrle,
für seine Dissertation „Polylaktosami-
ne in mehrfach glykosylierten huma-
nen Lysozymmutanten“.
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rozirkulation und Hämorheologie in
Warnemünde mit dem Otfried-Müller-
Preis ausgezeichnet.

Dr. med. Dr. phil.
David Linden,
Frankfurt, wur-
de der Promo-
tionspreis der
Medizinischen
Fakultät für sei-
ne Arbeit „Spati-
al analysis in the
human cerebral
cortex: behavio-
ral and functio-
nal magnetic re-
sonance studies
of spatial trans-
formations in vi-
sual perception
and imagery“

verliehen. Einen weiteren Preis erhielt Dr.
med. Kerstin E. Schmidt für ihre Arbeiten
auf dem Gebiet der Neurobiologie.

Privatdozent Dr.
med. Arno Schö-
neberger, Klinik
Königstein der
KVB, wurde das
Verdienstkreuz
am Bande des
Verdienstordens
der Bundesrepu-
blik Deutschland für seine ehrenamt-
lichen Bemühungen um die Herzge-
sundheit der Bevölkerung sowie für sei-

ne Tätigkeit für
das Itzhak Rabin
Medical Center in
Israel und im
Hilfsfonds Ruß-
land verliehen.
Die Auszeich-
nung wurde vom
hessischen Mini-
sterpräsident, Ro-
land Koch, über-
reicht.

Praxisabgabe?
Wir, Assmus & Partner GmbH, seit  20 Jahren ein 
zuverlässiger Ärztepartner, verkaufen Ihre Praxis.

Schnell und diskret. Entsprechende Anfrag-Datei besteht. Ru-
fen Sie jetzt an!

Assmus & Partner GmbH
Ballplatz 7, 55116 Mainz

Tel. 06131/223023-24, Fax06131/227150

Anzeige 

Professor Dr. med. Rita Engenhart-Ca-
billic, Direktorin der Klinik für Strah-

lentherapie am
Medizinischen
Zentrum für Ra-
diologie der
Philipps-Univer-
sität Marburg,
wurde für die
Legislaturperio-
de 2001/02 zur

Vorsitzenden der Hessischen Krebsge-
sellschaft e.V. gewählt.

Professor Dr. med. Peter von Wichert,
Leiter des Zentrums für Innere Medi-

zin, Abteilung
Med i z in i s che
Poliklinik der
U n i v e r s i t ä t
Marburg, wurde
für seine wissen-
schaftlichen Lei-
stungen auf dem
Gebiet der inter-

nistischen Intensivmedizin mit der E.-
K.-Frey-Medaille in Gold ausgezeich-
net.

Dr. med. Georg-
Friedrich von
Te m p e l h o f f ,
R ü s s e l s h e i m ,
wurde auf der
J ah r e s t agung
der Deutschen
Gesellschaft für
Klinische Mik-

Ehrungen
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Bezirksärztekammer Darmstadt
Im Bereich unserer Bezirksärztekammer vollenden die Kolleginnen 
und Kollegen

 

Bezirksärztekammer Frankfurt
Im Bereich unserer Bezirksärztekammer vollenden die Kolleginnen 
und Kollegen

 

Goldenes Doktorjubiläum
Dr. med. Vera Vettermann, Heusenstamm, am 22. Mai,
Dr. med. Irmtraud Langer, Frankfurt a.M., am 25. Mai,
Dr. med. Hermann Klöckner, Frankfurt a.M., am 25. Mai.

Bezirksärztekammer Gießen
Im Bereich unserer Bezirksärztekammer vollenden die Kolleginnen 
und Kollegen

 

Bezirksärztekammer Kassel
Im Bereich unserer Bezirksärztekammer vollenden die Kolleginnen 
und Kollegen

Goldenes Doktorjubiläum
Dr. med. Wolfram Zickert, Bad Wildungen, am 8. Mai.

Bezirksärztekammer Marburg
Im Bereich unserer Bezirksärztekammer vollenden die Kolleginnen 
und Kollegen

Goldenes Doktorjubiläum
Ltd. Medizinaldirektor a.D. Dr. med. Kurt-Roderich Nittner, Marburg, am
15. Mai,
Dr. med. Ernst Franz, Münchhausen, am 30. Mai.

Bezirksärztekammer Wiesbaden
Im Bereich unserer Bezirksärztekammer vollenden die Kolleginnen 
und Kollegen

Wir gratulieren den Kolleginnen und Kollegen zu ihrem Geburtstag und
wünschen ihnen für das kommende Lebensjahr alles Gute.

Dieses Jahr findet erstmals die Deutsche Ärzte- und Apothekermei-
sterschaft – Halbmarathon – des Deutschen Verbandes langlaufen-
der Ärzte und Apotheker e.V. am 29.4.2001 in Gommern/SA, im
Rahmen des „Seenlaufs“ nahe Magdeburg statt. Auch ein 10 km-Lauf
ist möglich. Neben einer Ärzte- und Apothekerwertung erfolgt für bei-
de Laufstrecken zusätzlich eine Gästewertung. Anmeldungsunterlagen
und weitere Informationen erhalten Sie über die Geschäftsstelle des
Deutschen Verbandes langlaufender Ärzte und Apotheker e.V.
(DVLÄ), Schloßstraße 42, 39298 Barby, Tel.: 039298 / 61 670 /
690, Fax. 039298 / 61611.

   

Anzeige 



200 Hessisches Ärzteblatt 4/2001

Landesärztekammer Hessen

Wir gedenken der Verstorbenen
Dr. med. Ahmad Avini, Dipperz
* 19.7.1938     † 25.1.2001

Dr. med. Armin Baum, Marburg
* 26.5.1906    † 6.2.2001

Norbert Becker, Büdingen
* 29.11.1950    † 22.12.2000

Dr. med. Lotte Berger, Wiesbaden
* 18.2.1921     † 25.1.2001

Dr. med. Friedrich Gleim, Bad Homburg
* 21.12.1920     † 25.12.2000

Professor Dr. med. Ernst Habermann, Linden
* 31.7.1926    † 23.1.2001

Dr. med. Friedrich Hartwig, Frankfurt
* 20.3.1915     † 1.11.2000

Ulrich Helmuth Hofstaetter, Gießen
* 15.2.1919     † 23.1.2001

Dr. med. Wilhelm Höreth, Gießen
* 28.3.1915     † 13.12.2000

Dr. med. Agathe Messer, Hanau
* 21.8.1909    † 21.11.2000

Dr. med. Hedwig Mihm, Fulda
* 19.5.1913     † 9.1.2001

Dr. med. Franz Mühlenegger, Neukirchen
* 21.10.1922     † 14.2.2001

Dr. med. Wolfgang Pfannkuche, Wiesbaden
* 12.6.1922     † 7.9.2000

Dr. med. Emil Pfundstein, Wiesbaden
* 5.9.1913     † 5.12.2000

Obermedizinalrätin i.R. Dr. med. Dorothee Sorge, 
Marburg

* 23.12.1917     † 1.2.2001

Dr. med. Friedrich-Wilhelm Sydow, Fuldatal
* 27.4.1947     † 24.1.2001

Carl Adolf Wenckebach, Nidda
* 13.5.1933     † 31.8.2000

Ehrung langjährig tätiger Arzthelferinnen
Wir gratulieren den Arzthelferinnen zum 10jährigen
Berufsjubiläum,
Rita Fechner, tätig bei Dr. med. A. Weber, Oberursel
Iris Schaller, tätig bei Dr. med. H. Sorg, Frankfurt
und zum mehr als 10jährigen Berufsjubiläum,
Elke Braun, seit 20 Jahren tätig bei Dr. med. L. Szalay,
Marburg/Lahn,
In Anerkennung ihrer treuen Dienste wurde diesen Arzthelferinnen
die Arzthelferinnen-Brosche in Gold ausgehändigt.

Zum 25jährigen Berufsjubiläum gratulieren wir den Arzthelferinnen,
Waltraud Knickel, tätig bei Dr. med. H. Gaebell, Hanau,
und zum 40jährigen Berufsjubiläum
Ursula Hafenrichter, tätig bei Dr. med. Ch. Meyer, vormals Dr. med.
J. Meyer, Bensheim
In Anerkennung ihrer treuen Dienste wurde diesen Arzthelferinnen 
eine Ehrenurkunde ausgehändigt.

Kommission „Lebendspende“ 
der Landesärztekammer Hessen
Am 17. Januar 2001 fand die konstituierende Sitzung der Kommis-
sion zur gutachterlichen Stellungnahme bei Lebendnierenspenden in
der Hessischen Landesärztekammer statt. Rechtsgrundlage ist §8
Abs.3 Satz 2 des Transplantationsgesetzes. Am 29. November 2000
wurde das Hessische Gesetz zur Ausführung des Transplantationsge-
setzes (HAGTPG) vom hessischen Landtag verabschiedet.
Die Mitglieder der Kommission „Lebendspende“" der Landesärzte-
kammer sind:
� Professor Dr. med. Albrecht Encke, Zentrum der Chirurgie am

Universitätsklinikum,  Frankfurt am Main,
� Hans-Georg Kraushaar (Jurist), Schwalbach am Taunus,
� Dr. med. Wolfgang Merkle, Hospital zum Heiligen Geist, 

Frankfurt am Main,
� Professor Dr. med. Konrad Schwemmle, Klinik für Allgemein-

chirurgie am Universitätsklinikum, Frankfurt am Main,
� Hubert Wachweger (Ltd. Oberstaatsanwalt a.D.), Frankfurt am

Main,
� Dr. med. Christine Linkert, Fachärztin für psychotherapeutische

Medizin.

Den verantwortungsvollen Umgang mit
Strahlung lernen 
Lehrgang „Kenntnisse im Strahlenschutz“ in der Carl-Oelemann-Schu-
le, Bad Nauheim
Ab 18.6.2001 bietet die Carl-Oelemann-Schule in Bad Nauheim vor-
zugsweise für Auszubildende den Lehrgang „Kenntnisse im Strahlen-
schutz gemäß § 23 Nr.4 RöV“ an. Die nachstehend aufgeführten Ter-
mine des 120-Stunden-Lehrgangs liegen zumeist in den Ferienzeiten:

Lehrgang Nr. 01/AZ/1 Teil 1a: 18.06. – 21.06.2001
Teil 1b: 01.08. – 04.08.2001
Teil 2a: 01.10. – 05.10.2001
Teil 2b: 12.12. – 15.12.2001

Wenn Sie Informationsmaterial und Anmeldeformulare benötigen,
wenden Sie sich bitte an: 
Carl-Oelemann-Schule, Frau Kinsche
Carl-Oelemann-Weg 26, 61231 Bad Nauheim
Telefon  0 60 32 / 30 51 87, Fax 0 60 32 / 30 51 80
Wir senden Ihnen das Gewünschte gerne zu.

Verlust von Arztausweisen
Folgende Arztausweise sind verlorengegangen und werden 
hiermit für ungültig erklärt.

Arztausweis Nr. HS/F/9388, ausgestellt am 25.1.2000, 
für Henning Jahr, Oberursel,
Arztausweis Nr. HS/D/3396, ausgestellt am 9.9.1999, 
für Dr. med. Susanne Heß, Darmstadt,
Arztausweis Nr. HS/K/3439, ausgestellt am 1.7.1996, 
für Michael Kind, Kassel,
Arztausweis Nr. HS/F/9269, ausgestellt am 1.10.1999, 
für Claudia Krause, Hochheim,
Arztausweis Nr. HS/M/02/2001, ausgestellt am 3.1.2001, 
für Anja Lorch, Marburg,
Arztausweis Nr. HS/F/9227, ausgestellt am 27.8.1999, 
für Katharina Tykal, Frankfurt,
Arztausweis Nr. HS/G/3211, ausgestellt am 12.10.1993, 
für Birgit Veidt-Nahm, Wetzlar,
Arztausweis Nr. 14148, ausgestellt am 12.1.1996 in Karlsruhe, 
für Jean-Pierre Wehrle, Bad Wildungen.
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Kassenärztliche Vereinigung Hessen

Folgende Vertragsarztsitze werden nach § 103 Abs. 4 SGB V zur Beset-
zung ausgeschrieben. Die Zulassung des Vertragsarztes/der Vertrags-
ärztin endet und soll durch einen Praxisnachfolger fortgeführt werden:

Planungsbereich Darmstadt-Stadt
Darmstadt-Mitte Chirurgin/Chirurg
Darmstadt Mitte Anaesthesistin/Anaesthesist

(Gemeinschaftspraxisanteil)
Darmstadt-Mitte Frauenärztin/Frauenarzt
Darmstadt-Mitte HNO-Ärztin/HNO-Arzt

Planungsbereich Bergstraße
Bensheim Frauenärztin/Frauenarzt

Planungsbereich Odenwaldkreis
Michelstadt Allgemeinärztin/Allgemeinarzt
Erbach Allgemeinärztin/Allgemeinarzt

Bewerbungen bitten wir binnen eines Monats nach Erscheinen dieser Aus-
gabe des Hessischen Ärzteblattes an die Kassenärztliche Vereinigung
Hessen, Bezirksstelle Darmstadt, Wilhelminenplatz 7, 64283 Darmstadt
zu senden

Planungsbereich Frankfurt /M. Stadt
Frankfurt /M.-Eschersheim prakt. Ärztin/ prakt. Arzt

Allgemeinärztin/Allgemeinarzt
(Gemeinschaftspraxisanteil)

Frankfurt/M.-Eschersheim prakt. Ärztin/ prakt. Arzt
Allgemeinärztin/Allgemeinarzt

Frankfurt /M.-Hausen prakt. Ärztin/prakt. Arzt
Allgemeinärztin/Allgemeinarzt

Frankfurt/M.-Nordend Internistin/ Internist
Frankfurt/M.-Westend Ärztin/Arzt für Psycho-

therapeutische Medizin

Planungsbereich Hoch-Taunus-Kreis
Oberursel Hautärztin/ Hautarzt

Planungsbereich Offenbach /M. -Stadt
Offenbach /M.-Tempelsee Frauenärztin/Frauenarzt
Offenbach /M.-Innenstadt Psychologische Psycho-

therapeutin/Psychologischer 
Psychotherapeut

Bewerbungen bitten wir binnen eines Monats nach Erscheinen dieser Aus-
gabe des Hessischen Ärzteblattes an die Kassenärztliche Vereinigung
Hessen, Bezirksstelle Frankfurt, Georg-Voigt-Straße 15, 60325 Frank-
furt zu senden

Planungsbereich Gießen
Gießen prakt. Ärztin/prakt. Arzt

Allgemeinärztin/Allgemeinarzt

Planungsbereich Wetteraukreis
Büdingen prakt. Ärztin/prakt. Arzt

Allgemeinärztin/Allgemeinarzt
Büdingen prakt. Ärztin/prakt. Arzt

Allgemeinärztin/Allgemeinarzt
Friedberg prakt. Ärztin/prakt. Arzt

Allgemeinärztin/Allgemeinarzt

Bewerbungen bitten wir binnen eines Monats nach Erscheinen dieser Aus-
gabe des Hessischen Ärzteblattes an die Kassenärztliche Vereinigung
Hessen, Bezirksstelle Gießen, Eichgärtenallee 6, 35394 Gießen zu sen-
den.

Planungsbereich Werra-Meißner-Kreis
Eschwege Augenärztin/Augenarzt

Planungsbereich Landkreis Waldeck-Frankenberg
Allgemeinärztin/Allgemeinarzt
(Gemeinschaftspraxisanteil)

Bewerbungen bitten wir binnen eines Monats nach Erscheinen dieser
Ausgabe des Hessischen Ärzteblattes an die Kassenärztliche Vereinigung
Hessen, Bezirksstelle Kassel, Pfannkuchstraße 1, 34121 Kassel zu sen-
den.

Planungsbereich Hochtaunus
Schmitten-Arnoldshain prakt. Ärztin/prakt. Arzt

Allgemeinärztin/Allgemeinarzt

Bewerbungen bitten wir binnen eines Monats nach Erscheinen dieser Aus-
gabe des Hessischen Ärzteblattes an die Kassenärztliche Vereinigung
Hessen, Bezirksstelle Limburg, Adelheidstraße 7, 65549 Limburg zu
senden.

Planungsbereich Marburg-Biedenkopf
Marburg Allgemeinärztin/Allgemeinarzt

Gemeinschaftspraxisanteil
(zukünftig als Praxisgemeinschaft)

Planungsbereich Waldeck-Frankenberg
Frankenberg Fachärztin/Facharzt 

für Innere Medizin
(Gemeinschaftspraxisanteil)

Bewerbungen bitten wir binnen eines Monats nach Erscheinen dieser Aus-
gabe des Hessischen Ärzteblattes an die Kassenärztliche Vereinigung
Hessen, Bezirksstelle Marburg, Raiffeisenstraße 6, 35043 Marburg zu
senden

Planungsbereich Wiesbaden
Wiesbaden Urologin/Urologe
Wiesbaden Diagnostische Radiologin/

Diagnostischer Radiologe
(Gemeinschaftspraxisanteil)

Wiesbaden Prakt. Ärztin/Prakt. Arzt

Planungsbereich Rheingau-Taunus-Kreis
Psychologische Psycho-
therapeutin/ Psychologischer 
Psychotherapeut

Bewerbungen bitten wir binnen eines Monats nach Erscheinen dieser Aus-
gabe des Hessischen Ärzteblattes an die Kassenärztliche Vereinigung
Hessen, Bezirksstelle Wiesbaden, Abraham-Lincoln-Straße 36, 65189
Wiesbaden, zu senden

Die Kassenärztliche Vereinigung Hessen, 
Körperschaft des Öffentlichen Rechts – Landesstelle –
vermittelt für ihre Mitglieder

Praxisvertreter/-innen
für Praxisvertretungen im Land Hessen.
Ärzte, die einen Vertreter benötigen und Ärzte, die selbst eine Vertre-
tung übernehmen möchten, werden gebeten, sich an die 
Kassenärztliche Vereinigung Hessen  – Landesstelle –  
Georg-Voigt-Straße 15, 60325 Frankfurt/M., 
Telefon 069/79502-757  zu wenden.
Der Arzt, der sich in seiner Praxis vertreten läßt, hat sich nach §20 Be-
rufsordnung der Ärzte in Hessen zu vergewissern, daß der Vertreter
die Voraussetzungen für eine ordnungsgemäße Vertretung erfüllt.

Qualitätszirkel: Kostenloses Moderatorentraining 
durch die KV Hessen
Nach den Grundsätzen für die Qualitätszirkelarbeit der Landesärzte-
kammer Hessen und der Kassenärztlichen Vereinigung Hessen ist für
die Anerkennung eines Qualitätszirkels ein ausgebildeter Moderator,
der den Zirkel leitet, unabdingbar. Die KV Hessen bietet in ganz Hes-
sen regelmäßig im Abstand von ca. 6 Wochen zweitägige Moderato-
rentrainings an. Diese finden in verschiedenen Bezirksstellen an Wo-
chenenden statt. Die Trainings sind für niedergelassene Vertragsärzte
kostenlos! Bei Interesse melden Sie sich bitte bei Ihrer zuständigen Be-
zirksstelle oder direkt an die KVH-Landesstelle, (069/79502-519) an.
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